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Vorwort

Wirkungsvolle Maßnahmen zur Verbesserung 
der Energieeffi zienz sind eine wesentliche Voraussetzung 
für die nachhaltige Entwicklung unserer Gesellschaft. 
Zum einen lassen sich mit dem rationellen Einsatz von 
Energie die Emissionen spürbar reduzieren. Zum anderen 
wird mittelfristig die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen, die sorgsam mit Ressourcen umgehen, gestärkt.

Trotz der Liberalisierung der Energiemärkte für 
Strom und Gas liegt langfristig eine große Unsicher-
heit auf der Energiepreis-Entwicklung. Eine dauerhafte 
Senkung der betrieblichen Energiekosten lässt sich nur 
durch die Verbesserung der Energieeffi zienz und die 
Optimierung der Versorgung erreichen. Die technischen 
und organisatorischen Möglichkeiten werden bislang 
jedoch nur zu einem geringen Teil ausgenützt. Insbeson-
dere in kleinen und mittleren Betrieben fehlen zu einer 
Identifi kation der Problemfelder meist die personellen 
Ressourcen.

Das Landesgewerbeamt Baden-Württemberg 
möchte deshalb kleinen und mittleren Betrieben die mög-
lichen Einspar-Potenziale aufzeigen und sie dazu ermun-
tern, eigene Schritte zu einem effi zienteren Energieeinsatz 
zu gehen.  

Der Leitfaden „Energiekonzepte für kleine und 
mittlere Unternehmen“ soll hierzu einen Beitrag leisten, 
indem er Anregungen und Beispiele aus verschiedenen 

Branchen zu den Themen Energiebeschaffung, Energie-
anwendung und Energieversorgung darstellt. Er kann 
jedoch nicht die qualifi zierte Analyse von Energieberatern 
ersetzen.

Angeregt und unterstützt wurde die Broschüre 
vom Landesarbeitskreis „Umweltschonende Energie-
nutzung in der mittelständischen Wirtschaft“ unter 
Leitung des Obmanns Gunther Claus. Den beteiligten 
Fachverbänden sowie dem Autorenteam Bernd Leven und 
Carsten Schaefer vom Institut für Energiewirtschaft und 
Rationelle Energieanwendung der Universität Stuttgart 
möchte ich für ihre Arbeit recht herzlich danken.

Ich hoffe sehr, dass der Leitfaden eine breite Nut-
zung in kleinen und mittleren Betrieben erfährt und dazu 
beiträgt, den Energieverbrauch und die Energiekosten 
nachhaltig zu senken.

Stuttgart, im März 2004

Rose Köpf-Schuler 
Stellvertretende Präsidentin  
des Landesgewerbeamts Baden-Württemberg
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1   Einleitung

Die Rationelle Energieanwendung stellt sowohl 
aus wirtschaftlichen Gründen als auch aus Gründen des 
Um weltschutzes ein wichtiges Handlungsfeld dar. Die 
vorhandenen Möglichkeiten zur Verbesserung der Energie-
anwendung, der Energieversorgung und der Beschaffung 
von Energie werden nur zu einem geringen Teil ausge-
schöpft. 

Obwohl viele Maßnahmen aus wirtschaftlicher Sicht 
sinnvoll wären, werden sie nur in wenigen Betrieben iden-
tifi ziert und umgesetzt. Als Hemmnisse werden insbeson-
dere in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
• der Mangel an personellen Kapazitäten und an 

Fachwissen,
• die Risiken hinsichtlich der Produktionssicherheit oder 

des Komforts für die Kunden,
• fehlendes Kapital für Investitionen und
• Angst vor Veränderungen 
angesehen. 

Um diesen Hemmnissen entgegen zu wirken, veröffent-
licht das Landesgewerbeamt Baden-Württemberg 
mehrere Informationsbroschüren zu unterschiedlichen 
Aspekten der Energieanwendung und zu Förderprogram-
men. Ergänzend hierzu soll der vorliegende Leitfaden den 

Betrieb als Einheit betrachten und die Themen
• Energiebeschaffung,
• Energieanwendung und
• Energieversorgung
im Zusammenhang darstellen. Es soll also gezeigt werden, 
wie ein betriebliches Energiekonzept erstellt wird. Hierzu 
gehört neben der Bestandsaufnahme und Bewertung 
der Energieeffi zienz die Darstellung von Verbesserungs-
möglichkeiten. Da der vorliegende Leitfaden nicht alle 
Branchen abdecken kann, werden Beispiele dargestellt 
und Informationsquellen für spezielle Fragen angegeben. 
Neben den technischen Aspekten werden insbesondere 
die Möglichkeiten und Herausforderungen, die sich durch 
Veränderungen auf den Energiemärkten ergeben sowie 
neue Organisationsformen der Energieversorgung – ins-
besondere das Contracting – dargestellt.

Vorrangiges Ziel des Leitfadens ist es, dem interessierten 
Laien, Fachbetrieben und Planungsbüros Möglichkeiten 
zur Erstellung bzw. zur Verbesserung des betrieblichen 
Energiekonzepts aufzuzeigen. Durch Hinzuziehen von 
externen Experten können die Ideen dann hinsichtlich 
der technischen Machbarkeit und der Wirtschaftlichkeit 
bewertet und umgesetzt werden. 
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2   Energiebeschaffung

Eine effi ziente Energiebeschaffung stellt neben 
Maßnahmen zur Rationellen Energieanwendung eine 
Möglichkeit zur Reduzierung der Energiekosten dar. 
Vergleiche zeigen, dass bei gleicher Abnahmemenge und 
ähnlichen Lastgängen teilweise deutliche Preisunterschie-
de bestehen. Darüber hinaus lassen sich durch die Wahl 
des Energieträgers ebenfalls Kosteneinsparungen und 
Umweltvorteile realisieren.

In diesem Kapitel werden deshalb die wesentlichen 
Grundlagen zur Energiebeschaffung dargestellt. Auf-
grund der jeweiligen Märkte wird unterschieden in 
• konventionelle leitungsgebundene Energieträger 

(Strom, Erdgas und Fernwärme) 
• konventionelle nicht leitungsgebundene Energieträger 

(Heizöl und Flüssiggas) 
• regenerative Energieträger (Holzpellets und Holzhack-

schnitzel) und
• Energiedienstleistungen.

2.1  STROM

Die Märkte für Strom und Gas sind seit April 1998 geöff-
net, d.h. die Gebietsmonopole der Energieversorgungs-
unternehmen sind aufgehoben worden und jeder Kunde 
kann im allgemeinen seinen Lieferanten frei wählen. 
Durch diese Liberalisierung des Strommarktes ergeben 
sich für die KMU neue Herausforderungen und neue 
Möglichkeiten. Insbesondere lassen sich aufgrund des nun 
vorhandenen Wettbewerbs deutlich niedrigere Preise 
oder zusätzliche Leistungen durch den Stromlieferanten 
realisieren.

2.1.1  OPTIMIERUNG DER STROMBESCHAFFUNG

Die Optimierung der Strombeschaffung kann ohne und 
mit einem Lieferantenwechsel erfolgen. 

Eine Optimierung ohne Lieferantenwechsel ist durch 
Nachverhandlungen oder die Gestaltung eines neuen 
Liefervertrages möglich. Vor einer Nachverhandlung mit 
dem Lieferanten sollten Preise, Laufzeit, mögliche Min-
destabnahmemengen, Ausstiegs- und Preisanpassungs-
klauseln des aktuellen Vertrags überprüft werden.

Eine Optimierung mit Lieferantenwechsel beinhaltet die 
Ausschreibung und den Abschluss eines neuen Lieferver-
trags, den Abschluss eines Netzanschluss-, Netznutzungs- 
bzw. Durchleitungsvertrags. Der Stromabnehmer wird 
dabei vom neuen Lieferanten unterstützt. 

Bei einem Lieferantenwechsel kann auch die Bildung einer 
Einkaufsgemeinschaft oder die Inanspruchnahme eines 
externen Dienstleisters vorteilhaft sein. Zum Beispiel hat 
der Baden-Württembergische Handwerkstag (BWHT) 
für seine Mitglieder eine Einkaufsgemeinschaft für Strom 
und Gas gegründet (www.handwerk-bw.de). Durch grö-
ßere Abnahmemengen lassen sich in der Regel günstigere 
Preise realisieren. Allerdings müssen Einkaufsgemein-
schaften beim Kartellamt angemeldet werden. 

Bei der Bewertung der bestehenden Verträge sollte ein 
externer Berater hinzu gezogen werden. Wesentlichen 
Einfl uss auf Nachverhandlungen oder einen Lieferanten-
wechsel haben die im Vertrag enthaltenen Ausstiegs-
klauseln und die Restlaufzeit. Generell sind eine kurze 
Vertragslaufzeit und günstige Ausstiegsklauseln anzustre-
ben. Gegebenenfalls ist hierzu ein Rechtsanwalt hinzu zu 
ziehen.

Darüber hinaus stellt die Kenntnis der eigenen Ver-
brauchsdaten einen Verhandlungsvorteil dar. Durch die 
Überwachung und die Kontrolle des Stromverbrauchs 
lassen sich Abweichungen von Vorperioden identifi zieren 
und die Rechnungen des Lieferanten überprüfen. 

2.1.2  MARKTGERECHTE PREISGESTALTUNG

Besondere Bedeutung kommt in jedem Fall der Kenntnis 
der marktgerechten Preisgestaltung zu. Tarifrechner sind 
im Anhang B genannt.

Bei Preisvergleichen sollten die einzelnen Preisbestand-
teile beachtet werden. Dies sind
• der verbrauchsabhängige Arbeitspreis (für den Strom-

verbrauch) in ct/kWh,
• der Leistungspreis (für die Bereitstellung der elektri-

schen Leistung) in €/kW oder €/kVA,
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• der Verrechnungs- oder Messpreis (für die Kosten der 
Mess- und Steuereinrichtungen und die Verrechnung) 
in €/a oder €/Monat,

• das Durchleitungs- oder Netznutzungsentgelt (für den 
Transport des Stroms vom Versorger zum jeweiligen 
Betrieb),

• die Konzessionsabgabe (ist häufi g im Arbeitspreis 
enthalten),

• die Belastungen durch gesetzliche Rahmenbedingun-
gen z. B. durch das KWK-Gesetz und das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (vgl. Kap. 8.2),

• die Stromsteuer bzw. Ökosteuer (Kap. 8.2) und
• die Mehrwertsteuer.

Die Charakteristik des Energiebedarfs hat einen wesent-
lichen Einfl uss auf den Preis und bietet deshalb ebenfalls 
Ansatzpunkte zur Kostensenkung. Neben der Span-
nungsebene, auf der der Strom bezogen wird, ist der 
Lastgang von Bedeutung. Hierzu zählt die Nutzung von 
Schwachlastzeiten (z. B. nachts und am Wochenende), die 
Überwachung und der Abbau von Leistungsspitzen durch 
Lastmanagement (siehe Kap. 4.3.1) oder Bündelung meh-
rerer Standorte bzw. Betriebe in Einkaufsgemeinschaften.

2.1.3  SONDERTARIFE FÜR WÄRMEPUMPEN UND 

 UNTERBRECHBARE VERTRÄGE

Für spezielle Anwendungen, wie z. B. elektrische Wärme-
pumpen oder Speicherheizungen, bieten viele Stromliefe-
ranten Sondertarife an. 

Eine weitere Möglichkeit, die Energiekosten zu senken, 
besteht im Abschluss von „Unterbrechbaren Lieferver-
trägen“. Hierbei wird dem Energielieferanten das Recht 
eingeräumt, bei Versorgungsengpässen die Stromversor-
gung nach vorheriger Ankündigung für eine bestimmte 
Zeit auszusetzen. Zwar sind durch solche Verträge günsti-
gere Konditionen möglich, jedoch müssen eventuelle Pro-
duktionsausfälle, die durch eine Abschaltung entstehen, 
bei der Entscheidung berücksichtigt werden.

2.1.4  ÖKOSTROM

Ähnlich wie Privatverbraucher können auch Unter-
nehmen Strom aus regenerativen Energiequellen oder 
ökologisch vorteilhaften Anlagen beziehen. Zu den 
regenerativen Energiequellen zählen z. B. Windenergie, 
Sonnenenergie, Biomasse und Wasserkraft. Die energeti-
sche Nutzung von Reststoffen, z.B. in Müllverbrennungs-
anlagen wird hinsichtlich der CO2-Emissionen häufi g 
auch als regenerative Energiequelle bezeichnet.

Durch die Entscheidung, Ökostrom zu kaufen, wird eine 
Veränderung zur umweltschonenden Stromerzeugung 
unterstützt, da Neuanlagen mit diesen neuen Tarifen 
fi nanziert werden können. Durch den Bezug von Öko-
strom können beispielsweise das Verantwortungsbe-
wusstsein gegenüber der Umwelt dokumentiert und in 
den Umweltleitlinien festgesetzte Ziele erreicht werden. 
Preisvergleiche und Anbieter von Ökostrom sind in 
Anhang B genannt. Bei der Wahl eines Angebotes ist auf 
die Anteile der einzelnen Energiequellen zu achten. Auf-
grund der Vielzahl unterschiedlicher Produkte wurden 
Zertifi kate entwickelt, mit denen die Herkunft des Strom 
(hinsichtlich Brennstoff bzw. Kraftwerkstyp) nachge-
wiesen wird.

2.1.5  WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen und Merkblätter für die 
Optimierung der Strom- und Gasbeschaffung (Vorge-
hensweise, Ausschreibungen, Einkaufsgemeinschaften, 
Vertragsgestaltung usw.) sind in Kap.4.3  z. B. unter 
www.wuerzburg.ihk.de/energie bzw. in /LGA 01a/ und 
/BIHK 02/ dargestellt.

2.2  ERDGAS

Zwar wurde der Erdgasmarkt ähnlich wie der Strom-
markt durch das Energiewirtschaftsgesetz liberalisiert, 
jedoch können aufgrund der bisherigen Vereinbarungen 
über den Netzzugang nur Unternehmen mit einem sehr 
hohen Erdgasbedarf die Möglichkeiten nutzen. 

2.2.1  TARIFE UND PREISREGLUNGEN

Je nach Menge und Leistung des Erdgasbezugs werden 
die Kosten auf Basis eines allgemeinen Tarifs oder eines 
Sondervertrags abgerechnet. Bei den Allgemeinen Tarifen 
setzt sich der Preis üblicherweise zusammen aus 
• einem mengenbezogenen Arbeitspreis in ct/kWhHo 

und 
• einem festen Grund- oder Messpreis in €/a oder 

€/Monat.

Der Arbeitspreis wird in der Regel auf den Brennwert 
des Gases bezogen. Da Nutzungsgrade bzw. Aufwands-
zahlen von Heizkesseln aber auf den Heizwert bezogen 
sind, ist bei der Kostenberechnung bzw. bei Vergleichen 
mit anderen Energieträgern der Unterschied von rund 11 % 
zu beachten (vgl. Kap. 6.5.1). 

Für den Arbeitspreis werden teilweise Zonenpreisrege-
lungen vereinbart. Das heißt: Übersteigt der Gasbezug im 

2   Energiebeschaffung
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Abrechnungsjahr bestimmte Mengengrenzen, wird der 
Arbeitspreis für die darüber  hinaus bezogenen Mengen 
sukzessiv gesenkt. 

Der Grund- oder Messpreis wird meist durch die Nenn-
leistung der installierten Gasverbrauchseinrichtung 
bestimmt. Liegt der tatsächliche Leistungsbedarf unter 
dieser abgerechneten Leistung, sollte mit dem Lieferanten 
über eine Reduzierung der Verrechnungsleistung verhan-
delt werden. 

Bei der Auswahl des günstigsten Tarifs ist die Kenntnis 
des Verbrauchs und der erforderlichen Leistung eine 
wesentliche Voraussetzung. Sind diese Daten zu Beginn 
eines Abrechnungsjahres nicht bekannt, sollte mit dem 
Lieferanten „Bestabrechnung“ vereinbart werden.

Bei Sonderverträgen sind weitere Regelungen zu 
beachten:
Als Eckdaten werden meist die Vertragsmengen, d. h. die 
maximale Jahresmenge und die vorzuhaltende Stunden- 
bzw. Tagesleistung, vereinbart. Die Festlegung dieser 
Mengen sollte möglichst genau dem tatsächlichen Bedarf 
entsprechen, insbesondere wenn eine Mindestabnah-
meverpfl ichtung (üblich ca. 50 bis 70 % der vereinbarten 
Menge und Leistung) festgelegt wird. Bei Neuanschlüssen 
sollte das vertragliche Mengengerüst erst nach Ablauf 
eines Jahres festgelegt und eine Mindestabnahmever-
pfl ichtung zunächst ausgesetzt werden.

Bei großen Abnahmemengen und der Möglichkeit, einen 
Alternativbrennstoff (z. B. Heizöl) einzusetzen, kann eine 
unterbrechbare Lieferung zu deutlich günstigeren Kondi-
tionen ausgehandelt werden.

Ziel des Kunden sollte eine Senkung der Leistungsspitze 
sein. Dies kann neben Maßnahmen auf der Verbrauchs-
seite auch durch die rechnerische Berücksichtigung eines 
Gleichzeitigkeitsfaktors bei einem Gasbezug für mehrere 
Verbrauchseinheiten erreicht werden (üblich 0,5 bis 0,7).
Der Ausgestaltung der Bestimmungen zur Preisanpas-
sung sollte besondere Aufmerksamkeit, ggf. mit Un-
terstützung eines externen Beraters, gewidmet werden. 
Preisanpassungen erfolgen beim Arbeitspreis durch die 
Bindung an die Preisentwicklung des Alternativenergie-
trägers Heizöl oder an die aus Kundensicht nicht trans-
parenten und damit abzulehnenden Einkaufskonditionen 
des Lieferanten. Der Leistungs- und Messpreis wird häufi g 
an die Lohnentwicklung bzw. den Investitionsgüterindex 

gekoppelt und sollte aus Kundensicht einen möglichst ge-
ringen Anteil ausmachen. Darüber hinaus haben sowohl 
die Mineralöl- als auch die Erdgassteuer Einfl uss auf den 
Arbeitspreis. 

Hinsichtlich der Laufzeit können durch längerfristige 
Verträge oft günstigere Konditionen ausgehandelt wer-
den. Dennoch sind derzeit kurzfristige Verträge zwischen 
einem und max. drei Jahren bzw. günstige Kündigungs-
fristen anzustreben. Dies erleichtert bei einer weiteren 
Liberalisierung des Gasmarktes einen späteren Lieferan-
tenwechsel oder Nachverhandlungen.

Auch bei der Gasbeschaffung können durch hinzuziehen 
externer Berater oder eine Einkaufsgemeinschaft z.B. 
des Baden-Württembergischen Handwerkstags 
www.handwerk-bw.de ggf. günstigere Konditionen erzielt 
werden. Tarifrechner für Erdgas sind im Anhang B 
genannt.

2.3  FERNWÄRME

Bei der Beschaffung von Fernwärme besteht aufgrund der 
Versorgungsstruktur in der Regel nicht die Möglichkeit, 
durch einen Lieferantenwechsel die Kosten zu optimie-
ren. Jedoch lassen sich auch beim Bezug von Fernwärme 
Kosten reduzieren. 

Der Preis für den Fernwärmebezug setzt sich im allgemei-
nen zusammen aus 
• dem Arbeitspreis für die gelieferte Wärmemenge in 

ct/kWh, 
• dem Leistungspreis für die bereit gestellte Wärmeleis-

tung im Abrechnungsjahr in €/kW und
• dem Verrechnungspreis für die Messung, Ablesung und 

Abrechnung in €/a.

Ähnlich wie bei Gas ist der Arbeitspreis oft über Anpas-
sungsbestimmungen an die Entwicklung des Heizölprei-
ses gebunden. Eine Reduktion des Arbeitspreises lässt sich 
möglicherweise durch Verhandlungen mit dem Lieferan-
ten erreichen, wenn günstigere Preise bei gleichartigen 
Unternehmen genannt werden können oder im Betrieb 
die technischen Möglichkeiten zur Nutzung eines alter-
nativen Brennstoffs oder einer KWK-Anlage bestehen. 
Insbesondere bei Betriebserweiterungen besteht eine gute 
Verhandlungsposition.

Zur Absenkung des Leistungspreises sollte der tatsächli-
che Bedarf (ggf. durch Hinzuziehen eines externen Bera-

2   Energiebeschaffung
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ters) geprüft und durch technische Maßnahmen reduziert 
werden. Mit einer einfach umzusetzenden Anpassung der 
Nennwärmeleistung durch den Lieferanten lassen sich 
häufi g deutliche Kosteneinsparungen erzielen. 

2.4  HEIZÖL EL

Der Preis für Heizöl Extra Leicht hängt insbesondere 
vom Rohölpreis und dem Dollarkurs ab und unterliegt 
Schwankungen. Jahreszeitliche Einfl üsse sind hierbei 
von untergeordneter Bedeutung. Zur Optimierung der 
Heizölbeschaffung sollte
• nach Möglichkeit eine große Menge auf einmal bestellt 

werden, da der Preis deutlich von der Liefermenge 
abhängt,

• der Heizölpreis aufmerksam beobachtet werden und die 
Bestellung bei einer günstigen Preislage erfolgen.

Preisentwicklungen sind im Internet, z.B. unter 
www.brennstoffhandel.de oder in Tageszeitungen darge-
stellt. 

Neben dem konventionellen Heizöl EL ist seit einiger Zeit 
Heizöl EL schwefelarm auf dem Markt verfügbar. Dieses 
schwefelarme und mit Additiven versetzte Heizöl ist 
besonders vorteilhaft für den Einsatz in Öl-Brennwertge-
räten, weil dadurch meist auf den Einsatz der sonst erfor-
derlichen Neutralisationseinrichtung für das Kondensat 
verzichtet werden kann. Weiterführende Informationen 
sind zu fi nden unter www.schwefelarmes-heizoel.de.

2.5  FLÜSSIGGAS

Als Alternative zum Heizöl oder zu Erdgas lässt sich auch 
Flüssiggas für die Wärmebereitstellung einsetzen, z.B. in 
Brennwertgeräten, in KWK-Anlagen, in der Gastrono-
mie oder im Gartenbau (zur Unkrautbekämpfung). 

Einfl uss auf den Preis haben u. a. die Lieferregion, die 
Liefermenge, die Jahreszeit und ggf. Sonderkonditionen.
Grundsätzlich kann der Flüssiggastank gekauft oder 
durch den Gaslieferanten bereit gestellt werden. In 
letzterem Fall wird häufi g ein mehrjähriger Liefervertrag 
mit dem Gaslieferanten abgeschlossen. Welche Vari-
ante wirtschaftlicher ist, ist unter Berücksichtigung der 
Investition und der Bezugspreise für Flüssiggas und der 
Kosten für die Abholung, Reinigung usw. zu prüfen. 
Detaillierte Informationen zum Thema sind z.B. unter 
www.energienetz.de/ zu fi nden.

2.6  REGENERATIVE BRENNSTOFFE

Zu den regenerativen Brennstoffen zählen beispielsweise 

Stückholz, Hackschnitzel, Holzpellets, Stroh bzw. Stroh-
pellets, Rapsöl bzw. -methylester (RME) und Biogas. Für 
kleine und mittlere Unternehmen sind wegen der auto-
matisierbaren Befüllung Holzpellets (vgl. Abbildung 2-1
nach /BIZ 2001/) und Holzhackschnitzel besonders 
relevant.

Holzpellets, die eher in kleinen Feuerungsanlagen (10 bis 
ca. 1.000 kW) eingesetzt werden, können entweder direkt 
vom Hersteller oder von Händlern bezogen werden. Die 
Anlieferung erfolgt entweder in Säcken oder lose, d.h. 
die Pellets werden in den Lagerraum „eingeblasen“ (vgl. 
Abbildung 2-2 nach /BIZ 2001/). 

Holzpellets haben nach DIN 51 731 einen Wassergehalt 
von max. 12 % bzw. nach ÖNORM M 7135 von max. 10 %. 
Aktuelle Preise werden z.B. vom Kompetenzzentrum für 
nachwachsende Rohstoffe veröffentlicht (www.carmen-
ev.de). Weitere Informationen stellt der Deutsche Energie-
Pellet-Verband e.V. (www.depv.de ) zur Verfügung.

Bei Holzhackschnitzeln, die eher in großen Feuerungs-
anlagen (50 kW bis 60 MW) eingesetzt werden, handelt 
es sich im Vergleich zu Pellets um weniger standardisierte 
Brennstoffe und regionalere Märkte. Die Hackschnitzel 
können aus Sägewerken, von Forstbetrieben oder von 
Händlern bezogen werden. Die Preise für Holzhack-

Abbildung 2-1: Holzpellets zur Verwendung in Biomasse-
feuerungen

2   Energiebeschaffung
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schnitzel hängen deutlich vom regionalen Markt und der 
Bezugsquelle ab.

Da der Wassergehalt zwischen rund 20 und 50 % liegen 
kann, wird gerade bei einem größeren Verbrauch eine 
Messung des Wassergehalts empfohlen, da hiervon der 
Heizwert des Brennstoffs und der Wartungsaufwand 
des Kessels abhängt. Werden die Hackschnitzel nur von 
einem Lieferanten bezogen, erfolgt meist eine Vergütung 
auf Basis der gemessenen Wärmeabgabe des Heizkessels.
Weiterführende Informationen werden von der Facha-
gentur Nachwachsende Rohstoffe e. V. unter www.bio-
energie.de zur Verfügung gestellt. Diese unterstützt 

die Forschung, Entwicklung und Markteinführung im 
Bereich Nachwachsende Rohstoffe. Außerdem LGA-
Schriften „Biogene Brennstoffe“.

2.7  ENERGIEDIENSTLEISTUNGEN

Zusätzlich zum Bezug von Strom und Brennstoffen 
sowie als Alternative dazu werden in den letzten Jahren 
vermehrt Energiedienstleistungen angeboten. Hierzu 
gehören z.B.

• das Energiedatenmanagement oder 
• Energiecontrolling
• das Einspar-Contracting,
• das Betriebsführungs-Contracting,
• das Energieliefer-Contracting,
• das Finanzierungs-Contracting oder
• das Facility Management (d. h. teilweise oder voll-

ständige Bewirtschaftung von Gebäuden hinsichtlich 
Medienversorgung, Beheizung, Belüftung, Reinigung 
usw.).

Detailliertere Informationen zu diesem Themenbereich 
sind in Kap. 8.1 dargestellt.

Abbildung 2-2: Anlieferung und „Einblasen“ von Holz-
pellets in den Lagerraum

2   Energiebeschaffung
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3   Energieanwendung

Die energetische Optimierung eines Betriebes 
sollte dort beginnen, wo der Energiebedarf entsteht. 
Häufi g lassen sich dadurch Investitionen in die Erwei-
terung der Versorgungseinrichtungen vermeiden oder 
aufschieben. Nach der Optimierung des Energiebedarfs 
kann dann eine angepasste effi ziente Versorgungsstruktur 
für den Betrieb entwickelt werden. 

In diesem Kapitel werden deshalb ausgewählte Techniken 
und Maßnahmen zur Rationellen Energieanwendung 
dargestellt. Da zu den meisten dieser Techniken bereits 
eigene Publikationen erschienen sind, werden die Themen 
hier nur angerissen.

3.1  HEIZUNG UND WARMWASSER

Im Sektor Gewerbe, Handel und Dienstleistungen 
werden rund die Hälfte des Endenergieverbrauchs für die 
Bereitstellung von Raumwärme und die Warmwasser-
versorgung eingesetzt /Gei 99/. Die Prozesswärme, die 
in Kap. 3.3 beschrieben wird, hat einen mittleren Anteil 
von rund 25 %. Innerhalb der einzelnen Branchen kann es 
jedoch deutliche Unterschiede in den jeweiligen Anteilen 
geben.

Neben einer effi zienten Wärmebereitstellung (vgl. Kap. 6) 
kommt der Minimierung des Wärmebedarfs eine wesent-
liche Bedeutung zu. 

3.1.1  GEBÄUDEHÜLLE UND NUTZERVERHALTEN

Der Heizwärmebedarf eines Gebäudes wird schon in der 
Planungsphase zu einem wesentlichen Teil bestimmt. 
Hier werden die Gebäudegeometrie und dessen Ausrich-
tung sowie die Anordnung der Fenster und der Dämm-
standard festgelegt. 

Bei der Gebäudegeometrie ist auf ein geringes Verhältnis 
von Oberfl äche der Gebäudehülle zum Volumen des 
Gebäudes (A/V-Verhältnis) zu achten. Je geringer die 
Oberfl äche ist, desto geringer sind auch die (Transmissi-
ons-)Wärmeverluste. Darüber hinaus werden bei einem 
günstigen A/V-Verhältnis weniger Baustoffe für die glei-
che Nutzfl äche benötigt und damit Investition eingespart.

Fensterfl ächen sollten so angeordnet werden, dass im 
Winter die solare Einstrahlung zur Erwärmung der 
Räume genutzt werden kann, jedoch im Sommer keine 
Überhitzung der Räume auftritt. So kann der Heizwär-
mebedarf reduziert und ggf. im Sommer auf eine Klimati-
sierung verzichtet werden.

Auch bei bestehenden Gebäuden lassen sich Verbesserun-
gen an der Wärmedämmung vornehmen. Viele Maß-
nahmen können bei anstehenden Sanierungen, z.B. der 
Fenster oder der Fassade mit geringen Mehrkosten rea-
lisiert werden. Für größere Sanierungen an bestehenden 
Gebäuden (z.B. mehr als 20 % von Außenfl ächen gleicher 
Orientierung) werden Anforderungen an den Wärme-
schutz gesetzlich vorgegeben /EnEV 2001/. Eine Übersicht 
über Dämmstoffe ist z.B. in /LGA 01b/ dargestellt.
Weiterhin ist die Regelung und das Nutzerverhalten von 
großer Bedeutung. So sollten die Raumtemperaturen auf 
das erforderliche Maß begrenzt bleiben (1 °C höhere Tem-
peratur entspricht einem um rund 6 % höheren Heizwär-
mebedarf). Bei der Lüftung ist mehrmaliges Stoßlüften, 
d.h. vollständiges Öffnen der Fenster für wenige Minuten, 
energetisch sinnvoller als durchgehend gekippte Fenster. 
Eine in Wohngebäuden übliche Nachtabsenkung kann 
in gewerblich genutzten Gebäuden auch auf das Wo-
chenende und Feiertage ausgedehnt werden. Darüber 
hinaus können durch Niedertemperatur-Heizfl ächen 
(Fußbodenheizung) und eine außentemperatur-abhängige 
Regelung der Vorlauftemperatur die Verteilungsverluste 
reduziert werden.

3.1.2  WARMWASSER

Erwärmtes Trinkwasser wird in Sanitärbereichen (z.B. 
Waschbecken, Duschen) sowie in Küchen (z.B. Waschen, 
Spülen) verwendet. Eine klare Trennung zur Prozess-
wärme (Kap. 3.3) ist deshalb nicht möglich. 

Grundsätzlich kann die Warmwasserversorgung in zen-
trale und dezentrale Systeme eingeteilt werden. Darüber 
hinaus kommen unterschiedliche Energieträger und 
Techniken zur Bereitstellung zum Einsatz. Die Techniken 
für eine zentrale Warmwasserversorgung sind in Kap. 6
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dargestellt. Hier wird insbesondere auf die Verbesse-
rungsmöglichkeiten bei der Verteilung und dem Bedarf 
eingegangen.

ZENTRALE WASSERERWÄRMUNG

Hierbei erfolgt die Erwärmung des Trinkwassers an 
einer zentralen Stelle, von der aus das bzw. die Gebäude 
versorgt werden. Um an den Zapfstellen sofort warmes 
Wasser zur Verfügung zu haben, wird eine Warmwasser-
zirkulation eingesetzt; d. h. das erwärmte Wasser wird im 
Kreislauf geführt. Hierbei müssen die Wärmeverluste der 
Rohrleitungen ausgeglichen werden. Möglichkeiten der 
Energieeinsparung bestehen deshalb in
• der Minimierung der Rohrleitungslängen (z. B. durch 

geeignete Wahl des Standorts der Warmwasserversor-
gung),

• einer guten Wärmedämmung der Rohrleitungen und 
des Warmwasserspeichers,

• der Abschaltung der Zirkulationspumpen außerhalb 
der Bedarfszeiten und

• der Wahl eines niedrigen Temperaturniveaus.

Bei neu zu planenden Trinkwassererwärmungs- und 
Leitungsanlagen gilt zur Vermeidung von Legionellen-
Kontaminationen die technische Regel DVGW W 551. 
Das Arbeitsblatt bezieht sich auf Anlagen mit mehr als 3 
Litern Warmwasser in den Leitungen bzw. Speichern mit 
mehr als 400 Litern. Anlagen gemäß DVGW W 551 dür-
fen beispielsweise an keiner Stelle im Verteilungssystem 
Wassertemperaturen geringer als 55 °C aufweisen.

DEZENTRALE WASSERERWÄRMUNG

Hierbei wird das Trinkwasser an der Stelle des Verbrauchs 
erwärmt. Hierzu werden Speicher und Durchlauferhitzer 
eingesetzt. Insbesondere für Verbrauchsstellen, an denen 
nur gelegentlich warmes Wasser benötigt wird (z.B. 
Sanitärraume in Bürogebäuden) kann der Einsatz solcher 
Geräte vorteilhaft sein. So werden die Wärmeverluste 
der Zirkulationsleitungen vermieden. Jedoch müssen die 
Verluste der Speichergeräte (z.B. Untertischgeräte) in Kauf 
genommen werden. Sowohl dezentrale Speicher als auch 
Durchlauferhitzer werden mit elektrischer und mit Gas-
Beheizung angeboten.

WARMWASSERVERBRAUCH UND WÄRMEVERLUSTE

Sowohl bei der zentralen als auch bei der dezentralen Ver-
sorgung sollten Möglichkeiten zur Senkung des Warm-
wasserverbrauchs bzw. zur Senkung der Wärmeverluste 
geprüft werden. Dies sind z.B.:

• Überprüfung, ob an einzelnen Zapfstellen auf  Warm-
wasser verzichtet werden kann oder ob dieses besser 
dezentral bereit gestellt wird, 

• Überprüfung der Durchfl ussmenge an den Zapfstellen 
und ggf. Reduzierung z.B. durch Perlatoren 

Weiterführende Informationen zur Gestaltung und zu 
Verbesserungsmaßnahmen für Heizung und Warm-
wasserversorgung sind z.B. in /Sch 01/, /DENA 02/ und 
/RWE 03/ dargestellt.

3.1.3  KENNZAHLEN ZUM WÄRMEVERBRAUCH

Um eine Bewertung des Wärmeverbrauchs von Ge-
bäuden zu ermöglichen, werden häufi g Energiever-
brauchskennwerte nach VDI 3807-1 verwendet. Das hier 
defi nierte Verfahren ermöglicht eine gute Vergleichbarkeit 
der Werte, da wesentliche Einfl üsse (z.B. die Außentem-
peratur und die Bezugsfl äche) berücksichtigt bzw. klar 
defi niert werden. 

Bezugsfl äche ist hier die BGF (Brutto-Grundfl äche) nach 
DIN 277-1 abzüglich größerer unbeheizter Flächen. Unter 
Grundfl äche wird nicht die bebaute Fläche, sondern die 
Fläche der einzelnen Geschosse verstanden. Andere 
Flächenbezüge führen zu deutlich abweichenden Werten. 
Vergleichskennwerte für verschiedene Gebäudegruppen
sind z.B. in VDI 3807-2, /AGES 99/ und /Kub 98/ ange-
geben. In den Werten für die Tabelle 3-1 in dargestellten 
Gebäudegruppen sind Raumwärme, Trinkwassererwär-
mung und Prozesswärme enthalten. Für andere Bran-
chen, insbesondere solche mit deutlichem Einfl uss der 
Produktion oder der Dienstleistung sind Kennzahlen mit 
der Grundfl äche als Bezugsgröße nur bedingt geeignet. 
Kennzahlen für diese Branchen werden deshalb nur  
exemplarisch in Kap. 5 dargestellt.

3.2  RAUMLUFTTECHNIK

Als Raumlufttechnische Anlagen (RLT-Anlagen) werden 
in der Regel Lüftungs- und Klimaanlagen bezeichnet. 
Das Informationszentrum Energie des Landesgewerbe-
amts hat zum Thema Lüftungsanlagen eine eigenständige 
Broschüre /LGA 02a/ publiziert, die detailliert auf die 
Themen eingeht, die hier nur grob angerissen werden 
können.

RLT-Anlagen werden in Produktions-, Lager-, Verkaufs- 
und Büroräumen eingesetzt, um stoffl ich oder thermisch 
belastete Luft aus den Räumen zu entfernen und durch 
frische Luft mit einer gewünschten Temperatur zu 

3   Energieanwendung
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ersetzen. Der Lufttransport durch Kanäle, in denen sich 
Einbauten wie Wärmeübertrager zur Kühlung oder Er-
wärmung, Befeuchter, Filter oder Schalldämpfer befi nden, 
erfordert den Betrieb von Ventilatoren. Je nach Nutzung 
der Räume werden unterschiedliche Luftraten (z. B. Vo-
lumenstrom pro Zeiteinheit und Person, nach DIN 1946) 
oder Luftwechsel (Anzahl der Wechsel des Luftvolumens 
pro Zeiteinheit) empfohlen.

Der Energiebedarf von RLT-Anlagen lässt sich z.B. durch 
die folgenden Maßnahmen senken.

3.2.1  WÄRME- / KÄLTERÜCKGEWINNUNG

Der Einsatz von Wärme- und bzw. oder Kälterückge-
winnungssystemen in Lüftungsanlagen amortisiert sich 
in vielen Fällen recht schnell. Der Strömungswiderstand 
durch den Einbau eines zusätzlichen Wärmeübertragers 
muss ggf. durch eine erhöhte Ventilatorleistung kompen-
siert werden. Dem stehen jedoch Einsparungen bei der 
benötigten Wärme und Kälte gegenüber.

3.2.2  ANPASSUNG AN DIE NUTZUNGSZEITEN

Der unnötige Betrieb von raumlufttechnischen Anlagen 
in Betrieben sollte vermieden werden. So ist außerhalb 
der Betriebszeiten ein Betrieb der RLT-Anlagen entweder 
selten notwendig oder es kann ein geringerer Luftwechsel 
genügen. Eine Ausnahme stellt sicher die Kühlung von 
EDV-Räumen dar, in denen sich Netzwerkkomponen-
ten und Server befi nden, da hier für eine kontinuierliche 
Wärmeabfuhr gesorgt werden muss. In anderen Fällen ist 
ein Ausschalten der RLT-Anlagen oder ein verminderter 
Luftwechsel zu prüfen.

Gegebenenfalls kann auch eine taktende Betriebsweise 
der RLT-Anlagen sinnvoll sein. So werden beispielsweise 

für die Raumtemperatur ein oberer und ein unterer 
Grenzwert festgelegt. Die Klimaanlage wird nicht kon-
tinuierlich betrieben sondern taktend, um den vorgege-
benen Temperaturbereich zu halten. Diese Betriebsweise 
spart Energie für den Lufttransport.

3.2.3  KENNZAHLEN FÜR LÜFTUNGS- UND 

 KLIMAANLAGEN

In Deutschland bestehen derzeit keine gesetzlichen 
Regelungen, die den Strombedarf für die Luftförderung 
in Lüftungsanlagen reglementieren, wie es in einigen 
Nachbarländern bereits der Fall ist (vgl. /Beck 00/). Für 
eine in Deutschland typische Anlagenkonfi guration ist 
die spezifi sche elektrische Leistungsaufnahme für die 
Luftförderung in Lüftungsanlagen in Abbildung 3-1 nach 
/Beck 00/ dargestellt. Das Zuluftgerät umfasst dabei die 
Komponenten Filter, Erhitzer, Kühler, Befeuchter, Schall-

Richtwert Mittelwert Flächendurchschnitt Gebäudegruppe

[kWh/m² BGF] [kWh/m² BGF] [m² BGF]

Altenwohnheime 102 173 11.213 

Hochschulen 97 169 15.370 

Kindergärten 63 125 810 

Schulen 56 117 6.800 

Sporthallen 67 151 1.470 

Veranstaltungsgebäude 25 120 3.980 

Verkaufsstätten 45 68 20.440 

Verwaltungsgebäude 67 118 5.740 

Richtwert: Unteres Quartalsmittel  
(d. h. Mittelwert des besten Viertels der Gebäude) 

Mittelwert: Arithmetischer Mittelwert 

Quelle: /AGES 99/ 

Tabelle 3-1: Heizenergieverbrauchskennwert evH für ausgewählte Gebäudegruppen
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Abbildung 3-1: Spezifi scher elektrischer Leistungsbedarf 
für die Luftförderung in einer für Deutschland typischen 
Lüftungsanlage
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dämpfer, Wärmerückgewinnung (WRG) und Kanäle, 
das Abluftgerät Filter, Schalldämpfer, WRG und Kanäle. 
Aus den dargestellten Werten wird deutlich, wie groß die 
Bandbreite der Werte bei gleichen Anlagen sein kann. Da 
bei Lüftungsanlagen die Kapitalkosten im Vergleich zu 
den Energiekosten sehr gering sind, ist eine energiesparen-
de Auslegung und der Einsatz entsprechender Kompo-
nenten von besonderer Bedeutung. Häufi g amortisieren 
sich auch bei bestehenden Anlagen Sanierungsmaßnah-
men innerhalb von wenigen Jahren /LGA 02a/.

Welcher jährliche fl ächenbezogene Energiebedarf je nach 
Ausführung der Lüftungs- oder Klimaanlagen für den 
Lufttransport erwartet werden kann, zeigt Tabelle 3-2 am 
Beispiel eines Bürogebäudes. Hierbei steigt der spezifi sche 
Energiebedarf je nach Aufwand der Anlage und den ent-
haltenen Komponenten mit entsprechendem Strömungs-
widerstand deutlich an.

3.3  PROZESSWÄRME

Die Verwendung von Prozesswärme umfasst neben 
erwärmtem Trinkwasser insbesondere branchenspezifi -
sche Prozesse wie z. B. Öfen oder Kochgeräte. Da hierbei 
deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen Branchen 
bestehen, werden im Folgenden nur zwei ausgewählte 
Beispiele dargestellt.

3.3.1  BACKÖFEN

Der Energieverbrauch von Backöfen z. B. in Bäckereien 
hat einen Anteil von etwa 40 bis 60 %. Backöfen unter-
scheiden sich insbesondere hinsichtlich Bauart (Etagen-, 
Stikken- und Ladenbackofen) und Art der Beheizung 
(Erdgas, Strom, Heizöl). Mögliche Maßnahmen zur 
Senkung der Energiekosten bestehen z. B. in der Wahl des 
Backofens. Eine Studie des Zentralverbands des Deut-
schen Bäckerhandwerks /ZDH 95/ zum spezifi schen 
Energieverbrauch von Etagen- und Stikkenbacköfen 

zeigt, dass dieser vom eingesetzten Energieträger abhängt 
(vgl. Tabelle 3-3). Zwar verbrauchen elektrisch beheizte 
Backöfen weniger Energie, jedoch werden Backöfen mit 
Erdgasbeheizung unter Berücksichtigung der Energieprei-
se und dem erforderlichen Aufwand für die Stromerzeu-
gung besser bewertet.

Darüber hinaus hängt der spezifi sche Energiebedarf 
deutlich von der Backfl ächenbelegung ab. In Abbildung 
3-2 ist der Anstieg des spezifi schen Energiebedarfs eines 
Backofens in Abhängigkeit der Backfl ächenbelegung nach 
/Ruh 98/ dargestellt. Hierbei wird der Energieverbrauch 
bei einer maximalen Belegung der Backfl äche mit 100 % 
angenommen. Sinkt beispielsweise die Backfl ächenbele-
gung auf 50 %, steigt der spezifi sche Energieverbrauch um 
rund 18 %.

Die Backfl ächenbelegung lässt sich in Bezug auf die 
Produkte (Brot, Brötchen oder Feinbackwaren) kaum 
beeinfl ussen. Jedoch kann durch eine gute Organisation 
die Backfl ächenbelegung verbessert oder Etagenbackö-

System Flächenbezogener 
Strombedarf für 

Lufttransport
[kWh/m2a]

Lüftungsanlage mit WRG 15 bis 20 

Klimaanlage (Einkanal, 
variabler Volumenstrom) 

28 bis 40 

Klimaanlage (Zweikanal, 
konst. Volumenstrom) 

60 bis 90 

Quelle: /Sch 01/ 

Tabelle 3-2: Flächenbezogener Strombedarf für den 
Lufttransport am Beispiel eines Bürogebäudes (Anlagen-
betrieb ca. 3.000 h/a)

Energieträger Spezifischer Energie-
verbrauch

[kWh/100 kgMehl]

Heizöl EL 141 

Erdgas 121 

Strom   77 

Quelle: /ZDH 95/ 

Tabelle 3-3: Spezifi scher Energieverbrauch bei Etagen- und 
Stikkenbacköfen für verschiedene Energieträger
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Abbildung 3-2: Anstieg des Energieverbrauchs bei 
geringerer Auslastung der Backfl äche

3   Energieanwendung
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fen verwendet werden, deren Etagen sich Gruppenweise 
steuern lassen.

Eine weitere Einsparmaßnahme bei Backöfen ist die 
Abwärmenutzung der Abgase zur Erhitzung von Trink-
wasser. So lassen sich bei einem Backofen mit einer 
Backfl äche von 15 m² pro Tag rund 780 l Trinkwasser auf 
60 °C erwärmen, was etwa dem Eigenbedarf des Betriebes 
entspricht /Ruh 98/.

3.3.2  KOCHGERÄTE

Der Prozesswärmebedarf von Küchen wird im wesent-
lichen durch die Kochgeräte bestimmt und lässt sich 
sowohl durch die Wahl des Gerätes als auch durch orga-
nisatorische Maßnahmen in der Küche beeinfl ussen.
Als Kochgeräte sind Gasherde mit offener Flamme weit 
verbreitet. Alternativ hiezu können auch andere Geräte 
eingesetzt werden, mit denen weniger Energie verbraucht 
und die Dauer für die Erwärmung einer bestimmten 
Kochgutmenge deutlich reduziert werden kann. In 
Abbildung 3-3 sind entsprechende Werte für die Erwär-
mung von 1,5 l Wasser nach /DENA 02/ dargestellt. 

Bei Nutzung eines Gasherdes mit offener Flamme sind 
hierzu 0,295 kWh Energieeinsatz und eine Erwärmungs-
dauer von 532 Sekunden erforderlich.

Der Verbrauch und die Erwärmungsdauer liegt bei den 
anderen Kochgeräten teilweise deutlich darunter. Hierbei 
ist jedoch die Vorwärmzeit der Platten und der verwende-
te Energieträger zu berücksichtigen. Da insbesondere der 
Induktionsherd zunehmend an Bedeutung gewinnt, wer-
den dessen wesentliche Vor- und Nachteile im Vergleich 
zum Gasherd in Tabelle 3-4 dargestellt.

Darüber hinaus kann durch folgende organisatorische 
Maßnahmen der Energieverbrauch beim Kochen redu-
ziert werden (vgl. z. B. /DENA 02/): 
• Kochgeräte erst bei Bedarf einschalten und Vorheiz-

zeiten minimieren,
• Heizleistung rechtzeitig absenken und Geräte bei 

Nichtgebrauch ausschalten,
• Kochgefäßgröße an die Kochstellen und die zu erwär-

mende Kochmenge anpassen,
• Ebene Böden der Kochgefäße und ebene Kochfl ächen 

verbessern den Wärmeübergang (bei Herdplatten), Ab-
decken von Kochgefäßen und Kesseln und Absenkung 
der Heizleistung senkt den Energieverbrauch um zwei 
Drittel,

• Türen von Backöfen und Wärmeschränken schließen,
• Kochen unter Druck (Schnellkochtopf) verkürzt die 

Garzeit und senkt den Energieverbrauch.
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Energieverbrauch und Dauer im Vergleich 

(Gasherd mit offener Flamme = 100)

Energie-
verbrauch
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Abbildung 3-3: Vergleich des Energieverbrauchs und der 
Dauer für die Erwärmung von 1,5 l Wasser von 20 auf 95 °C 
bei einer Leistung von 2 kW mit unterschiedlichen Geräten

Vorteile des Induktionsherdes Nachteile des Induktionsherdes 

Rasche Erwärmung des Gutes  Hohe Investition 

Relativ hoher Wirkungsgrad des Induktionsherdes 
(90 %) im Vergleich zum Gasherd (58 %) und damit 
geringere Energiekosten 

Induktor erfordert gute Lüftung, d. h. regelmäßige 
Filterreinigung. Aufstellung des Gerätes in der Nähe 
anderer Wärmequellen problematisch. 

Vernachlässigbarer Wärmeeintrag in den Raum  
(angenehmere Arbeitsbedingungen für das Personal) 

Kochgefäße aus magnetischen Metallen erforderlich. 
Austenitische Chromstahlpfannen eignen sich nicht. 

Große Präzision bei der Regelung  Anlernzeit für Anwender 

Einfache Reinigung der Kochfläche Risiko für Träger von Herzschrittmachern! 

Hohe Betriebssicherheit Alle magnetischen Gegenstände (z. B. Kreditkarten, 
Disketten, Computer) müssen aus der näheren Umge-
bung entfernt werden. 

Quelle: /DENA 02/ 

Tabelle 3-4: Vor- und Nachteile des Induktionsherdes im Vergleich zum Gasherd mit offener Flamme

3   Energieanwendung
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KENNZAHLEN ZUM KOCHEN

Der Energieeinsatz zum Kochen lässt sich auf die Zahl der 
warmen Tellergerichte beziehen. Nach /DENA 02/ liegt 
der Stromverbrauch je nach Küchentyp zwischen 1,5 und 
4,5 kWh pro Gericht (vgl. Tabelle 3-5).

3.4  KÄLTE UND KÜHLWASSER

Die Bereitstellung von Kälte bzw. Kaltwasser oder 
Kühlwasser ist für unterschiedliche Zwecke erforderlich. 
So sind z. B. Lebensmittel zu kühlen oder Kälte für den 
Betrieb von Klimaanlagen bereitzustellen, um Büro- 
oder EDV-Räume zu klimatisieren. Darüber hinaus 
wird Kühlwasser z.B. zur Kühlung von Öfen oder von 
Maschinen eingesetzt.

Die Bereitstellung von Kaltwasser zur Kreislaufkühlung 
erfolgt je nach gewünschtem Temperaturniveau mit 
Kühltürmen oder mit Kältemaschinen (vgl. Tabelle 3-6). 

Bei Kühltürmen wird unterschieden in 
• die Trockenkühlung (Kreislaufwasser wird in einem 

Wärmeübertrager von Luft angeströmt), 
• die Nasskühlung (Kreislaufwasser wird in einem Kühl-

turm versprüht, in dem Luft strömt) und 
• die Hybridkühlung (Kreislaufwasser wird in einem 

Wärmeübertrager geführt, der mit Sekundärwasser 
besprüht und mit Luft angeströmt wird).

Kühltürme benötigen Elektrizität für die eingesetzten 
Ventilatoren und Pumpen. Werden Kaltwassertempe-
raturen unterhalb ca. 15°C benötigt, kommen Kälte-
maschinen zum Einsatz. Hier kann zwischen elektrisch 
(Kompressionskältemaschinen) und thermisch angetrie-
benen Maschinen (Ab- und Adsorptionskältemaschinen) 
unterschieden werden.

Elektrisch angetriebene Kompressionskältemaschinen 
sind relativ kompakte und preiswerte Maschinen mit einer 

Leistungszahl (engl.: COP - Coeffi cient of Performance) 
von etwa drei. Das heißt, dass mit einer eingesetzten Ein-
heit Elektrizität etwa drei Einheiten Kälte bereitgestellt 
werden.

Ab- und Adsorptionskältemaschinen werden mit Wärme 
aus Fernwärme, Nahwärme oder solar erwärmten Wasser 
angetrieben. Darüber hinaus gibt es auch direkt befeuerte 
Absorptionskältemaschinen, die z.B. mit Erdgas betrieben 
werden. Verglichen mit Kompressionskältemaschinen 
haben Ab- und Adsorptionskältemaschinen niedrigere 
Leistungszahlen, größere Abmessungen und höhere Prei-
se. Sofern der Wärmepreis unter dem Preis für Elektrizität 
liegt oder die Wärme sogar kostenlos als Abwärme zur 
Verfügung steht, kann der Einsatz dieser Maschinen 
wirtschaftlich sein. Deshalb werden sie auch häufi g in 
Kombination mit Blockheizkraftwerken (BHKW) ein-
gesetzt, um deren Wärme auch in den Sommermonaten 
zu nutzen und so die Wirtschaftlichkeit der BHKW zu 
erhöhen. Neben der eigentlichen Ab- oder Adsorptions-
Kältemaschine werden zur Kaltwasserbereitstellung noch 
Peripheriekomponenten wie Kühltürme, Wärmeüber-
trager, Pumpen und ggf. auch Speicher benötigt. Eine 
Übersicht zu den Kältemaschinen ist z.B. in /LGA 02a/ zu 
fi nden.

Einsparung von Energie und Energiekosten ist bei der 
Kalt- und Kühlwasserbereitstellung in vielen Fällen schon 
durch die Anpassung der Maschinen an die benötigte 
Wassertemperatur zu realisieren. In vielen Fällen ist das 
Kaltwasser deutlich kälter als erforderlich. Ist ein ganz- 
jähriger Kältebedarf vorhanden, so kann in den Winter-
monaten zeitweise (bei entsprechend niedrigen Außen-
temperaturen) auf den Betrieb des Kompressors der 
Kältemaschine verzichtet werden, wenn die Kältemaschine 
eine so genannte freie Kühlung (mit Außenluft) zulässt.

Kosten lassen sich auch durch den Einsatz von Eisspei-
chern reduzieren. Hierzu ist ein entsprechend niedriger 
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Küchentyp Bezogener Energieverbrauch 
[kWh/warmes Gericht] 

Altersheim 2,5 

Fast-Food-
Restaurant

1,5

Gaststätte 4,5 

Krankenhaus 3,0 

Restaurant 3,0 

Quelle: /DENA 02/ 

Tabelle 3-5: Stromverbrauch pro warmem Tellergericht bei 
verschiedenen Küchentypen

Bauart Kaltwassertemperatur 

Kühlturm (Trocken-
kühlung) 

Umgebungslufttemperatur 
+ ca. 8 K 

Kühlturm (Nass- oder 
Hybridkühlung) 

Feuchtkugeltemperatur  
+ ca. 4 K 

Kältemaschinen Temperaturen kleiner 
Feuchtkugeltemperatur 

Quelle: /Sch 95/ 

Tabelle 3-6: Kaltwassertemperaturen nach Kühlkonzepten
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Stromtarif zu Nachtzeiten eine wesentliche Vorausset-
zung. Während der Nachtstunden wird mit Hilfe einer 
Kältemaschine ein Eisspeicher geladen. Tagsüber, zu 
Zeiten eines höheren Stromtarifs und der Lastspitzen 
beim Strombezug, wird der Eisspeicher entladen, indem 
das Kaltwasser durch den Eisspeichers gekühlt und auf 
den Betrieb der Kältemaschine verzichtet wird. Es muss 
aber angemerkt werden, dass diese Lösung keine Energie 
spart sondern nur Energiekosten.

3.4.1  KENNZAHLEN ZUR KÄLTE- UND 

 KÜHLWASSERVERSORGUNG

Der Energiebedarf der Kälte- und Kühlwasserversorgung 
ist abhängig vom gewünschten Temperaturniveau und 
den verwendeten Kältemaschinen bzw. Kühltürmen.
Bei Kältemaschinen stellt die Leistungszahl (COP) das 
Verhältnis der bereitgestellten Kälte pro eingesetzter 
Antriebsenergie dar. Die Leistungszahlen von wärmebe-
triebenen Kältemaschinen berücksichtigen jedoch nicht 
die elektrische Energie, die von der Anlagenperipherie der 
Kältemaschine (Kühlturm, Pumpen usw.) benötigt wird. 
Tabelle 3-7 zeigt beispielhaft Kennzahlen der verschiede-
nen Kältemaschinen einschließlich Peripherieanlagen.

3.5  DRUCKLUFT

Druckluftsysteme sind in vielen kleinen und mitteleren 
Unternehmen (KMU) zu fi nden. Sie umfassen:
• die Erzeugung,
• die Aufbereitung,
• die Verteilung und
• die Anwendung.

Die Erzeugung der Druckluft erfolgt je nach Druckniveau 
und Liefermenge meist mit Kolben-, Schrauben- oder 
Turbokompressoren. Vor der Verwendung erfolgt eine 
Aufbereitung der Druckluft durch Trockner, Filter und 
Ölabscheider. In Rohrleitungen oder Schläuchen wird die 
Druckluft zu den Verbrauchern (z.B. Maschinen) geleitet.

Druckluft ist ein sehr energieintensiver Energieträger. Je 
nach Betriebsstunden der Druckluftanlage und Strom-
kosten liegt der Anteil der Energie bei 60 bis 85 % der 
Gesamtkosten. Aus diesem Grund lohnt es sich, bei der 
Anschaffung oder Modernisierung des Systems auf eine 
energieeffi ziente Auslegung und Regelung zu achten. 
Aber auch in vorhandenen Systemen amortisieren sich 
Optimierungsmaßnahmen meist in kurzer Zeit. 

Zur Energieeinsparung bei der Druckluft sollte zunächst 
geprüft werden, ob vollständig oder in einzelnen Betriebs-
bereichen auf die Druckluftversorgung verzichtet werden 
kann, z.B. durch Verwendung von Elektrowerkzeugen.

Maßnahmen zur Energieeinsparung bei der Druckluft-
erzeugung:
• Ansaugung möglichst kalter (Außen-)luft,
• Optimierung des Regelkonzepts (Ein- und Ausschalt-

drücke, Teillastbetrieb) ggf. in Kombination mit einer 
Anpassung des Pufferbehälters,

• Nacht- und Wochenendabschaltung der Verdichter 
(sonst einzelner Netzstränge),

• Absenkung des Druckniveaus auf das erforderliche 
Minimum (1 bar Absenkung entspricht ca. 7 % Energie-
einsparung)

• Wärmerückgewinnung aus der Abwärme der Druck-
luftstation (Erwärmte Raumluft zur Beheizung 
benachbarter Räume, Kühlwasser des Verdichters oder 
der Druckluftkühlung zur Heizungs- oder Trink-
wassererwärmung nutzen) und

• bei Neuanschaffung, Modernisierung oder Erweiterung 
der Druckluftzentrale genaue Bedarfsermittlung (mög-
lichst durch Verbrauchsmessung) durchführen und bei 
der Planung berücksichtigen.

Maßnahmen zur Energieeinsparung bei der Druck-
luftaufbereitung:
• Qualität der Druckluft der tatsächlichen Verwendung 

anpassen (Eine Kfz-Werkstatt braucht nicht die gleiche 
Druckluftqualität wie ein Unternehmen der Pharmain-
dustrie) und

• Wechsel der Filterelemente einmal pro Jahr bzw. bei 
einem Differenzdruck von 350 mbar.

Maßnahmen zur Energieeinsparung bei der Druckluft-
verteilung:
• Strömungswiderstand in Rohrleitung durch richtige 

Auslegung minimieren,
• Leckagen auffi nden und Abdichten (vgl. Tabelle 3-8) 

Bezeichnung Kom-
pression

Absorp-
tion

Adsorp-
tion

COPKältemaschine 3,51 0,65 0,45 

Wärme (Heißwas-
ser ca. 90/70°C) 
[kWh/kWhKälte]

- 1,54  2,22 

Strom  
[kWh/kWhKälte]

0,28 0,08 0,1 

Quelle: /Sch 00/ 

Tabelle 3-7: Kennzahlen verschiedener Kältemaschinen 
(Kalt wasser 6/12 °C) für eine Kälteleistung von 400 kW und 
1.500 Volllast stunden pro Jahr

3   Energieanwendung
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• Teilstränge nach Produktionsende mit Schieber von 
Versorgung abtrennen.

Maßnahmen zur Energieeinsparung bei der Druckluft-
anwendung:
• Bei Neuanschaffung prüfen, ob Druckluftwerkzeuge 

durch elektrische ersetzt werden können,
• Schlauchlängen an Werkzeugen minimieren und
• Leckagen auffi nden und abdichten.

Weiterführende Informationen werden von der Kampa-
gne Druckluft Effi zient kostenlos unter www.druckluft-
effi zient.de zur Verfügung gestellt. Maßnahmen sind auch 
in /LGA 01a/ dargestellt.

3.6  ELEKTRISCHE ANTRIEBE

Der Stromverbrauch im Bereich Gewerbe, Handel und 
Dienstleistung ist zu knapp 40 % durch elektrische An-
triebe bedingt, in Industriebetrieben zu rund 65 %. Diese 
dienen insbes. zum Antrieb von Ventilatoren, Pumpen, 
Fördersystemen und Maschinen.

In den meisten Anwendungsfällen werden die Gesamt-
kosten eines Standardmotors bei einer Betrachtung über 
den Lebenszyklus zu über 90 % durch die Energiekosten 
bestimmt. Aus diesem Grund kommt 
• der Auswahl eines geeigneten Motors, 
• der bedarfsangepassten Dimensionierung, d.h. Vermei-

dung von Überdimensionierung, und 
• der Art der Regelung z.B. mit Frequenzumformern bei 

Pumpen und Ventilatoren, 
eine hohe Bedeutung zu. Ansatzpunkte bestehen insbe-
sondere beim Neukauf oder bei Ersatzinvestitionen von 
Motoren. Bei größeren Leistungen und hohen Betriebs-
stunden kann auch der Austausch intakter Motoren 
wirtschaftlich sein. 

Zunächst ist der geeignete Motorentyp für die jeweilige 
Anwendung auszuwählen. Hinsichtlich der Effi zienz 

kann die Wirkungsgradkennzeichnung von Elektromo-
toren gemäß CEMEP der Europäischen Kommission ein 
Entscheidungskriterium darstellen. Je nach Wirkungsgrad 
werden alle 2- und 4-poligen Niederspannungs-Dreh-
strommotoren von 1 bis 100 kW in Standardausführung 
in drei Wirkungsgradklassen eingeteilt. Die minimal 
erforderlichen Wirkungsgrade der Motoren für die 
jeweilige Einstufung in die Klassen eff1 und eff2 sind in 
Tabelle 3-9 dargestellt. Motoren mit einem geringeren 
Wirkungsgrad entsprechen der Klasse eff3.

Mit eff1-Motoren werden die Energieverluste um rund 
40 % reduziert. Die höhere Investition, die ca. 30 % über 
denen eines eff3-Motors liegt, amortisiert sich in Abhän-
gigkeit der Betriebsdauer meist in weniger als einem Jahr. 
Solche eff1-Motoren werden deshalb bei mehr als 4.000 
Betriebsstunden pro Jahr empfohlen. Die Bauweise und 

die höhere Qualität erhöhen darüber hinaus die Lebens-
dauer des Motors /ZVEI 00a/. Darüber hinaus weisen 
Energiesparmotoren insbesondere der Klasse eff1 einen 
relativ konstanten Wirkungsgrad innerhalb eines breiten 
Leistungsbereiches auf.

3   Energieanwendung

Undichtigkeit  Verluste 

Loch-
durchmesser

Luftverlust
bei 8 bar 

Leis-
tung

Kosten

1 mm 75 l/min 0,6 kW 788 €/a

3 mm 600 l/min 4,4 kW 5.782 €/a

5 mm 1700 l/min 13,2 kW 17.345 €/a

Berechnungsgrundlage: Strompreis: 15 ct/kWh 
Durch Leckagen entstehen Energieverluste an 
24 h/d und 365 d/a

Tabelle 3-8: Kosten von Druckluftleckagen

eff1 eff2 Nenn-
leistung 

[kW]
4-polige 
Motoren

2-polige  
Motoren

2- und 4-polige 
Motoren

1,1  83,8  82,8  76,2 

1,5  85,0  84,1  78,5 

2,2  86,4  85,6  81,0 

3  87,4  86,7  82,6 

4  88,3  87,6  84,2 

5,5  89,2  88,6  85,7 

7,5  90,1  89,5  87,0 

11  91,0  90,5  88,4 

15  91,8  91,3  89,4 

18,5  92,2  91,8  90,0 

22  92,6  92,2  90,5 

30  93,2  92,9  91,4 

37  93,6  93,3  92,0 

45  93,9  93,7  92,5 

55  94,2  94,0  93,0 

75  94,7  94,6  93,6 

90  95,0  95,0  93,9 

Anmerkung: Angaben der Wirkungsgrade in [%] 

Quelle: /ZVEI 00a/ 

Tabelle 3-9: Wirkungsgradklassen für 2- und 4-polige Motoren
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Eff2-Motoren reduzieren die Energieverluste um bis zu 20 
% und haben einen rund 6 % höheren Anschaffungspreis 
als eff3-Motoren. Sie sind für Anwendungen mit mehr als 
2.000 Betriebsstunden pro Jahr gut geeignet. Für Anwen-
dungen mit weniger als 2.000 Betriebsstunden pro Jahr 
können auch eff3-Motoren eingesetzt werden.

Zur Auswahl eines geeigneten Motors kann die Daten-
bank europäischer Hersteller EuroDEEM http://energy
effi ciency.jrc.cec.eu.int/eurodeem/index.htm verwendet 
werden.

Das in Tabelle 3-10 dargestellte Beispiel verdeutlicht die 
Vorteile eines Energiesparmotors im Vergleich zu einem 
Standardmotor. Die Mehrkosten des Energiesparmotors 
amortisieren sich bei den getroffenen Annahmen in weni-
ger als einem Jahr. Unter Berücksichtigung einer wirt-
schaftlichen Nutzungsdauer von rund 10 Jahren ergibt 
sich eine sehr gute Verzinsung des eingesetzten Kapitals 
für die Mehrkosten des Energiesparmotors. Darüber 
hinaus ergeben sich deutliche Senkungen des Energiever-
brauchs und der CO2-Emissionen.

Darüber hinaus lassen sich durch ein geeignetes Regel-
konzept häufi g deutliche Einsparungen erzielen (Abbil-
dung 3-4 nach /Sch 01/).

Bei Lüftungsanlagen oder auch Pumpen sind Systeme mit 
Drehzahlregelung, Stern-Dreieck- oder Polumschaltung 
häufi g energetisch günstiger als ungeregelte Systeme oder 
solche mit Bypass-, Drall- oder Drosselregelung.

Weiterführende Informationen zu effi zienten Antrieben 
und deren Regelung sind in /LGA 01a/, /ZVEI 00a/ und 
im Internet: www.motor-challenge.de dargestellt.

3.7  BELEUCHTUNG

Die Beleuchtung stellt eine Querschnittstechnik in vielen 
Büro- und Gewerberäumen dar. Eine ausreichende Be-
leuchtung von Arbeitsstätten ist eine Voraussetzung für 
ermüdungsfreies, konzentriertes und sicheres Arbeiten. Je 
nach Anwendung werden unterschiedliche Anforderun-
gen hinsichtlich der Beleuchtungsstärke, der Lichtfarbe 
und der Blendung bzw. Refl exion an die Beleuchtungssys-
teme gestellt (vgl. DIN 5035-2). In der Informationsbro-
schüre des Landesgewerbeamtes /LGA 01/ zum Thema 
Licht sind Einsparmöglichkeiten bei Beleuchtungsanlagen 
detailliert dargestellt.

Energieeinsparungen bei der Beleuchtung lassen sich z.B. 
durch folgende Maßnahmen realisieren:

3.7.1  ANPASSUNG AN DIE NUTZUNGSZEITEN

Eine einfache Möglichkeit, den Energieeinsatz für die 
Beleuchtung zu minimieren, ist das Abschalten der 
Beleuchtung, wenn diese nicht benötigt wird. Dies kann 
auf einfachste Weise manuell erfolgen. Etwas aufwendiger 
sind Zeitschaltuhren oder Sensoren (z.B. Dämmerungs-

Annahmen
Einsatz Ventilatorantrieb in Lüftungsanlage
Betriebsweise kontinuierlich während Arbeitszeit
Bauart 4-poliger Motor
Wellenleistung 11 kW
Strompreis 15 [ct/kWh]
CO2-Emissionen 674 [g/kWh]
Betriebszeit 1-Schicht 2.000 [h/a]

2-Schicht 4.000 [h/a]
3-Schicht 6.000 [h/a]

Bezeichnung
Standard-

Motor
Energiespar-
Motor (eff1)

Differenz

Investition [€] 125
Wirkungsgrad 86,0% 91,0%
Verlustleistung [kW] 1,791 1,088 0,703

Arbeitszeit Stromverbrauch für Verluste [kWh/a]
1-Schicht 3.581 2.176 1.406
2-Schicht 7.163 4.352 2.811
3-Schicht 10.744 6.527 4.217

Stromkosten für Verluste [€/a]
1-Schicht 537 326 211
2-Schicht 1.074 653 422
3-Schicht 1.612 979 633

CO2-Emissionen für Verluste [kg/a]

1-Schicht 2.414 1.467 947
2-Schicht 4.828 2.933 1.895
3-Schicht 7.242 4.400 2.842

Tabelle 3-10: Technisch wirtschaftlicher Vergleich eines 
Standard- und eines Energiesparmotors am Beispiel einer 
Klimaanlage

Abbildung 3-4: Veränderung der Leistungsaufnahme einer 
Lüftungsanlage bei reduziertem Luftstrom und unter-
schiedlichen Regelkonzepten

3   Energieanwendung
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schalter für die Außenbeleuchtung oder Bewegungsmel-
der für WC- oder Lagerräume). Eine technisch innovati-
vere Lösung ist die Steuerung der Beleuchtungssysteme 
zusammen mit den Verschattungseinrichtungen über ein 
BUS-System mit Hilfe von Helligkeitssensoren.

3.7.2  ENERGIESPARENDE BELEUCHTUNGSSYSTEME 

Zunächst kommt der Wahl der Lampenart eine wesent-
liche Bedeutung zu. Lampen setzen die eingesetzte Ener-
gie nur zu einem geringen Teil in Licht um (Glühlampen 
etwa 5 %, Leuchtstoffl ampen etwa 20 bis 40 %). Der über-
wiegende Teil der eingesetzten elektrischen Energie wird 
in Wärme umgesetzt. Welche Lampenart für die jeweilige 
Anwendung am besten geeignet ist, ist in /LGA 01/ dar-
gestellt. Bei den in kleinen und mittleren Unternehmen 
häufi g eingesetzten Leuchtstoffl ampen sind Dreibanden-
Leuchtstoffl ampen den Standardlampen vorzuziehen, da 
diese eine um rund 25 % höhere Lichtausbeute haben.
Neben der Wahl der geeigneten Lampenart kommt bei 
der Verwendung von Leuchtstoffl ampen dem Vorschalt-
gerät eine wesentliche Bedeutung zu. Leuchtstoffl ampen 
mit den überwiegend eingesetzten konventionellen 
Vorschaltgeräten (KVG) weisen eine deutlich geringere 
Effi zienz auf als Systeme mit modernen Vorschaltgeräten. 
So verringert sich die Verlustleistung bei Einsatz eines 
verlustarmen Vorschaltgerätes (VVG) um rund 38 % und 
bei Einsatz eines elektronischen Vorschaltgerätes (EVG) 
um rund 72 %. Darüber hinaus steigt die Lebensdauer der 
Leuchten von rund 8.000 h bei KVG auf bis zu 16.000 h 
bei EVG mit elektronisch kontrollierter Vorheizung (vgl. 
/LGA 01/). 

In Abbildung 3-5 ist die Lichtausbeute von ausgewählten 
Lampen dargestellt (Glühlampe 60 W, Standard- und 
Dreibanden-Leuchtstoffl ampen 58 W mit KVG, VVG 
und EVG und Dreibanden-Leuchtstoffl ampe T5 35 W mit 
EVG). 

Ein Austausch der Vorschaltgeräte ist meist nur dann 
wirtschaftlich, wenn die gesamte Beleuchtungseinheit 
ersetzt werden muss. Allerdings lassen sich insbesondere 
in bestehenden Systemen mit KVG-Geräten Standard-
Leuchtstoffl ampen durch Dreibanden-Leuchtstoffl ampen 
ersetzen. Dabei kann aufgrund der höheren Lichtausbeute 
jede 3. Lampe entfallen. 

Außerdem kann der Einsatz von Geräten zur Spannungs-
reduktion zweckmäßig sein. Bei einer geringeren Span-
nung sinkt zwar auch die Lichtausbeute der Lampen, 

jedoch im Vergleich zur Leistungsaufnahme unterpropor-
tional. Zur Vermeidung einer Lebensdauerreduzierung 
von Leuchtstoffl ampen bei Spannungsreduktion sollte 
beim Zünden (Einschalten) der Leuchtstoffl ampen die 
volle Bemessungsspannung anliegen. Da die Spannungs-
reduktion auch Nachteile hat (vgl. /ZVEI 00/), sollte 
geprüft werden, ob eine vollständige Modernisierung der 
Beleuchtungssysteme zweckmäßiger ist.

Die Art der Leuchte bzw. des Refl ektors beeinfl usst eben-
falls den Energiebedarf. So haben moderne Spiegelraster-
leuchten einen deutlich höheren Betriebswirkungsgrads 
als Deckenleuchten mit opaler Wanne. Aufgrund des 
höheren Betriebswirkungsgrad können so Leuchten ein-
gespart werden, ohne Einschränkungen bei der Qualität 
der Beleuchtung hinnehmen zu müssen (vgl. /LGA 01/). 
Auch die Nachrüstung von Refl ektoren amortisiert sich 
innerhalb kurzer Zeit (vgl. z.B. Abbildung 3-6 nach Fa. 
Wintermayr bzw. Beispiel in Kap. 7.2).
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Abbildung 3-5: Lichtausbeute ausgewählter Lampenarten

Abbildung 3-6: Aluminiumrefl ektor zur Nachrüstung 
für Leuchtstoffl ampen
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3.7.3  KENNZAHLEN FÜR BELEUCHTUNG

Die Beleuchtung hat in vielen Branchen einen hohen 
Anteil am Strombedarf der Betriebe. In Tabelle 3-11 sind 
durchschnittliche Anteile der Beleuchtung am Strom-
bedarf dargestellt. In einigen Branchen (insbesondere im 
Gartenbau) treten aufgrund der Betriebsschwerpunkte 
große Bandbreiten auf. Im Produzierenden Gewerbe ist 
der Anteil der Beleuchtung am Strombedarf geringer als 
in den Bereichen Handel und Dienstleistungen.

Angaben zur installierten Leistung von Beleuchtungssys-
temen nach Branchen und Räumen zeigt die Tabelle 3-12 . 
Die elektrische Leistungsaufnahme bezogen auf die zu be-
leuchtende Fläche kann bei gleich bleibender Qualität der 
Beleuchtung im Einzelfall deutlich unter diesen Werten 
liegen, sofern energieeffi ziente Lampen eingesetzt werden. 
Beispiele hierfür sind u. a. in /LGA 01/ zu fi nden.

3.8 INFORMATIONS- UND 

 KOMMUNIKATIONSTECHNIK

Eine Querschnittstechnik, die heute in jedem Betrieb 
zu fi nden ist, ist die Informations- und Kommunika-
tionstechnik (IuK-Technik) wie z.B. Personalcomputer, 
Server, Faxgeräte und Telefonanlagen. Zwar sind diese 
Geräte nicht besonders energieintensiv, jedoch summiert 
sich ihr Energiebedarf zu einem stattlichen Anteil, der bei 

reinen Bürogebäuden oft bis zu 50 % des Strombedarfs 
ausmacht.

Viele Geräte der IuK-Technik benötigen für ihren Betrieb 
kontinuierlich Elektrizität wie z.B. die Server eines 
PC-Netzwerks oder ein Faxgerät. Häufi g kann bei den 
Geräten der IuK-Technik zwischen drei Betriebszustän-
den unterschieden werden:
• „An“ oder „Betrieb“ ist der Zustand, in dem das Gerät 

seine Arbeit verrichtet. 
• „Bereitschaft“, „Leerlauf“ oder „Stand-by“ ist beispiels-

weise der Zustand des eingeschalteten Faxgerätes, wenn 
kein Fax gesendet oder empfangen wird. Dabei kann es 
sich auch um einen energiesparenden Zustand handeln, 
in den sich einige Geräte nach vordefi nierter Zeit der 
Nichtbenutzung automatisch schalten.

• „Aus“ bedeutet bei Geräten der IuK-Technik häufi g 
noch nicht, dass keine Leistung mehr aufgenommen 
wird. Die Geräte befi nden sich jedoch weder im Be-
triebs- noch im Bereitschaftsmodus.

Dass Geräte auch im Zustand „Aus“ elektrischen Strom 
benötigen, liegt unter anderem an den häufi g verwen-
deten externen Netzgeräten, die keinen Schalter in den 
Primärzuleitungen aufweisen.

Personalcomputer schalten sich nach dem Herunterfahren 
häufi g selbständig ab. Das Netzteil ist dann ebenfalls nicht 
vom elektrischen Netz abgetrennt, da sich der Schalter zur 

Branche Anteil der Beleuchtung
am Strombedarf 

Schulen 53 % 

Großhandel 47 % 

Verlagsgewerbe 45 % 

Organisationen, Heime 44 % 

Einzelhandel 42 % 

Gartenbau 40 % 

Banken/Versicherungen 34 % 

Hotels 31 % 

Kfz-Gewerbe 27 % 

Baugewerbe 26 % 

Metallgewerbe 24 % 

Papier und Druck 24 % 

Landwirtschaft 18 % 

Fleischereien 16 % 

Gaststätten 16 % 

Bäckereien 14 % 

Holzgewerbe 13 % 

Wäschereien 12 % 

Quelle: /Gei 99/ 

Tabelle 3-11: Durchschnittlicher Anteil der Beleuchtung am 
Strombedarf in ausgewählten Branchen
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Produktions-
raum 

11 11 15 11 12 10 13

Verkaufsraum 15 13 14 14 12 23 15

Büroraum 12 16 14 11 11 14 13

Lagerraum 7 14   8 15 7 1 8

Küche 15 38 15 14 11 6 13

Restaurant/
Kantine

 4   9 21 20 

Sonstiger Raum 19 12 16 17 12 3 12

Quelle: /Gei 99/ 

Tabelle 3-12: Installierte Beleuchtungsleistung in ausge-
wählten Branchen und Räumen [W/m2]
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Trennung (falls vorhanden) meist auf der Rückseite des 
Gehäuses befi ndet und durch seine ungünstige Anord-
nung nur in den seltensten Fällen betätigt wird. Dass dies 
einen nennenswerten Einfl uss auf den Energiebedarf eines 
PCs hat, zeigt das Beispiel in Abbildung 3-7.

Bei den Geräten der IuK-Technik ist zu prüfen, ob ein 
Bereitschaftsbetrieb erforderlich ist oder das Gerät abge-

schaltet werden kann. Sollte das Gerät auch im Zustand 
„Aus“ noch unnötiger Weise Leistung aufnehmen, kann 
eine Trennung vom Netz beispielsweise mit Hilfe einer 
schaltbaren Steckdosenleiste erfolgen.

Für alle IuK-Geräte gilt, dass bei der Anschaffung energie-
sparende Geräte ausgewählt werden können. 

Regelmäßig aktualisierte Informationen und Gerätelisten 
bietet z.B. die Gemeinschaft Energielabel Deutschland 
(www.energielabel.de). Das amerikanische Energieeffi zi-
enzlabel „Energy Star“ für Geräte der Büro- und Unterhal-
tungselektronik wird in Kürze auch in der EU eingeführt 
und zeichnet Geräte aus, die defi nierte Mindestanforde-
rungen hinsichtlich Energieeffi zienz erfüllen. Regelmä-
ßige Informationen zum Thema Leerlaufverluste werden 
auch vom Umweltbundesamt zur Verfügung gestellt 
(www.umweltbundesamt.de).

Beispiel PC 

Leistung Betrieb: 70 W 

Leistung Aus:   2 W 

Zeit Betrieb = 9 h/Arbeitstag * 230 Arb.-Tage/a
  = 2.070 h/a 

Zeit Aus   = 8.760 h – 2.070 h = 6.690 h/a 

Energie Betrieb  = 70 W * 2.070 h/a = 145 kWh/a 

Energie Aus = 2 W * 6.690 h/a  = 13,4 kWh/a 

Fazit: Mehr als 9 % des jährlichen Strombe-
darfs werden im Zustand „Aus“ benötigt! 

Abbildung 3-7: Beispiel für die Berechnung der Leerlauf-
verluste eines PC

3   Energieanwendung
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4   Strom-, Wärme- und 
Kälteversorgung

Neben der Rationellen Energieanwendung im 
Betrieb kommt der effi zienten Bereitstellung der erforder-
lichen Nutzenergieträger eine wesentliche Bedeutung zu. 
Die Bereitstellung von Druckluft, Licht und Kälte wurde 
bereits in Kap. 3 dargestellt. In diesem Kapitel werden 
Möglichkeiten einer Effi zienten Energieversorgung mit 
Strom und Wärme vorgestellt. 

Insbesondere bei Neu-, Erweiterungs- oder Umbauten 
bieten sich Möglichkeiten, durch die geeignete Wahl der 
eingesetzten Technik die Energieeffi zienz zu verbessern 
und die Kosten zu senken. Während die Vorgehensweise 
zur Erstellung eines Energiekonzeptes in Kap. 6 umfas-
send dargestellt ist, ist insbesondere bei Änderungen der 
Versorgungstechnik zu prüfen, ob 
• ein neuer Heizkessel mit einem konventionellen oder 

regenerativen Brennstoff eingesetzt werden soll (vgl. 
Kap. 4.1 und 4.2) oder 

• eine kombinierte Erzeugung von Strom, Wärme und 
ggf. Kälte wirtschaftlicher ist (vgl. Kap. 4.4 bis 4.6),

• ein Teil des Wärmebedarfs durch die Nutzung von 
Solaranlagen (vgl. Kap. 4.7.1), Umweltwärme (vgl. Kap. 
4.8) oder durch Wärmerückgewinnung (vgl. Kap. 4.9) 
gedeckt werden kann.

4.1  WÄRMEVERSORGUNG MIT KONVENTIONELLEN  

 BRENNSTOFFEN

In den meisten Betrieben erfolgt die Wärmeversorgung 
für Heizung, Trinkwassererwärmung und ggf. Prozess- 
wärme zentral in Kesselanlagen. Diese lassen sich hin-
sichtlich der eingesetzten Brennstoffe und ihrer Bauart 
unterscheiden. 

Zu den konventionellen Brennstoffen zählen insbeson-
dere Erdgas und Heizöl. Andere Brennstoffe wie z.B. 
Kohle verlieren an Bedeutung.

Zur Bewertung von Heizkesseln werden die Abgasverlus-
te gemessen. In der Kleinfeuerungsanlagenverordnung (1. 
BImSchV 1997) sind zulässige Grenzwerte für den Abgas-
verlust von Heizkesseln defi niert (vgl. Tabelle 4-1). 

Da diese von alten Heizkesseln nicht immer erreicht 
werden und die Übergangsfristen zum 1.11.2004 auslaufen, 
ergibt sich für viele Betriebe ein Modernisierungsbedarf.
Soll ein Heizkessel mit konventionellen Brennstoffen 
eingesetzt werden, ist ein Niedertemperatur- oder ein 
Brennwertkessel zu installieren. Beim Brennwertkessel 
wird das Abgas so weit abgekühlt, dass darin enthaltener 
Wasserdampf kondensiert und damit der Wirkungsgrad 
des Kessels steigt. Auch weisen Brennwertkessel einen 
hohen Wirkungsgrad bei Teillast auf, der bei einfachen 
Kesseln oft deutlich geringer ist als bei Volllast. Bei 
schwankendem Wärmebedarf ist wegen der guten Teil-
lastwirkungsgrade der Einsatz von Stufenbrennern oder 
modulierenden Brennern vorteilhaft. 

Die Vorteile des Brennwertkessels kommen dann beson-
ders gut zur Geltung, wenn die Wärmeverteilung und 
– übergabe an die Räume auf einem niedrigen Tempera-
turniveau erfolgt. Niedrige Heizkreistemperaturen lassen 
sich durch große Heizfl äche (z.B. Fußbodenheizungen) 
erreichen. Um bei Aufheizphasen z.B. nach einer Nacht-
absenkung hohe Heizkreistemperaturen möglichst zu 
vermeiden ist auf eine geeignete Wahl der Stütztempera-
tur zu achten. Weiterhin ist bei der Modernisierung des 
Kessels der vorhandene Schornstein auf seine Eignung hin 
zu prüfen.

Möglichkeiten zur Verbesserung der Wärmeversorgung 
mit Heizkesseln liegen auch in der regelmäßigen Reini-
gung der Heizfl ächen, da so der Wärmeübergang ver-
bessert wird. 

Nennwärmeleistung
[kW]

Grenzwert für  
Abgasverlust [%] 

über 4 bis 25 11 

über 25 bis 50 10 

über 50   9 

Für Anlagen > 10 MW gelten andere Regelungen. 

Quelle: 1. BImSchV 1997 

Tabelle 4-1: Grenzwerte für Abgasverluste von Öl- und 
Gasfeuerungsanlagen



26

4   Strom-, Wärme- und Kälteversorgung

Darüber hinaus lässt sich durch eine bedarfsangepasste 
Einstellung der Regelung mit geringem Aufwand Energie 
einsparen. Hierzu gehört insbesondere die optimale Ein-
stellung der Heizkurve, die Absenkung der Temperatur 
und zeitweise Abschaltung der Umwälzpumpen an 
Wochenenden und in der Nacht sowie die außentempera-
turabhängige Regelung der Vorlauftemperatur.

Eine Überwachung des Brennstoffverbrauchs durch regel-
mäßiges (monatliches) Ablesen des Betriebsstunden- bzw. 
des Brennstoffzählers ermöglicht die Betriebsüberwach-
ung und stellt eine Grundlage für Verbesserungsmaßnah-
men dar. Insbesondere wird bei Neu- oder Umbauten die 
Installation eines Brennstoffzählers empfohlen. 

4.2  WÄRMEVERSORGUNG MIT REGENERATIVEN  

 BRENNSTOFFEN

Als regenerative Brennstoffe sind insbesondere Holz-
pellets und Holzhackschnitzel von Bedeutung, da hier 
automatisierte Heizkessel zur Verfügung stehen. In 
einigen Betrieben kann die Verbrennung von Reststoffen 
möglich sein. 

Je nach Art des Brennstoffs und Anlagengröße kommen 
unterschiedliche Feuerungssysteme zum Einsatz. Unter-
schubfeuerungen mit einem üblichen Leistungsbereich 
von etwa 20 kW bis 1 MW werden insbesondere für 
Hackgut und Pellets, Rostfeuerungen mit einer üblichen 
Leistung ab ca. 500 kW überwiegend für Hackgut einge-
setzt /FNR 02/. 

UNTERSCHUBFEUERUNG

Unterschubfeuerungen werden mittels Förderschnecken 
automatisch aus einem Silo beschickt (vgl. Abbildung 4-1 
nach /Spl 98/). In der Brennraummulde wird der Brenn-
stoff getrocknet, entgast und unter Zugabe von Primär-
luft vergast. Die dabei entstehenden Gase gelangen mit 
der Primärluft durch die oben aufl iegende Glutschicht, 
werden gezündet und im Feuerraum bei Zugabe von 
Sekundärluft vollständig verbrannt /FNR 02/.

Unterschubfeuerungen sind in der Regel mit einer Zünd-
einrichtung versehen und durch eine abgestimmte Brenn-
stoff- und Luftzufuhr gut regelbar. Dieser Feuerungstyp 
ist für die thermische Nutzung von Hackschnitzeln in der 
Holzindustrie weit verbreitet, da er nahezu vollautoma-
tisch arbeitet und im Vergleich zu anderen Feuerungsarten 
aus einfachen und wenigen Komponenten besteht /Spl 98/.

ROSTFEUERUNGEN

Rostfeuerungen werden für die Verfeuerung von holzar-
tiger Biomasse als Vorschubrost-, Wanderrost- und Rück-
schubrostfeuerungen angeboten. Als Brennstoff eignen 
sich auch problematische feste Biomasse wie beispielswei-
se feuchte Holzreste oder aschereiche Rindenabfälle.

Die für die Holzverbrennung am häufi gsten anzutreffende 
Rostbauart ist der Vorschubrost (vgl. Abbildung 4-2 nach 
/Spl 98/). Der Rost wird vom Brennstoffl ager über einen 
Rutschkanal, eine Förderschnecke oder einen Hydrau-
likstoker bis zur Aufgabekante beschickt. Durch die 
Rostbewegung wird das Brenngut von der Aufgabe bis 
zum Rostende befördert. Es trocknet, pyrolisiert, vergast 
und verbrennt während der Vorlaufzeit vollständig. Die 
Primärluft wird unterhalb, die Sekundärluft oberhalb des 
Rostes und vor den teilweise ausschamottierten Nach-
brennzonen eingeblasen /FNR 02/.

In Rostfeuerungen genügen in Bezug auf die Stückigkeit 
geringe Brennstoffqualitäten, da die Verweilzeiten des 
Brennstoffes und die Verbrennungsluftströme über einen 
weiten Bereich den Brennstoffeigenschaften angepasst 
werden können. Im Vergleich zu Unterschubfeuerungen 
sind Vorschubrostfeuerungen aufgrund der größeren 
Brennstoffmengen im Feuerraum schlechter regelbar und 
für schnelle Lastwechsel weniger geeignet.

Wärmetauscher

Förderschnecke

Primärluft

Sekundärluft

Rauchgas

Abbildung 4-1: Unterschubfeuerung

Rauchgas

Wärmetauscher

Sekundärluft

Vorschubrost

Brennstoffzufuhr

Primärluft Entschlackung

Abbildung 4-2: Vorschubrostfeuerung
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Mit ihrer aufwendigen Anlagentechnik sind Rostfeu-
erungen im Allgemeinen erst oberhalb einer Leistung 
von etwa 1 MW wirtschaftlich. Für die Verbrennung von 
Holz werden Rostfeuerungen zum Teil in Verbindung mit 
einer Einblasfeuerung für staubförmige Reste eingesetzt 
/FNR 02/.

4.3  STROMVERSORGUNG

Die Stromversorgung von kleinen und mittleren Betrie-
ben erfolgt in den meisten Fällen durch den Netzbetrei-
ber. Die Eigenerzeugung (vgl. Kap. 4.4 und 4.7.2) gewinnt 
jedoch zunehmende Bedeutung.

Elektrische Energie kann auf unterschiedlichen Span-
nungsebenen bezogen, d.h. für die Abrechnung gemessen 
werden. Die Wandlungsanlagen können entweder vom 
Stromlieferanten oder vom zu versorgenden Unterneh-
men fi nanziert werden. Da die Wandlungsverluste und 
ggf. die Kosten für die Wandlungsanlagen zu Lasten des 
Kunden gehen, lassen sich geringere Bezugspreise erzie-
len. Aus Sicht des Kunden sind Wandlungsanlagen mit 
geringen Verlusten meist wirtschaftlicher als Standard-
transformatoren.

4.3.1  LASTMANAGEMENT

Wesentlichen Einfl uss auf die Stromversorgung und die 
damit verbundenen Kosten hat der Lastgang, d. h. der 
zeitliche Verlauf der bezogenen elektrischen Leistung. 
Je größer die Schwankungen des Lastverlaufs, desto 
aufwändiger und teurer ist die Versorgung. Der Grund 
liegt darin, dass die Versorgungssysteme auf die höchste 
bezogene Leistung ausgelegt werden müssen. Wird diese 
nur an wenigen Stunden im Jahr bezogen, ist die mittlere 
Auslastung der Anlagen gering, d h. dass die Anlagen für 
die meiste Zeit überdimensioniert sind. 

Um diesen Zusammenhang zu berücksichtigen wird 
vom Stromlieferanten neben dem Arbeitspreis auch ein 
Leistungspreis berechnet (vgl. Kap. 2). Hierzu wird die 
bezogene Höchstleistung für den Abrechnungszeitraum, 
z.B. einen Monat oder ein Jahr meist als Mittel der drei 
höchsten Viertelstundenwerte bestimmt. Da sich so 
selbst kurzzeitige Lastspitzen deutlich auf den Strompreis 
auswirken, ist der Einsatz eines Lastmanagementsystems 
aus wirtschaftlicher Sicht sehr zu empfehlen. 

Das Problem hoher Leistungsspitzen liegt in den meis-
ten Fällen in einem zufälligen Zusammentreffen von 
Stromanwendungen im Betrieb. Durch ein Lastmanage-

mentsystem wird der Strombezug permanent überwacht 
und das Lastverhalten durch automatisches, kurzzeitiges 
Wegschalten von vorher genau defi nierten Verbrauchern 
optimiert.

Auf der Grundlage von Messungen des Lastgangs über 
einen längeren Zeitraum und weitergehende Analysen 
können meist schnell die Verbraucher identifi ziert werden, 
die für ein Lastmanagement geeignet sind. Dies sind z.B.
große elektrische Antriebe und elektrisch beheizte 
Systeme, wie Galvanikbäder, Öfen, Spritzgießmaschinen, 
Kochkessel oder Zerkleinerer in der Fleischverarbeitung 
sowie Umwälzpumpen und Kälteanlagen /LGA 01a/. Ein 
Beispiel im folgenden Kasten dargestellt.

4.3.2  BLINDLEISTUNGSKOMPENSATION

Zum Aufbau von Magnetfeldern, z.B. in Elektromotoren 
oder Transformatoren, wird induktive Blindleistung 
benötigt. Diese Blindleistung belastet die Erzeuger- und 
Übertragungseinrichtungen (sowohl beim Energiever-
sorger als auch innerhalb von Betrieben). Deshalb wird 
dem Kunden ab einem bestimmten Wert (z.B. 
cos  < 0,9) die Blindleistung in Rechnung gestellt. 

In vielen Fällen ist es wirtschaftlich, die Blindleistung 
innerhalb des Betriebes zu kompensieren. Hierzu bieten 
sich folgende Möglichkeiten an:
• Einzelkompensation (meist bei größeren Verbrauchern 

mit konstanter Leistung),
• Gruppenkompensation (meist an Unterverteilungen 

mehrerer induktiver Verbraucher) oder
• Zentralkompensation (bei Betrieben mit schwanken-

dem Blindleistungsbedarf).

Bei der Zentralkompensation werden Blindleistungs-
Regeleinheiten eingesetzt, die direkt einer Schaltanlage, 
Verteilung oder Unterverteilung zugeordnet sind. Dies 
ermöglicht eine automatische Anpassung an den Bedarf 
sowie eine nachträgliche Erweiterung und eine zentrale 
Überwachung der Anlage /LGA 01a/. 

4.4  KRAFT-WÄRME-KOPPLUNG MIT 

 KONVENTIONELLEN BRENNSTOFFEN

Die zeitgleiche Bereitstellung von Elektrizität und Wärme 
in einer Energiewandlungsmaschine wird als Kraft-Wär-
me-Kopplung (kurz: KWK) bezeichnet. Diese gleichzei-
tige Bereitstellung von Strom und Wärme führt zu einer 
effi zienten Nutzung des eingesetzten Brennstoffs. Für 
Gewerbebetriebe, die einen möglichst ganzjährigen Wär-
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me- bzw. Dampfbedarf und Elektrizitätsbedarf aufweisen, 
eignen sich besonders so genannte Blockheizkraftwerke, 
die in einem Leistungsbereich von wenigen kWel bis ca. 10 
MWel angeboten werden.

Blockheizkraftwerke (kurz: BHKW) beinhalten einen 
Verbrennungsmotor, einen Generator und einen oder 
mehrere Wärmetauscher zur Nutzung der entstehenden 
Wärme (vgl. Abbildung 4-3). Es werden hierzu zum Ei-
nen Ottomotoren angeboten, die ausschließlich mit Gas 
betrieben werden. Zum Anderen werden Dieselmotoren 
eingesetzt, die mit Diesel oder Gas betrieben werden 
können. Beim Gasbetrieb wird ein geringer Dieselanteil 
kontinuierlich mit zugeführt, um das Gas in der Diesel-
maschine zündfähig zu machen – man spricht deshalb 
auch häufi g von Zündstrahlmotoren. 

Neben dem üblichen Erdgas und Diesel können auch 
Biogase oder Biodiesel (RME) eingesetzt werden. Die me-
chanische Energie wird in Elektrizität umgewandelt, die 
Abwärme der Abgase, des Kühlwassers, des Motoröls und 
des Ladeluftkühlers werden zur Wärme- bzw. Dampf-
bereitstellung verwendet. Die Dampfbereitstellung kann 
nur mit Hilfe der Abgaswärme erfolgen. Häufi ger anzu-
treffen ist die Bereitstellung von Heißwasser mit Vorlauf-
temperaturen bis 90 °C oder bei heißgekühlten BHKW 
bis zu 110 °C. Das Verhältnis der Bereitstellung von Strom 
und Wärme kann kaum variiert werden und beträgt im 
Gasbetrieb etwa 1:1,5 und im Dieselbetrieb etwa 1:1. Soll 
durch das BHKW in Zeiten, in denen kein Wärmebedarf 
besteht, Strom bereit gestellt werden, muss die Abwärme 
mit Rückkühlwerken abgeführt werden.

4.5  KRAFT-WÄRME-KOPPLUNG MIT HOLZ ALS  

 BRENNSTOFF

Neben dem Einsatz von Holz zu Heizzwecken gewinnt 
auch die Bereitstellung von Strom und Wärme durch 
Kraft-Wärme-Kopplung mit Holz als Brennstoff zuneh-
mende Bedeutung. Wesentliche Voraussetzung für den 
wirtschaftlichen Einsatz dieser Technik ist zum Einen 
ein möglichst ganzjähriger Wärmebedarf und damit eine 
hohe Volllaststundenzahl zu verrechnen (vgl. auch Kap. 
6.5.2). Zum Anderen sind es günstige Brennstoffpreise, die 
entweder bei der Nutzung von eigenen Resthölzern oder 
durch die Abnahme beispielsweise von Sägewerken, Mö-
belherstellern oder Kommunen erzielt werden können.

Der Einsatz von fester Biomasse in Form von Holz bietet 
den Vorteil der CO2-Neutralität und der einfachen 
Speichermöglichkeit. Sofern Restholz im eigenen Betrieb 
anfällt, entstehen keine Versorgungswege. Aber auch 
wenn der Brennstoff Holz zugekauft wird, entstehen 
aufgrund der regionalen Verfügbarkeit von Holz in vielen 
Fällen nur kurze Transportwege.

4   Strom-, Wärme- und Kälteversorgung

Wärmetauscher

Wärmespeicher Verbrennungsmotor Generator

Abgase

Abbildung 4-3: Schematische Darstellung einer Kraft-Wärme-Kopplungsanlage mit Abgaswärmetauscher
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Abbildung 4-5: Varianten der KWK mit Holz
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Kraft-Wärme-Kopplung unter Verwendung von Holz ist 
auf unterschiedlichen Wegen möglich, wie Abbildung 
4-5 zeigt. 

Eine ausgereifte Variante ist die Verbrennung von Holz 
zur Dampferzeugung mit folgendem Dampfprozess unter 
Verwendung einer Dampfturbine oder eines Dampfkol-
benmotors. Für die Wirtschaftlichkeit dieser Anlagen 
wird häufi g eine Mindestfeuerungsleistung von einigen 

Megawatt und eine Volllaststundenzahl von 5.000 h/a 
genannt. Der elektrische Wirkungsgrad solcher Anlagen 
ist mit etwa 12 bis 20 % geringer als bei konventionellen 
Kraftwerken. Die Anlagenvarianten mit Dampfturbinen 
und Dampfkolbenmotoren gelten als marktreif (vgl. /Obe 
99/, /Hei 00/ und /Gre 02/).

Die Investitionen für eine Holz befeuerte KWK-Anlage 
auf Basis eines Dampfprozesses sind nicht unwesentlich. 
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Beispiel: Lastmanagement in einem Fleischereibetrieb 

Beschreibung:
Fleischereibetrieb mit einem Stromverbrauch von 80.000 kWh/a und einer Verrechnungsleistung von 38 kW. 

Vorgehensweise:

Messung und Interpretation des Lastgangs (siehe Abbildung 4-4).  

Die Höchstleistung tritt 
jeweils  
montags zwischen 6:30 Uhr 
und 6:45 Uhr auf. 

Abbildung 4-4: Grafische Darstellung des Lastgangs 

Identifikation der wesentlichen Verbraucher und Prüfung, ob eine kurzfristige Abschaltung möglich ist. 

Installation eines Spitzenlastwächters unter Einbeziehung folgender Verbraucher für den Lastabwurf: 

o Kälteanlagen, Wasserpumpe   9,0 kW 

o Leberkäse-Backofen 10,0 kW 

o Cutter 25,0 kW 

o Selche 19,0 kW (während der ersten 10 Minuten Betriebszeit) 
   7,0 kW (im Dauerbetrieb) 

Ergebnisse:
Senkung der Verrechnungsleistung von 38 kW auf 27 kW und damit Senkung der Stromkosten um ca. 1.125 €/a 
bzw. 8,1 % (vgl. Tabelle 4-2).  
Die Kosten für die Installation des Spitzenlastwächters von 2.800 € amortisieren sich innerhalb von 2,5 Jahren. 

Tabelle 4-2:  Senkung der Energiekosten durch den Einsatz eines Lastmanagementsystems 

Tarifbestandteile

Arbeitspreis - HT (16 h/d) 13,45 ct/kWh x 60.000 kWh/a = 8.070 €/a 60.000 kWh/a = 8.070 €/a

Arbeitspreis - NT (8 h/d) 9,45 ct/kWh x 20.000 kWh/a = 1.890 €/a 20.000 kWh/a = 1.890 €/a

Leistungspreis 102,30 €/kWa x 38 kW = 3.887 €/a 27 kW = 2.762 €/a

Verrechnungspreis 89 €/a 89 €/a

Gesamtkosten 13.936 €/a 12.811 €/a 1.125 €/a

Mittlerer Preis 17,4 ct/kWh 16,0 ct/kWh 1,41 ct/kWh

Einsparung 8,1 %

EinsparungMit Lastmanagement

Preis Menge Kosten

Ohne LastmanagementLeistungstarif mit Schwachlastregelung

Menge Kosten

Quelle: Eigene Darstellung nach /WKO 03/ 
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Für kleine KWK-Anlagen mangelt es zudem häufi g 
an der Verfügbarkeit von Dampfturbinen mit kleiner 
Leistung.

Ebenfalls hat der ORC-Prozess, ein Kreisprozess mit ei-
nem Kohlenwasserstoff als Arbeitsmittel, bei Feuerungs-
leistungen zwischen 500 und 1.500 kW die Marktreife 
erreicht /Gad 02/.

Der Stirling-Motor und die Holzvergasung mit Gas-
BHKW befi nden sich noch in der Entwicklungs- und 
Pilotphase (vgl. auch www.stirling-engine.de und /Ste 
01/). Der Vorteil dieser Systeme ist, dass auch sehr kleine 
Leistungen realisierbar sind.

4.6  KRAFT-WÄRME-KÄLTE-KOPPLUNG

Kraft-Wärme-Kälte-Kopplung (KWKK) bezeichnet 
die Anlagen, bei denen die mittels KWK bereitgestellte 
Wärme auch zur Bereitstellung von Kälte verwendet 
wird. Dies geschieht beispielsweise durch die Einbindung 
von Ab- und Adsorptionskältemaschinen (vgl. Kap. 3.4 
und 3.4.1). Die Verwendung der KWK-Wärme zur Kälte-
bereitstellung trägt in vielen Fällen zur Erhöhung der 
Volllaststunden der Blockheizkraftwerke bei, da so 
Wärme auch zu Zeiten des geringeren Wärmebedarfs 
(Sommer) zur Kälteversorgung benötigt wird.

Darüber hinaus lassen sich Ab- oder Adsorptionskälte-
anlagen auch mit Fernwärme betreiben.

4.7  SOLARENERGIENUTZUNG

Die Nutzung der solaren Einstrahlung ist auf verschie-
dene Weisen möglich. Mit Hilfe von solarthermischen 
Kollektoren (auch Niedertemperatur-Kollektoren oder 
nicht konzentrierende Kollektoren genannt) kann die 
Warmwasserbereitung oder Heizung unterstützt werden. 
Auch eine solare Unterstützung von Ab- und Adsorp-
tionskältemaschinen (Stichwort: solare Klimatisierung) 
ist möglich. Mit Fotovoltaikanlagen kann die solare Strah-
lung in Elektrizität umgewandelt werden. 

4.7.1  SOLARTHERMIE

Die Nutzung der solaren Strahlung zur Erwärmung von 
Medien für Heizzwecke, Warmwasserbereitung, Kühlung 
oder zur Umwandlung in Elektrizität fällt unter das Stich-
wort Solarthermie. Die solarthermische Stromerzeugung 
ist in Nord- und Mitteleuropa nicht relevant. Verbreitet 
ist dagegen die solar unterstützte Heizung und Warm-
wasserbereitung mit Kollektoren. In Abbildung 4-6 ist 

die Prinzipskizze einer solchen Kombianlage zur Heizung 
und Warmwasserbereitung dargestellt. 

Kollektoren zur Unterstützung der Heizung und Warm-
wasserbereitung bestehen aus dem Absorber und einer 
Hülle, die einerseits die solare Strahlung zum Absorber 
durchlassen muss und andererseits die Verluste in Form 
von Strahlungsverlusten begrenzen soll. Effi ziente 
Kollektoren wie z. B. Vakuumröhrenkollektoren sind 
gegenüber einfacheren Flachkollektoren ohne isolierendes 
Vakuum deutlich teurer. Dafür kann mit diesen Kollekto-
ren eine höhere Vorlauftemperatur erzielt werden.

Die Beheizung von Gebäuden mit solarer Wärme kann 
nicht nur mit Wasser führenden sondern auch mit Luft-
kollektoren erfolgen. Der Einsatz von Luftkollektoren 
bietet sich gerade bei Gebäuden an, die schon über eine 
Lüftungsanlage bzw. Luftheizung verfügen. Im Gegensatz 
zu Wasser führenden Kollektoren sind Luftkollektoren 
frostsicher und Leckagen können nicht zu Schäden am 
Gebäude führen. Da Luft jedoch eine geringere Wärme-
kapazität als Wasser aufweist, müssen große Luftvolu-
menströme bewegt werden, um die erforderliche Wärme 
in die Räume zu bringen. Der Strombedarf für die Venti-
latoren darf bei einer Prüfung der Einsatzmöglichkeiten 
für eine Luftheizung mit Luftkollektoren nicht vernach-
lässigt werden.

Bei der Heizung mit solarer Wärme ist nachteilig, dass 
zu Zeiten des höchsten Strahlungsangebots, nämlich 
im Sommer, der geringste Heizwärmebedarf besteht. In 
vielen Fällen ist im Sommer eine Kühlung von Gebäuden 
erforderlich. Mit Solarthermie kann aber auch gekühlt 
werden, indem solarthermische Kollektoren Wärme für 
den Betrieb von Ab- oder Adsorptionskältemaschinen 
(vgl. Kap. 3.4) liefern. Strahlungsangebot und Kältebedarf 
für die Klimatisierung von Gebäuden fallen bei dieser 
Anlagenkombination sehr gut zusammen. Es ist allerdings 
anzumerken, dass hier Komponenten kombiniert werden, 

Heizkörper

Heizkessel

Kollektor

Pufferspeicher

Warmwasser VL

Abbildung 4-6: Heizung und Warmwasserbereitung mit 
solarer Unterstützung
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die vergleichsweise hohe Investition aufweisen (Kollek-
toren und thermisch angetriebene Kältemaschinen).

4.7.2  FOTOVOLTAIK

Neben der thermischen Nutzung der Solarstrahlung kann 
diese durch den Einsatz der Fotovoltaik in Elektrizität 
umgewandelt werden. 

Netzgekoppelte Fotovoltaiksysteme bestehen im wesent-
lichen aus den Fotovoltaik-Modulen und einem Wechsel-
richter, der die erzeugte Gleichspannung in 230 V Wech-
selspannung umwandelt. Die Förderung insbesondere 
durch das Erneuerbare- Energien-Gesetz (vgl. Kap. 8.2.2) 
ermöglicht es, Fotovoltaikanlagen wirtschaftlich zu 
betreiben (vgl. Praxisbeispiele in Kap. 7). Weiterführende 
Informationen zur Fotovoltaik sind in /LGA 03/ und 
/LGA 03a/ zu fi nden. 

4.8  NUTZUNG VON UMGEBUNGSWÄRME

Die Umgebungswärme umfasst die Wärmeenergie von 
bodennahen Luftschichten, von oberfl ächennahen Erd-
schichten sowie von Grund- und Oberfl ächenwasser. Um 
die Wärme nutzen zu können, muss sie in der Regel auf 
ein höheres Temperaturniveau angehoben werden. Dies 
ist durch den Einsatz von Wärmepumpen möglich.
Die Funktionsweise der Wärmepumpe entspricht etwa 
der eines Kühlschranks. Dort wird dem Kühlgut über 
den Verdampfer Wärme entzogen und über den Verfl üs-
siger an der Rückseite des Gerätes in den Raum abgege-
ben. Bei der Wärmepumpe entzieht der Verdampfer die 
Wärme aus der Umwelt (Wasser, Erdreich, Außenluft) 
und führt sie über den Verfl üssiger dem Heizsystem (z.B. 
Fußbodenheizung) oder der Trinkwassererwärmung zu.
Wärmepumpen werden nach ihrer Bauart und nach der 
genutzten Wärmequelle unterschieden. Hinsichtlich der 
Bauart werden Wärmepumpen in Kompressionswär-
mepumpen (Mechanischer Antrieb mit Elektro- oder 
Verbrennungsmotor) und Sorptionswärmepumpen (Be-
trieb durch Zuführen von Wärme) unterschieden. Derzeit 
werden überwiegend elektrische Kompressionswärme-
pumpen eingesetzt. Sorptionswärmepumpen gewinnen 
jedoch insbesondere bei höheren Leistungen zunehmende 
Bedeutung. 

Als Wärmequellen werden z. B. folgende genutzt:
• Luft (Außenluft oder Abluft aus Gebäuden),
• Erdreich (als Erdsonden, als Energiepfähle oder als 

Flächenkollektor) oder
• Wasser (Grund-, Oberfl ächen-, Kühlwasser)

In Deutschland haben bei neu installierten Anlagen Erd-
sonden (vgl. Abbildung 4-7 nach /LGA 00/) den größten 
Anteil.

Der Vorteil liegt in der ganzjährig nahezu konstanten 
Temperatur der tieferen Erdschichten von knapp 10 °C 
und der relativ einfachen und Platz sparenden Einbrin-
gung der Bohrungen.

Je höher das Temperaturniveau der Wärmequelle ist, 
desto effi zienter arbeitet die Wärmepumpe. Bei günsti-
gen Bedingungen, z.B. bei Verwendung von Erdsonden, 
können durch den Einsatz einer kWh Strom rund vier 
kWh Heizwärme bereitgestellt werden. Dieses Verhältnis 
entspricht dem Wirkungsgrad eines Heizkessels und wird 
hier nach DIN EN 255-1 bzw. DIN EN 255-2 als Leis-
tungszahl  bezeichnet:

Analog entspricht dem Jahresnutzungsgrad von Heizkes-
seln die Jahresarbeitszahl ß bei Wärmepumpen. Heute 
werden Wärmeerzeuger häufi g mit dem Kehrwert des 
Wirkungsgrades bzw. der Leistungszahl gekennzeichnet. 
Hierbei spricht man von der Aufwandszahl der Wärmeer-
zeugung e3 (vgl. VDI 2067-1). 

Wie aus den Herstellerangaben der Leistungszahl, die 
unter Nennbedingungen ermittelt wird, die Jahresauf-

Abbildung 4-7: Wärmepumpenheizung mit Erdwärmesonden

= −

mit abgegebene Nutzwärmeleistung 
am Verfl üssiger

[kW]

P aufgenommene elektrische Leis-
tung des Verdichterantriebs und der 
Hilfsantriebe

[kW]
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wandszahl des Systems unter den individuellen Betriebs-
bedingungen berechnet werden kann, ist in VDI 4650-1 
angegeben.

Wärmepumpen stellen aus wirtschaftlicher und ökologi-
scher Sicht eine Alternative zu Heizkesseln dar. Sie lassen 
sich neben der Beheizung von Gebäuden auch für die 
Trinkwassererwärmung einsetzen. Die Temperaturdiffe-
renz zwischen Wärmequelle und Wärmeverbraucher soll-
te jedoch 50 °C nicht überschreiten, da sonst aufgrund der 
sinkenden Leistungszahl die Wirtschaftlichkeit abnimmt. 
Aus diesem Grund werden Wärmepumpen häufi g in 
Verbindung mit Fußbodenheizungen eingesetzt.

Detaillierte Informationen zum Einsatz von Wärmepum-
pen sind in den Informationsbroschüren des Landesge-
werbeamts /LGA 00/, /RWE 03/ dargestellt. Im Folgen-
den werden einige ausgewählte Beispiele genannt.

4.8.1  WÄRME-KÄLTE-KOPPLUNG MIT WÄRMEPUMPEN

Neben der einfachen Beheizung kann eine Wärmepumpe 
auch ökonomisch vorteilhaft für die kombinierte Wärme 
und Kälteversorgung eingesetzt werden (vgl. Abbildung 
4-8). So kann z.B. die Kälteversorgung eines Kühlraums 
bzw. von Kühlvitrinen mit der Trinkwassererwärmung 
oder Raumheizung gekoppelt werden. Dies ist bereits in 
einigen Lebensmittelmärkten realisiert.

4.8.2  TROCKNUNGSPROZESSE MIT 

 WÄRMEPUMPEN

Für Trocknungsprozesse, z. B. in der Holzverarbeitung, 
werden ebenfalls Wärmepumpen eingesetzt. Hierbei wird 
die feuchte Luft aus dem Trockenraum zunächst über den 
Verdampfer der Wärmepumpe geführt. Aufgrund der 
Abkühlung der Luft kondensiert ein Teil des Wasser-
dampfs aus der Luft. Dann wird die Luft über den Verfl üs-
siger der Wärmepumpe geführt und dort wieder erwärmt. 

4.8.3  WÄRMERÜCKGEWINNUNG MIT 

 WÄRMEPUMPEN

Wärmepumpen werden auch in Lüftungssystemen einge-
setzt, um die in der Abluft enthaltene Wärme an die Zu-
luft zu übertragen. Darüber hinaus bieten Lüftungssyste-
me für Schwimmhallen vorteilhafte Bedingungen. Der in 
der Abluft enthaltene Wasserdampf kann am Verdampfer 
der Wärmepumpe kondensiert werden. Die so genutzte 
Wärme des Wasserdampfs kann dann am Verfl üssiger an 
die Zuluft der Schwimmhalle abgegeben werden. Weitere 
Möglichkeiten zur Nutzung von Abwärme bestehen in 
Betrieben, in denen Kühlsysteme eingesetzt werden. Das 
erwärmte Kühlwasser eignet sich in vielen Fällen als ideale 
Wärmequelle für Wärmepumpen (vgl. Abbildung 4-9).

4.9  WÄRMERÜCKGEWINNUNG

Lüftungsanlagen zur Belüftung und/oder Klimatisierung 
von Büro-, EDV-, Verkaufsräumen oder Produktions-
fl ächen sind in vielen Unternehmen vorhanden. Die 
Lüftungsanlagen sind jedoch nicht in allen Fällen mit 
Wärmerückgewinnungssystemen ausgestattet. Systeme 
zur Wärmerückgewinnung nutzen die in der aus den 
Räumen abgeführten Abluft enthaltene Wärme, um die 
Zuluft, die den Räumen zugeführt wird, zu erwärmen. 
Dies geschieht je nach Bauart der Lüftungsanlage mit 
Wärmerückgewinnungssystemen unterschiedlicher 
Bauart wie Rotation-Wärmeübertragern (Wärmeräder), 
Platten-Wärmeübertragern oder Kreislaufverbundsys-
temen VDI 2071. Möglichkeiten zur Wärmerückgewin-
nung bei Lüftungsanlagen sind in /LGA 02a/ und /Jüt 01/ 
detailliert beschrieben. 

Wärmerückgewinnungssysteme können auch Kälte 
zurückgewinnen, wenn beispielsweise im Sommer die 
Abluft kühler ist als die von außen zugeführte Zuluft.
Aber nicht nur aus der Abluft von Räumen kann Wärme 

Abbildung 4-8: Wärmepumpenanlage zur kombinierten 
Bereitstellung von Wärme und Kälte

Abbildung 4-9: Wärmepumpenheizung mit Kühlwasser 
als Wärmequelle
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zurück gewonnen werden. In einigen Betrieben sind Öfen 
oder andere Anlagen mit heißen Prozessgasen oder er-
wärmter Kühlluft vorhanden. Je nach Temperaturniveau 
der Abwärme, dem Volumenstrom und dem zeitlichen 

Verlauf der Abwärmeleistung lassen sich diese Quellen 
ebenfalls nutzen, um Zuluft oder Trinkwasser zu erwär-
men oder das Heizsystem zu unterstützen.

4   Strom-, Wärme- und Kälteversorgung
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5   Grobanalyse der Energieeffi zienz 
von Betrieben

Eine Grobanalyse der Energieeffi zienz soll mit 
geringem Aufwand zeigen, ob das untersuchte System, 
z.B. der Betrieb oder die Anlage, für die erbrachte Pro-
duktion oder Dienstleistung einen vergleichsweise hohen 
oder niedrigen Energieeinsatz aufweist. Das Ergebnis der 
Grobanalyse kann das Bewusstsein für ein vorhandenes 
Verbesserungspotenzial schaffen und als Entscheidungs-
grundlage für die Durchführung entsprechender Fein-
analysen dienen. Es stellt damit die Grundlage für die 
Verbesserung des Ressourceneinsatzes dar.

Für eine erste Bewertung der Energieeffi zienz werden 
häufi g Energiekennzahlen verwendet, insbesondere der 
Wirkungsgrad, z. B. eines Heizkessels oder der spezifi sche 
Energieverbrauch, z. B. der Energieverbrauch pro Über-
nachtung in einem Hotel oder pro Reparatur in einer Kfz-
Werkstatt. Dabei können folgende Vergleichsmaßstäbe 
verwendet werden:
• gesetzliche Bestimmungen,
• Durchschnittswerte vergleichbarer Systeme,
• der Stand der Technik bzw. der Benchmark (d. h. der 

beste erreichte Wert) oder
• der theoretische Mindestenergieaufwand.

Zur Gewährleistung einer belastbaren Aussage auf Basis 
von Energiekennzahlen müssen vergleichbare Produkte 
bzw. Dienstleistungen, Verfahren und Randbedingungen 
vorliegen (siehe Abbildung 5-1 nach /Lay 99/).

Dies ist bei der Untersuchung von einzelnen Anlagen (z.B. 
Öfen) oder Energiedienstleistungen (z.B. Beleuchtung) 
meist gegeben. Für den Vergleich von Unternehmen ist 
jedoch besonders auf die Struktur und die Tätigkeits-
schwerpunkte der Betriebe zu achten. 

Wesentliche methodische Aspekte beim Einsatz von 
Energiekennzahlen sind nach VDI 4661 und VDI 3807-1:
• Art und Größe des Betriebs / der Anlage,
• Auslastung des Betriebs / der Anlage,
• zeitliche und räumliche Bilanzgrenzen,
• Qualität des Produkts / der Dienstleistung,
• Art und Qualität der eingesetzten Rohstoffe und Ener-

gieträger sowie
• Witterungseinfl üsse.

Im Folgenden werden beispielhaft Energiekennzahlen für 
Betriebe und branchenspezifi sche Techniken dargestellt. 
(Ausgewählte Kennzahlen für Gebäude- und Energie-
techniken sind im Kap. 3 zusammen mit der Beschrei-
bung der Technik dargestellt.)

Zur Bewertung der Energieeffi zienz eines Betriebes wird 
häufi g der spezifi sche Energieverbrauch verwendet. Hier-
bei kommt über die o. g. methodischen Aspekte der Wahl 
der Bezugsgröße eine wesentliche Bedeutung zu. Häufi g 
verwendete Energiebezugsgrößen sind 
• die Menge der erbrachten Produktion oder Dienst-

leistung,
• die Größe der (beheizten) Gebäudefl äche oder
• die Zahl der Beschäftigten.

Aufgrund der Einfl ussgrößen ist häufi g die Verwendung 
mehrerer Energiekennzahlen zur Bewertung der Energie-
effi zienz erforderlich. 

Für ausgewählte Branchen werden im Folgenden 
Branchenmittelwerte und Richtwerte angegeben. Liegt 
der Kennwert eines Betriebes über dem Mittelwert der 
Branche, ist von nennenswerten Einsparmöglichkeiten 
auszugehen und eine Feinanalyse dringend empfohlen. 
Der Richtwert kann als Orientierung und zur Festlegung 

Vergleich der

Energiekennzahlen

Betriebliche 

Energiekennzahl 

(Ist-Wert)

Vergleichskennzahl 

(Richtwert)

Qualität der Anlage und

Verbesserungspotenzial

Gleiches Produkt bzw. gleiche Dienstleistung, 

gleiches Verfahren und

gleiche Randbedingungen

Abbildung 5-1: Vergleich von Energiekennzahlen zur Grob-
analyse der Energieeffi zienz
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eigener Ziele hinsichtlich der Energieeffi zienz dienen. 
Die Verwendung der Energiekennzahlen kann nur eine 
erste überschlägige Bewertung der Energieeffi zienz eines 
Betriebes liefern. Die Gründe dafür liegen in den oben 
genannten Einfl üssen, insbesondere in den Unterschie-
den hinsichtlich Struktur und Produktionsspektrum der 
einzelnen Betriebe. 

Durch geeignete Verfahren, z.B. die Witterungsbereini-
gung nach VDI 3807-1 lassen sich diese Unterschiede zum 
Teil korrigieren.

Energiekennzahlen werden für folgende Branchen darge-
stellt und diskutiert: 
• Hotels,
• Bäckereien,
• Fleischereien,
• Wäschereien und Textilreinigungen sowie
• Kfz-Werkstätten.

Energiekennzahlen von Branchen, in denen der Ener-
giebedarf überwiegend durch den Heizwärmeverbrauch 
bestimmt wird (z.B. Bürogebäude), sind in Kap. 3.1.3 
dargestellt.

5.1  HOTELS

Eine von der DEHOGA verwendete Kennzahl zur 
Bewertung der Energieeffi zienz von Hotels ist der 
spezifi sche Energieverbrauch bezogen auf die Zahl der 
Übernachtungen. Hierfür spricht das übergeordnete Ziel 
des Managements, den gesamten Faktoreinsatz bezogen 
auf diese Größe zu optimieren. 

Die Auslastung des Hotels hat einen wesentlichen Ein-
fl uss auf diese Kennzahl. Da der Wärme- und Strombe-
darf relativ unabhängig von der Belegung ist, kann die 
alleinige Verwendung der Zahl der Übernachtungen als 
Bezugsgröße zu Fehlinterpretationen hinsichtlich der 
Energieeffi zienz führen.

Es wird deshalb die Verwendung des Energieverbrauchs 
bezogen auf die beheizte Bruttogebäudefl äche (BGFa) 
nach DIN 277-1 empfohlen (vgl. VDI 3807-1). 

In Tabelle 5-1 sind diese beiden Energiekennzahlen als 
typischer Mittelwert und als Richtwert für die Branche, 
gegliedert nach Strom und Brennstoffen dargestellt. 
Da sich Hotels in ihrer Art unterscheiden sind die Kenn-
zahlen getrennt für Hotels mit und ohne Restaurant 

dargestellt. Darüber hinaus wirken sich weitere Ausstat-
tungsmerkmale, z. B. ein umfangreicher Wellness-Bereich 
oder die Zahl der Sterne auf die Kennzahl aus.

Der Anteil des Stroms am Endenergieverbrauch von 
Hotels liegt bei rund 30 %. Die größten Stromverbraucher 
sind nach /Fle 97/ und /Gei 99/
• die Beleuchtung (30 %),
• die Wäscherei (13 %), 
• die Minibars (10 %) und sonstige Kühlein-

richtungen (9 %), 
• die Fritteuse und Heißluftdämpfer (8 %), 
• die Spülmaschine (7 %) und 
• der Abluftventilator der Küche (4 %). 

Brennstoffe und Fernwärme werden insbesondere für 
die Bereitstellung von Raumwärme, Warmwasser und 
Prozesswärme eingesetzt.

In Kürze wird auch ein EDV-gestütztes Verfahren ange-
boten, welches das Erkennen und das Vermindern von 
Umweltbelastungen und die jährliche Wiederholung 
einer Umweltanalyse in Hotels mit geringem Aufwand 
ermöglicht (vgl. www.ier.uni-stuttgart.de/e-kuh).

5.2  BÄCKEREIEN

Nach Erhebungen des Zentralverbands des Deutschen 
Bäckerhandwerks lag im Jahr 2001 der Anteil der Energie-
kosten bezogen auf den Gesamtumsatz bei 2,4 % (große 
Betriebe) bis 3,6 % (kleine Betriebe).

Analog zu Hotels lassen sich auch für Bäckereien Kenn-
zahlen zum spezifi schen Energieverbrauch angeben. Als 
Bezugsgröße sind die verarbeitete Rohstoffmenge („ kg 
Mehl) oder die BGFa geeignet (vlg. Tabelle 5-1). 

Der Anteil des Stroms am Endenergieverbrauch von 
Bäckereien liegt bei rund 30 %. Die größten Stromver-
braucher sind nach /Fle 97/ und /Gei 99/
• der Etagenbackofen (19 %),
• die Beleuchtung (14 %),
• der Gärverzögerer und Gärautomat (10 %),
• die Kühlgeräte (8 %),
• die Knetmaschine (7 %), 
• die Spülmaschine (6 %),
• der Klimagärraum (6 %). 
Werden auch die brennstoffbeheizten Backöfen berück-
sichtigt, liegt der Anteil der Backöfen bei rund 40 bis 60 % 
des Endenergieverbrauchs der Bäckereien. 

5   Grobanalyse der Energieeffi zienz von Betrieben
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Deutlichen Einfl uss auf die Energiekennzahlen hat neben 
der Energieeffi zienz der Systeme 
• die Produktionsmenge,
• die Art der Backwaren und der Anteil der 

Konditorwaren,
• die Art der Ofenbeheizung.

Kennzahlen zu Backöfen sind in Kap. 3.3.1, weitere Infor-
mationen zu Energiekennzahlen und Einsparpotenzialen 
in Bäckereien sind in /Kub 98/, /Ruh 98/, /WKO 98/ und 
/LfU 00/ dargestellt.

5.3  FLEISCHEREIEN

In fl eischverarbeitenden Betrieben liegt der Anteil der 
Energiekosten am Bruttoproduktionswert bei ca. 2 % bis 
6 % /Gei 99/. 

Der Anteil des Stroms am Endenergieverbrauch liegt bei 
rund 42 %. Die größten Stromverbraucher sind nach /Gei 99/
• die Warmwassererzeugung (30%),
• das Kochen und Garen (25 %),
• die Maschinen wie Fleischwolf, Cutter und Füller (13 %),

• das Kühlen und Gefrieren (19 %),
• das Räuchern (5 %) und 
• sonstige Anwendungen (7 %).

Nach /Ort 99/ und /Mey 00/ liegt der Anteil für die 
Kälteversorgung deutlich höher. Für einen neu gebauten 
Betrieb mit einer zu kühlenden Raumfl äche von 5.500 
m² und einem gekühltem Raumvolumen von 31.500 m³ 
teilt sich der Kältebedarf wie folgt auf unterschiedliche 
Temperaturniveaus auf:
• Tiefkühlung (-24/-33 °C) für Tiefkühllagerräume, Ein-

frierräume, Produktionsgefrierräume, Plattenfroster: ca. 
140 kWKälte,

• Normalkühlung (0/+4 °C) für Abkühlräume, Nach-
kühlräume, Lagerkühlräume, Eingangskühlräume: ca. 
560 kWKälte

• Temperierung (+10/+14 °C) für Arbeitsräume (Zer-
legung, Kutterei, Verpackung, Standardisierung, 
Kühlung der Frischluft): ca. 850 kWKälte.

Ca. 60 % der Brennstoffe werden für Prozesswärme und 
ca. 40 % für Raumwärme eingesetzt /Gei 99/.

Branche Einheit Stromkennzahl Wärmekennzahl 

  Richtwert Mittelwert Richtwert Mittelwert

Hotels      

- mit Restaurant kWh/Übernachtung 8 40 27 60 

 kWh/(m²BGF a) 36 83 138 206 

- ohne Restaurant kWh/Übernachtung 3 6 19 30 

 kWh/(m²BGF a) 21 40 120 225 

Bäckereien kWh/kgRohstoff 194 454 467 1.256 

 kWh/(m²BGF a) 109 231 229 648 

Fleischereien kWh/kgFleisch/Wurst 0,5 1,1 0,7 1,5 

Wäschereien kWh/kgTrockenwäsche 0,08 0,12 0,97 1,44 

 kWh/(m²BGF a) 65 169 788 2.028 

Textilreinigungen kWh/Stück 0,26 0,43 1,14 1,90 

 kWh/(m²BGF a) 111 293 487 1295 

Kfz-Werkstätten kWh/Reparatur .. 23 .. 100 

 kWh/(a Beschäftigter) .. 3.400 .. 14.000 

Karosserie- und Lackierbetrieb kWh/Reparatur .. 86 .. 300 

Tankstellen kWh/(a Beschäftigter) .. 9.661 .. 6.030 

Gartenbau kWh/m²Unterglasfläche .. 35 .. 260 

.. keine Angabe 

Quellen:

- Hotels, Wäscherei, Textilreinigung nach /Her 99/ (Richtwert = 25 % - Quantil, Mittelwert = Median) 

- Kfz-Gewerbe: /UAD 95/ und /Gei 99/ (Mittelwert: Arithmetischer Mittelwert) 

- Fleischereien: /ESV 96/, /UAD 95/, /LfU 01/, /Gei 99/ (Mittelwert: Arithmetischer Mittelwert) 

- Gartenbau: /Gei 99/ 

Tabelle 5-1: Energiekennzahlen für Betriebe in ausgewählten Branchen

5   Grobanalyse der Energieeffi zienz von Betrieben
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Da der Energieverbrauch von Fleischereien durch die Art 
und Menge der Produktion bestimmt wird, sind fl ächen-
spezifi sche Kennzahlen zur Bewertung der Energieeffi zi-
enz nur bedingt geeignet. Als Bezugsgröße wird deshalb 
die Produktionsmenge in kg verwendet (vgl. Tabelle 
5-1). Besonders energieintensiv ist die Herstellung von 
Wurstwaren.

5.4  TEXTILREINIGUNGEN UND WÄSCHEREIEN

Betriebe in diesem Bereich müssen aufgrund der unter-
schiedlichen Prozesse in Textilreinigungen und Wäsche-
reien unterschieden werden. Geeignete Energiekennzahlen 
zur Bewertung der Energieeffi zienz sind der Energie-
verbrauch bezogen auf die erbrachte Betriebsleistung in 
Stück gereinigte Textilien bzw. kg Trockenwäsche und 
die BGF.

Der Anteil des Stroms am Endenergiebezug liegt zwi-
schen 8 % (Wäschereien) und 16 % (Textilreinigungen). 
Wesentliche Energieverbraucher in Wäschereien sind 
nach /Gei 99/
• die Waschstraße bzw. -maschine,
• die Trockner,
• die Mangeln und Pressen.
In einer chemischen Reinigung sind es
• das Reinigungsgerät, 
• das Bügeln und Detachieren und
• der Filter.

In beiden Fällen sind die Dampf- und die Drucklufter-
zeugung von besonderer Bedeutung. Eine Senkung des 
Energieverbrauchs kann z.B. durch die Wiederverwen-
dung des Spülwassers sowie die Abwärmenutzung aus 
den Abgasen des Dampfkessels und aus der Mangelabluft 
erreicht werden.

5.5  KFZ-WERKSTÄTTEN

Für Kfz-Werkstätten sind Energiekennzahlen bezogen 
auf die Zahl der Reparaturen und die Zahl der Mitarbeiter 
zweckmäßig (vgl. Tabelle 5-1). Aufgrund der unterschied-
lichen Struktur (z. B. Anteil des Verkaufsbereichs) sind 
fl ächenspezifi sche Werte nur bedingt einsetzbar.

Der Stromanteil liegt bei knapp 20 % des Endenergiever-
brauchs. Wesentliche Stromverbraucher sind
• die Druckluftversorgung,
• die Absauganlage,
• die Lackierkabine und der Trockner und
• die Beleuchtung (insbes. im Autohaus).

Der Brennstoff wird überwiegend für Raumwärme, 
Warmwasser und die Beheizung des Lacktrockners ein-
gesetzt. Da der Lackierprozess sehr energieintensiv ist, ist 
für Karosserie- und Lackierbetriebe eine eigene Kennzahl 
angegeben.

Der Energiebedarf von Tankstellen wird insbesondere 
durch die Waschstraße, die Zapfsäulen und den Ladenbe-
reich bestimmt.

5.6  GARTENBAU

Der Gartenbau stellt hinsichtlich des landwirtschaftlichen 
Anteils und der Art der Produkte eine sehr heterogene 
Branche dar. Im Folgenden wird nur auf die Betriebe mit 
einem wesentlichen Anteil von Unterglasbauten bzw. 
Gewächshäusern eingegangen.

Nach /Gei 99/ hat der Wärmebedarf zur Beheizung der 
Gewächshäuser mit rund 90 % den größten Anteil am 
Endenergieverbrauch. Mittlere Werte zum spezifi schen 
Energieverbrauch sind in Tabelle 5-1 dargestellt. 

Der Stromverbrauch wird nach /Gei 99/ insbesondere 
bestimmt durch 
• die Beleuchtung der Gewächshäuser und Verkaufs-

räume  (40 %),
• mechanische Energie z.B. für Umwälzpumpen, Lüfter-

antrieb und Druckluftversorgung (20 %),
• Prozesswärme (20 %),
• Prozesskälte (10 %) und
• Kommunikation (10 %).

Die Höhe des Heizwärmeverbrauchs hängt insbeson-
dere von der Art der Pfl anzenkultur, der energetischen 
Qualität des Gewächshauses und den klimatischen 
Bedingungen am Standort ab. So weisen Warmhäuser, 
Schnittblumen und Tomaten einen wesentlich höheren 
Energiebedarf für Heizung und Beleuchtung auf als an-
dere Produkte. Aus diesem Grunde sind die angegebenen 
Kennzahlen nur bedingt aussagefähig. 

Es wird deshalb eine andere Kennzahl zur Bewertung von 
Gewächshäusern vorgeschlagen /WKO 98a/: Die Wär-
mekennzahl stellt die Güte eines Glashauses hinsichtlich 
der Transmissionswärmeverluste dar und wird in W/m²K 
bezogen auf die Außenfl äche angegeben. 

Für Österreich wird ein Mittelwert von 5,7 W/m²K und 
ein Minimalwert von 3,4 W/m²K angegeben. 
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Detailliertere Angaben zu einzelnen Techniken (z.B. Be-
leuchtung oder Beheizung) und zum Einfl uss der Pfl an-
zenkultur auf den spezifi schen Energieverbrauch sind in 
/Lan 02/, /AEL 03/, /Gei 99/ und /Kub 98/ zu fi nden. 

Weitere Informationen zum Energieeinsatz im Gartenbau 
und Hilfsmittel für Energie-Checks stellt die Landwirt-
schaftkammer Westfalen-Lippe  unter www.lk-wl.de/
gartenbau/beratung/energie.htm zur Verfügung.

5   Grobanalyse der Energieeffi zienz von Betrieben
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6   Vorgehensweise bei der Erstellung 
von Energiekonzepten

Die Erstellung eines Energiekonzepts verlangt 
besondere Sorgfalt, da dieses den Anforderungen einer 
sicheren, preiswerten und umweltverträglichen Versor-
gung entsprechen sollte. Ausgangspunkte sind neben neu-
en Bauvorhaben auch Umbau- oder Erweiterungsmaß-
nahmen und Ersatzinvestitionen für die Energieanlagen. 
Darüber hinaus können ökonomische oder ökologische 
Überlegungen Auslöser sein, bestehende Energiekonzepte 
zu überdenken.

Häufi g ist die Erstellung und Umsetzung eines Energie-
konzepts das Ergebnis einer umfassenden Energiebe-
ratung. Der Ablauf einer solchen meist durch externe 
Fachleute durchgeführten Beratung gliedert sich gemäß 
VDI 3922 in die folgenden Schritte (vgl. Abbildung 6-1). 

Zur Erstellung des Energiekonzepts gehören insbesondere 
die Punkte 3 bis 7. Da jedoch nur eine spätere Umsetzung 
und Erfolgskontrolle der Maßnahmen eine Effi zienzver-
besserung bewirkt, werden im Folgenden die Punkte 3 

(Erfassung des Ist-Zustands) bis 9 (Umsetzung und Er-
folgskontrolle) detaillierter beschrieben. 

6.1  ERFASSUNG DES IST-ZUSTANDS

Die Bestandsaufnahme soll Stärken und Schwächen des 
bestehenden Energiekonzepts aufzeigen und die Anforde-
rungen an ein neues Konzept verdeutlichen. Das be-
stehende Konzept dient auch als Vergleichsbasis für ein 
neues Konzept bezüglich 
• dem Energiebezug,
• der Energieinfrastruktur,
• den Energieverbrauchern,
• den Energiekosten sowie
• der Emission von Schadstoffen und Treibhausgasen.

Die Durchführung einer solchen Bestandsaufnahme ist 
für einen Laien nur zu einem geringen Teil möglich. Eine 
umfassende Bestandsaufnahme hinsichtlich Energiebe-
darf, Energiekosten und Emissionen erfordert in der Regel 
die Einbindung eines externen Energieberaters. Sofern 
die Überlegung besteht, die Energieversorgung an einen 
Energiedienstleister im Rahmen eines Contracting-Vor-
habens (vgl. Kap. 8.1) zu übertragen, erstellt der Con-
tracting-Anbieter hinsichtlich der Kundenwünsche ein 
Konzept mit dem dazugehörenden Angebot. Im Rahmen 
der Angebotserstellung wird seitens der Contracting-An-
bieter eine kostenlose Grobanalyse durchgeführt.

Die Ist-Analyse kann unter Verwendung des Erfassungs-
bogens im Anhang E erfolgen. In diesem Zusammenhang 
und zur Ergänzung der ersten Datenerhebung werden im 
Folgenden ausgewählte Möglichkeiten zur Datenbeschaf-
fung detailliert dargestellt. Die unterschiedlichen Ansätze 
ergänzen sich und helfen so, Unstimmigkeiten aufzude-
cken und Fehler zu minimieren. 

6.1.1  AUSWERTUNG BESTEHENDER VERTRÄGE 

 UND RECHNUNGEN

Einen ersten Schritt im Rahmen der Ist-Analyse stellt die 
Auswertung von Lieferverträgen und Abrechnungen 
bezüglich Strom und Brennstoffen dar. Monatliche 
Stromablesungen geben Aufschluss über die monatlich 

1. Kontaktaufnahme

2. Angebot und Auftrag

3. Erfassung des Ist-Zustandes

4. Darstellung und Bewertung des Ist-Zustandes

5. Vorschläge zur Rationellen Energienutzung

6. Entwicklung von Gesamtkonzepten

8. Präsentation und Beratungsbericht

7. Bewertung und Maßnahmenauswahl

9. Umsetzung und Erfolgsbilanz

Daten
ausreichend?

Zusätzliche 
Messungen 
durchführen

Abbildung 6-1: Ablauf einer Energieberatung einschließlich 
Erstellung eines Energiekonzepts
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benötigte Elektrizitätsmenge, die Leistungsspitzen und die 
Blindstrommenge. Die Verträge und Rechnungen geben 
Aufschluss über die vereinbarten Konditionen.

Ähnlich wie bei der Elektrizität verhält es sich auch beim 
Erdgas. Schwieriger wird es dagegen beim Heizöl, da 
hier die Heizöltanks zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
unterschiedlich aufgefüllt werden können. Hierbei kann 
nur eine Mittelwertbildung über mehrere Jahre ggf. unter 
Bereinigung mit Hilfe von Heizgradtagen (vgl. VDI 3807) 
oder eine monatliche Ablesung des Tankstandes oder 
von Zählern zur Verbesserung der Datenbasis verwendet 
werden.

Die einzelnen Rechnungen geben Aufschluss über die 
jährlichen Energiekosten. Soll das bestehende Energiekon-
zept später mit einem Contracting-Angebot verglichen 
werden, so sind neben den Energiebezugsverträgen und 
Abrechnungen auch noch Verträge für die Wartung und 
Instandhaltung, ggf. Kosten für Personal und die Kosten 
für mögliche Ersatzinvestitionen zu berücksichtigen, 
um eine belastbare Grundlage für die Erstellung eines 
Energiekonzepts oder die Bewertung eines Contracting-
Angebots zu ermitteln.

6.1.2  BETRIEBSBEGEHUNGEN UND INTERVIEWS

Die zuvor dargestellte Auswertung von Rechnungen 
und Verträgen vermag den gesamten Elektrizitäts- und 
Brennstoffbezug darzustellen, erklärt aber nicht, wofür 
Elektrizität und Brennstoffe in dem Betrieb benötigt wer-
den. Auch geben Rechnungen und Verträge keinen Auf-
schluss darüber, in welchen Energiewandlungsmaschinen 
die Brennstoffe in die vom Betrieb benötigte Nutzenergie 
umgewandelt werden und mit welcher Effi zienz dies 
geschieht. Die Kenntnis der Verwendungsschwerpunkte 
von Elektrizität und Brennstoffen und darüber hinaus 
eventuell auch des Bedarfs an Kälte, Druckluft und weite-
ren Medien ist jedoch notwendig, um ein bedarfsgerechtes 
Energiekonzept entwickeln und umsetzen zu können. Um 
den Elektrizitäts- und Brennstoffbedarf einzelnen Ver-
wendungsschwerpunkten zuzuordnen, eigenen sich unter 
anderem Betriebsbegehungen und Betriebsinterviews.

Typische Verwendungsschwerpunkte in Betrieben sind 
je nach Branche
• die Raumwärme,
• die Prozesswärme,
• das Warmwasser,
• die Kraft,

• die Beleuchtung oder
• die Information und Kommunikation.

Der Verwendungsbereich „Kraft“ umfasst dabei ein weites 
Spektrum des Einsatzes von Elektromotoren für diverse 
Produktionsmaschinen, den Antrieb von Ventilatoren 
und den Antrieb von Verdichtern für die Kaltwasser- und 
Druckluftbereitstellung.

Bei der Betriebsbegehung, der Einsichtnahme in Be-
standslisten und den Interviews können die vorhandenen 
Verbraucher und Energieanlagen identifi ziert und hin-
sichtlich ihrer wesentlichen Kenngrößen erfasst werden. 
Neben der Ermittlung von Daten wie beispielsweise 
Leistungsdaten oder Wirkungsgrade (z.B. an Hand von 
Typenschildern oder technischen Dokumentationen) sind 
auch Angaben zur Nutzung der einzelnen Geräte erfor-
derlich. Hier können beispielsweise Anwender Auskunft 
erteilen oder Betriebsstundenzähler abgelesen werden. 
Neben den Hauptzählern für die Elektrizität können in 
Betrieben weitere Unterzähler für einzelne Bereiche bzw. 
Verbraucher vorhanden sein. Sofern solche bei einem Be-
triebsinterview identifi ziert werden, sollte der Erfassungs-
raum der Unterzähler ermittelt werden und die Zähler 
entsprechend regelmäßig abgelesen werden.

6.1.3  MESSUNGEN

Der Einsatz von Messtechnik stellt einen weiteren Schritt 
zur Ermittlung des Ist-Zustands dar. Sie kann zur Analyse 
einzelner Verbraucher oder zur Abbildung der Summe 
aller Verbraucher dienen. So kann beispielsweise der 
Aspekt der Gleichzeitigkeit des Einsatzes der einzelnen 
Verbraucher anhand einer Lastgangmessung näher analy-
siert werden. 

Eine Lastgangmessung zeichnet üblicherweise die elektri-
sche Wirkleistung über einen defi nierten Zeitraum, z.B. 
eine Woche (vgl. Abbildung 6-2), auf. Dabei wird die 
Messung häufi g an dem Hauptzähler installiert. Mit Hilfe 
des Lastgangs kann nachvollzogen werden, zu welchen 
Zeitpunkten Lastspitzen auftreten und so die Verursacher 
der Lastspitzen eingegrenzt werden. Außerdem zeigen 
die Ergebnisse die Grundlast eines Betriebes, d.h. die 
elektrische Leistungsaufnahme, die unabhängig von den 
Geschäfts-, Betriebs- bzw. Produktionszeiten kontinuier-
lich benötigt wird.

Lastgangmessungen lassen sich nicht nur für ganze Be-
triebe realisieren sondern auch für einzelne Verbraucher. 
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Weitaus einfacher als Lastgangmessungen sind Messun-
gen mit Vorschaltmessgeräten. Diese Geräte lassen sich 
häufi g bei den Stromlieferanten ausleihen und können 
von technischen Laien bedient und angeschlossen werden, 
da lediglich das Messgerät zwischen Netzsteckdose und 
Netzstecker des Geräts eingesteckt wird. Solche Geräte 
zeigen üblicherweise die aktuelle Leistungsaufnahme 
eines Geräts an und einen kumulierten Wert des Ener-
gieverbrauchs innerhalb der Messperiode. Die Ausfüh-
rung solcher Messgeräte mit 230 V-Anschlusstechnik 
beschränkt jedoch die Einsatzmöglichkeiten. Messungen 
an elektrischen Geräten die an die 400 V-Spannungsebene 
angeschlossen sind, gestalten sich aufwändiger und sollten 
nur von Fachpersonal durchgeführt werden.

Eine weitere Messung, die bei der Erstellung eines Energie-
konzepts helfen kann, ist die Messung des Abgasverlusts 
der Feuerstätte (Emissionsmessung, Abgasverlustmes-
sung). Das Protokoll dieser Messung liegt den Betrieben 
zumeist mit der entsprechenden Rechnung des Schorn-
steinfegers vor.

Je nach Gebäude und Nutzung sind eventuell Wärme-
mengenzähler installiert, die Aufschluss über den Wärme-
verbrauch des Gebäudes oder einzelner Gebäudebereiche 
geben.

Neben diesen Messungen sind weitere Messungen wie 
Volumenstrommessungen oder Temperaturmessungen 
möglich, die Aufschluss über die verschiedenen Medien-
ströme in einem Betrieb geben können.

6.2  DARSTELLUNG UND BEWERTUNG DES 

 IST-ZUSTANDS

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme müssen in einem 
weiteren Schritt bewertet werden, um das bestehende 
Energiekonzept beurteilen und Wünsche hinsichtlich 
eines zukünftigen Energiekonzepts defi nieren zu können. 
Energiekennzahlen stellen ein geeignetes Instrument dar, 
um den eigenen Betrieb mit anderen Betrieben verglei-
chen zu können und Schwerpunkte für Maßnahmen zu 
identifi zieren (vlg. Kap. 5). 

Der spezifi sche Energieverbrauch ist eine häufi g für Ver-
gleiche verwendete Energiekennzahl, mit dem sich sowohl 
einzelne Maschinen oder Geräte als auch ganze Gebäude 
oder Betriebe vergleichen lassen. Dabei wird der Energie-
verbrauch auf eine funktionale Einheit wie z.B. eine 
Fläche, einen Mitarbeiter oder eine Produktions- bzw. 
Dienstleistungseinheit bezogen. 

Wirkungsgrade stellen ein weiteres Vergleichskriterium 
für die Güte der Anlagen dar. In vielen Fällen dürfte der 
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Abbildung 6-2: Lastgangmessung der elektrischen Wirkleistung (7 Tage)
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Jahresnutzungsgrad von Anlagen jedoch weitaus interes-
santer sein als der Wirkungsgrad.

Als weitere Möglichkeit der Darstellung und Bewertung 
des Ist-Zustands können Sankey-Diagramme eingesetzt 
werden. Mit ihnen lassen sich z.B. die innerbetrieblichen 
Energieströme veranschaulichen. Die Mengenströme 
werden auf eine gleiche physikalische Einheit bezogen 
und entsprechend ihrer Menge graphisch unterschiedlich 
breit dargestellt. Diese Darstellungsform ist jedoch an die 
Benutzung einer eigenen Software gebunden. In Abbil-
dung 6-3 ist beispielhaft ein solches Diagramm für ein 
Hotel dargestellt /VMS 00/. 

Mit dieser Art der Darstellungen lassen sich sowohl 
Energie- als auch andere Medienströme (z.B. Wasser 
oder Chemikalien) darstellen. Der Detaillierungsgrad 
von Flussbildern richtet sich nach ihrem Zweck und dem 
benötigten Aufwand. Die Darstellung kann unterschied-
liche Untersuchungsbereiche, z.B. einen ganzen Betrieb, 
einzelne Fertigungsbereiche, Hallen, Maschinen oder 
Produktionsprozesse umfassen. 

6.3  VORSCHLÄGE ZUR RATIONELLEN 

 ENERGIEANWENDUNG

Je nach Zielsetzung und Umfang des Energiekonzepts 
müssen Maßnahmen identifi ziert werden, um den 

Anforderungen entsprechend die Energiekosten, den 
Energiebedarf, die Emissionen oder die Versorgungssi-
cherheit zu verbessern. Die Maßnahmen unterscheiden 
sich üblicherweise hinsichtlich ihrer Effektivität und ihrer 
Wirtschaftlichkeit. 

Nach VDI 3922 können Maßnahmen wie in Tabelle 6-1 
dargestellt eingeteilt werden, wobei der technische Auf-
wand für die Umsetzung und damit die Kosten in der 
Regel in der angegebenen Reihenfolge steigen.

6.4  ENTWICKLUNG VON GESAMTKONZEPTEN

Aus der Liste der Einzelmaßnahmen, die sich teilweise 
gegenseitig ausschließen, werden nun Varianten für 
ein Gesamtkonzept entwickelt. So könnten z.B. für die 
Strom- und Wärmeversorgung eines Betriebs folgende 
Varianten betrachtet werden

• Einsatz eines BHKW mit Spitzenlastkessel und Bezug 
des restlichen Elektrizitätsbedarfs aus dem Netz,

• Einsatz eines Holzpellet-Kessels und Bezug von Elek-
trizität aus dem Netz, 

• Einsatz eines Gas-Brennwert-Kessels und Bezug von 
Ökostrom.

Die beschriebenen Varianten lassen sich dann hinsichtlich 
der im folgenden Kap. 6.5 genannten Kriterien bewerten.

Abbildung 6-3: Energiefl ussdiagramm eines Hotelbetriebs
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6.5  BEWERTUNG UND MASSNAHMENAUSWAHL

Für die Identifi kation und Bewertung von Maßnahmen 
sind viele Rahmenbedingungen zu beachten. Dazu gehö-
ren beispielsweise auch anstehende Sanierungsmaßnah-
men, Erweiterungen oder Verkleinerungen der Betriebe 
bzw. Anlagen oder die Notwendigkeit von Ersatzinves-
titionen. Diese Ereignisse können die Wirtschaftlichkeit 
und die Effektivität von Maßnahmen entscheidend 
beeinfl ussen.

Neben Maßnahmen, die den Energiebedarf, die Emis-
sionen und die Energiekosten senken, existieren auch 
Maßnahmen, die nur einzelne Punkte aufgreifen. Als 
Beispiel sei das Lastmanagement genannt, welches die 
Energiekosten durch die Reduktion von Lastspitzen senkt 
aber den Energiebedarf nicht reduziert, da die Lastspitzen 

lediglich zeitlich in die Phase des geringeren Strombezugs 
verlagert werden.

Die Bewertung der Maßnahmen sollte also anhand einer 
Reihe von Kriterien erfolgen. Wie die einzelnen Kriterien 
zu gewichten sind, hängt vom jeweiligen Betrieb ab. Als 
Kriterien sind z.B.:
• Reduktion des Energiebedarfs,
• Minderung der Energiekosten,
• Reduktion der Emissionen / Treibhausgase,
• Amortisationszeit und Rentabilität,
• Versorgungssicherheit und
• Umsetzbarkeit / Akzeptanz im Betrieb
zu nennen. Mit Hilfe eines Maßnahmenkatalogs ein-
schließlich einer Auswahl der zuvor genannten Kriterien 
oder einer Matrix (vgl. Tabelle 6-2) lassen sich die identi-
fi zierten Maßnahmen bewerten.

Neben qualitativen Einschätzungen lassen sich die Krite-
rien auch mit quantitativen Schätzungen wie den jährlich 
eingesparten Energiekosten oder der Amortisationszeit 
abbilden.

Bei der Zusammenstellung der einzelnen Maßnahmen 
wird deutlich, dass es zum einen Maßnahmen gibt, welche 
sich sofort umsetzen lassen und keine oder nur geringe 
Investitionen erfordern, und zum anderen aufwändigere 
Maßnahmen, die eine umfangreiche Planung und auch In-
vestitionen erfordern. Umfangreiche Maßnahmen wären 
beispielsweise
• Umbau oder Ersatz der energietechnischen Anlagen 

oder
• Veränderungen am Gebäude bzw. der Gebäudehülle.
• Es gibt aber auch Maßnahmen, die sich zeitnah ohne 

bzw. mit geringen Investitionen realisieren lassen wie 
beispielsweise

• Verhandlung über neue Konditionen bezüglich der 
Energielieferverträge,

• Ausschreibung eines Contracting-Vorhabens oder
• Abschaltung nicht mehr benötigter Strom- und 

Wärmeverbraucher.

Bei der Entscheidung ob eine bzw. welche Investition 
getätigt wird, ist die Wirtschaftlichkeit und die Amor-
tisationszeit von wesentlicher Bedeutung. In VDI 2067-1 
und den Folgeblättern sind Verfahren zur Berechnung der 
Wirtschaftlichkeit gebäudetechnischer Anlagen darge-
stellt. Bei einer Investitionsentscheidung sind neben den 
Investitionen für die Anlage auch Kosten für den Lager-

1. Vermeiden von unnötigem Energieverbrauch
    durch 

Verminderung unnötigen Leerlaufs von  
Maschinen,

Vermeidung unnötiger Aufheiz- und Abkühl-
phasen,

Überprüfung der Prozessparameter und  
Sicherheitsreserven

2. Senken des spezifischen Energieverbrauchs  
    durch 

Einsatz von energetisch günstigen Techniken. 

3. Verbessern der Wirkungs- und Nutzungs- 
    grade durch 

optimierte und damit hohe Auslastung der 
Produktionsanlagen,

gute Regeleinrichtungen, 

Senkung der Verteilungsverluste, 

sorgfältige Instandhaltung, 

Prüfung möglicher Kopplung von Kraft-, 
Wärme- und Kälteproduktion,  

Einsatz optimal geeigneter Energieträger 

4. Energierückgewinnung durch 

Wärmerückgewinnung 

1. Nutzung im selben Prozess, 
2. Nutzung innerhalb des Betriebs, 
3. Abgabe an Dritte oder 
4. Aufwertung z. B. mittels Wärmepumpe 

Energetische Nutzung von Reststoffen 

Energierückgewinnung bei Entspannung 

5. Nutzung regenerativer Energiequellen 

Tabelle 6-1: Einteilung von Maßnahmen
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raum bzw. den Anschluss an ein Leitungsnetz zu beach-
ten. In einer Wirtschaftlichkeitsberechnung sind darüber 
hinaus auch die Kosten für Energie sowie für Wartung 
und Instandhaltung zu berücksichtigen.

Da energietechnische Anlagen im Vergleich zu Produk-
tionsanlagen oft eine relativ lange Nutzungsdauer haben, 
ist die Berücksichtigung der Verzinsung, d.h. der Einsatz 
dynamischer Rechenverfahren zu empfehlen. Übliche 
betriebswirtschaftliche Berechnungsverfahren für Investi-
tionsgüter und Anlagen sind in VDI 6025 dargestellt.

Unabhängig vom verwendeten Verfahren sind die 
Annahmen zu den wesentlichen Randbedingungen und 
deren Entwicklung zu dokumentieren. Hierzu zählt nach 
VDI 3922 die Energiepreise, die Personalkosten, der Zins-
satz, die Nutzungsdauer, die Abschreibungskosten, die 
Reparatur- und Wartungskosten sowie die Betriebsdauer. 
Eine Sensitivitätsanalyse insbesondere hinsichtlich Nut-

zungsdauer, Energiepreisen, Personalkosten und Zinsen 
ermöglicht die Bewertung der Risiken und stellt eine 
zusätzliche Information für die Investitionsentscheidung 
dar. 

Im Folgenden wird zum einen exemplarisch gezeigt, wie 
die Energiekosten für eine gegebene Versorgungsaufgabe 
ermittelt werden können. Zum anderen wird am Beispiel 
der Auslegung eines BHKW die Bedeutung des zeitlichen 
Verlaufs der elektrischen und thermischen Last in Bezug 
auf die Wirtschaftlichkeit diskutiert. 

6.5.1  ERMITTLUNG DER JÄHRLICHEN 

 ENERGIEKOSTEN

In den meisten Fällen sind die jährlichen Energiekosten 
für mehrere Versorgungsvarianten zu bestimmen. Da die 
Energieträger in unterschiedlichen Einheiten gehandelt 
werden und bei den leitungsgebundenen Energieträgern 
fi xe Preisbestandteile enthalten sind, soll im Folgenden 

Maßnahme Investition
[€]

Amortisation [a] 
bzw. Rendite [%]

wirtschaftliche
Priorität

technische/ öko-
logische Priorität

Strombezug     

Einführung eines Lastmanage-
mentsystems 

2.000 .. B C 

Erneuerung der Blindstrom-
Kompensationsanlage 

20.400  B C 

Nach erfolgtem Produktions-
umbau: Überprüfung der Strom-
bezugsverträge und ggf. Anpas-
sung

.. sofort A C 

Wärmeerzeugung/-verteilung     

Erneuerung der Dampfkessel-
anlage und Umstellung auf  
anderen Brennstoff 

412.000
(Erdgas)

500.000
(Heizöl EL)

.. A
(Kesselschaden – 

TÜV, Alter,
Genehmigung) 

Installation eines BHKW 400.000
(Mehr-
kosten)

8 a C B
(Emissions-

senkung)

Montage der fehlenden Isolierung 
an der Dampfleitung und den  
Armaturen 

5.400 < 2 a A .. 

Druckluftanlage     

Installation einer Wärmerück-
gewinnungsanlage

12.000 8 a / 9 % B B 

Beseitigung von Leckagen 1.000 .. B B 

...     

Erläuterung: ..  noch zu ermitteln  Priorität: A  hoch, B  mittel, C  niedrig 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an /NRW 99/ 

Tabelle 6-2: Maßnahmenmatrix (Auszug aus einem Energiekonzept)
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exemplarisch dargestellt werden, wie die jährlichen Ener-
giekosten für einen bestimmten Bedarf ermittelt werden 
können. 

Hierzu wird als Versorgungsfall ein Bürogebäude mit 
1.000 m² BGF (Brutto-Grundfl äche nach DIN 277-1) und 
einem Heizenergieverbrauchskennwert nach VDI 3807-2 
von eVH = 100 kWh/m²a defi niert. Hieraus ergibt sich 
ein Jahresheizenergiebedarf von 100.000 kWh/a. Dieser 
kann mit unterschiedlichen Energieträgern bzw. Um-
wandlungssystemen bereit gestellt werden. 

Um die Energiekosten der einzelnen Energieträger und 
Systeme vergleichen zu können, sind die folgenden Re-
chenschritte erforderlich:
• Berechnung des Verbrauchs der einzelnen 

Energieträger in kWh/a durch Multiplikation des 
Heizwärmebedarfs mit der Aufwandszahl e3 des jewei-
ligen Systems (Statt der Aufwandszahl wurde früher der 
Jahresnutzungsgrad  verwendet. Es gilt: e3 = 1 /( )

• Umrechnung des Verbrauchs der Energieträger von 
kWh/a in die jeweiligen Handelseinheiten.

• Berechung der jährlichen Energiekosten durch 
Multiplikation des Verbrauchs in Handelseinheiten mit 
dem Marktpreis sowie die Berücksichtigung anderer 
Tarifbestandteile.

In Tabelle 6-3 sind ausgewählte Energieträger und deren 
Kostenbestandteile für die genannte Versorgungsaufgabe 
zusammen gestellt. Hierbei werden vereinfachend die 
Jahresaufwandszahlen nach /LGA 01c/ angenommen. Bei 
der Bewertung von Energiekonzepten sind diese unter Be-
rücksichtigung der eingesetzten Wandlungssysteme, des 
erforderlichen Nutztemperaturniveaus und der Regelung 
zu berechnen. 

Die Preisangaben wurden durch eine Anfrage bei 
Energielieferanten in der Region Stuttgart am 11.11.2003 

ermittelt. Sie stellen eine Momentaufnahme für den ange-
nommenen Abnahmefall dar und sind für die Bewertung 
von Versorgungsvarianten unter Berücksichtigung der 
individuellen Bedingungen des Betriebes sowie hin-
sichtlich der Annahmen zur zukünftigen Entwicklung 
festzulegen. Über die dargestellten Kosten hinaus, sind bei 
der Wirtschaftlichkeitsrechnung weitere Kosten z.B. für 
Wartung, Schornsteinfeger oder Hilfsenergie der Systeme 
(z.B. für Regelung, Pumpen, Zündsysteme oder Gebläse) 
zu berücksichtigen.

6.5.2  AUSLEGUNG VON BHKW-ANLAGEN

Bei der Auslegung von Systemen mit hohen Investitionen 
(z.B. BHKW-Anlagen, Holzfeuerungen) ist aus wirt-
schaftlichen Gründen auf eine hohe Auslastung zu achten. 
Eine übliche Größe zur Bewertung der Auslastung von 
Energieanlagen sind die Betriebsstunden pro Jahr, die bei 
BHKW-Anlagen rund 5.000 h/a nicht unterschreiten soll-
ten. Das folgende Beispiel soll dies verdeutlichen. 

Die Grundlage für die Auslegung stellt die Jahresdauer-
linie dar. Diese wird aus den stündlich gemessenen bzw. 
berechneten Leistungen des Versorgungsobjekts für ein 
Jahr ermittelt, in dem die Leistungen gemäß ihres Wertes 
geordnet dargestellt werden (vgl. Abbildung 6-4). Der 
höchste Wert Qmax stellt dabei die höchste Leistung, die 
beim Wärmeverbrauch am kältesten Tag im Jahr auftritt, 
dar. Der ausgeprägte fl ache Bereich stellt die durch 
Prozesswärme bedingte Grundlast des Betriebes dar. An 
einigen Stunden (z.B. Wochenenden im Sommer) tritt 
kein Wärmebedarf auf.

Bei der üblichen Wärme geführten Betriebsweise richtet 
sich der Betrieb der BHKW nach dem Wärmebedarf 
des Vorsorgungsobjektes. Die Elektrizität wird ganz oder 
teilweise ins öffentliche Netz eingespeist. Die BHKW-
Module werden nach der Wärmegrundlast dimensioniert, 
um hohe Nutzungsstunden zu erreichen. Für die Spit-
zenlast der Wärme wird ein hinsichtlich der Investition 
günstigerer Kessel eingesetzt. Hierdurch wird erreicht, 
dass sich die Kapitalkosten der teuren Anlagen auf eine 
große Menge bereitgestellter Nutzenergie verteilen und 
somit die Wirtschaftlichkeit verbessert wird.

Mit dem Erfassungsbogen im Anhang E können die 
wesentlichen Daten für die Auslegung eines BHKW oder 
eines anderen Versorgungssystems erfasst werden. Diese 
Daten können einem externen Energieberater als Daten-
grundlage dienen, der dann ein geplantes Konzept über-
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Abbildung 6-4: Jahresdauerlinie der Wärmeleistung als 
Grundlage für die Auslegung einer BHKW-Anlage
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prüfen und eine Wirtschaftlichkeitsrechnung und ggf. 
Feinplanung erstellen kann. Für die Grobanalyse werden 
z.B. folgende (teilweise kostenpfl ichtige) Dienste angebo-
ten: www.bhkw-infozentrum.de und www.minibhkw.de.

6.6  PRÄSENTATION UND BERATUNGSBERICHT

Die Ergebnisse der Analyse und des Beratungsprojekts 
werden dem Kunden in einer Präsentation und einem 
Beratungsbericht vermittelt. Ein solcher Beratungsbericht 
kann wie folgt gegliedert sein (Beispiel nach /EPR 03/):
• Aufgabenstellung,
• Ausgangssituation,

• Vorgesehene Änderungen,
• Konzeptauswahl,
• Wirtschaftliche Bewertung der Konzepte,
• Energie- und CO2-Bilanz,
• Zusammenfassung und Empfehlung,
• Anhang: Wesentlichen Daten und Annahmen.

Eine andere Gliederung mit ähnlichen Inhalten ist in 
VDI 3922 zu fi nden. Besonders ist darauf zu achten, dass 
wesentliche Randbedingungen und Annahmen doku-
mentiert werden (vgl. Kap. 6.5).

Nicht leitungsgebundene Energieträger 
(Wärmeerzeuger)

Kosten pro Jahr

Heizöl EL (NT-Kessel) 30,3 ct/l x 10,21 kWh/l = 3,0 ct/kWh x 108.000 kWh/a = 3.205 €/a

Heizöl EL super (NT-Kessel) 31,8 ct/l x 10,21 kWh/l = 3,1 ct/kWh x 108.000 kWh/a = 3.364 €/a

Heizöl EL schwefelarm (NT-Kessel) 33,2 ct/l x 10,21 kWh/l = 3,3 ct/kWh x 108.000 kWh/a = 3.512 €/a

Flüssiggas (NT-Kessel) 26,0 ct/l x 6,57 kWh/l = 4,0 ct/kWh x 108.000 kWh/a = 4.274 €/a

Holzpellets (Standardkessel) 157 €/t x 4611 kWh/t = 3,4 ct/kWh x 111.111 kWh/a = 3.781 €/a

Holzhackschnitzela
(Standardkessel) 47 €/t x 2.600 kWh/tatro = 1,8 ct/kWh x 117.647 kWh/a = 2.106 €/a

FaktorPreis
Mittlerer Preis 

(bezogene Energie)
Menge

Leitungsgebundene Energieträger (Wärmeerzeuger)

Erdgasb
(Brennwertkessel)

Verbrauchspreis 3,40 ct/kWhHo x 106.560 kWhHo/a = 3.619 €/a

Grundpreis 135 €/a

Gesamtkosten 3.754 €/a 3,5 ct/kWh

Fernwärmec
(Übergabestation)

Jahresgrundpreis für die ersten 1.000 l/h Heizwassermenge 2,87 €/(l/h) x 1.000 l/h = 2.871 €/a

Jahresgrundpreis für die folgenden 1.000 l/h Heizwassermenge 2,58 €/(l/h) x 45 l/h = 117 €/a

Arbeitspreis 2,39 ct/kWh x 101.000 kWh/a = 2.412 €/a

Jahresverrechnungspreis 71 €/a

Gesamtkosten 5.471 €/a 5,4 ct/kWh

Strom für Wärmepumpend
(Kompressionswärmepumpe)

Arbeitspreis - NT (11 h/Werktag, 24 h/Wochenend-/Feiertag) 7,61 ct/kWh x 23.100 kWh/a = 1.758 €/a

Arbeitspreis - HT 12,51 ct/kWh x 9.900 kWh/a = 1.238 €/a

Grund-/Messpreis 50 €/a

Gesamtkosten 3.047 €/a 9,2 ct/kWh

Annahmen:

Jahresheizwärmebedarf 100.000 kWhth/a

Leistungsspitze 71 kWth

Heizwasser bei Fernwärmeversorgung mit 60 K Temperaturspreizung 1.045 l/h

Volllaststunden 1.400 h/a

Anmerkungen:

Preise jeweils einschließlich aller anfallenden Entgelte, Abgaben, Gebühren und Steuern, jedoch ohne MwSt.

Aufwandszahlen nach /LGA 01c/ und eigenen Annahmen für Holzpellet- und Hackschnitzel-Kessel.
a Der Preis von Hackschnitzeln hängt deutlich von der Bezugsquelle, der Heizwert deutlich von der Art der Hackschnitzel ab.
b Erdgaspreise werden auf den Brennwert Ho bezogen und müssen für einen Vergleich auf den Heizwert Hu umgerechnet werden (Faktor 1,11)
c Heizung ohne Trinkwassererwärmung
d Beim Einsatz einer Wärmepumpe ist bei einem Systemvergleich insbesondere der deutlich geringere Energiebezug zu beachten!

  Es wird angenommen, dass 70 % des Stromverbrauchs in der NT-Zeit liegen (übliche Auslegung für monoenergetische Wärmepumpenanlagen).

Preis Menge

Alle Systeme

Kosten pro Jahr
Mittlerer Preis 

(bezogene Energie)

Tabelle 6-3: Beispielhafte Berechnung der jährlichen Energiebezugskosten für Heizenergie von 100.000 kWh/a 
(Preisanfrage vom 11.11.2003 für die Region Stuttgart)

6 Vorgehensweise bei der Erstellung 
 von Energiekonzepten
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6.7  UMSETZUNG AUSGEWÄHLTER MAßNAHMEN

Die Umsetzung der Maßnahmen kann entsprechend der 
weiten Bandbreite von Maßnahmen von einer einfachen 
Arbeitsanweisung an das Personal bis hin zu einer Pla-
nung und Errichtung von Anlagen reichen. Entsprechend 
kann die Umsetzung der Maßnahmen auch sehr zeitin-
tensiv sein und die Einbindung der unterschiedlichsten 
Gewerke erfordern.

Die Umsetzung reicht also von einer Umsetzung in 
Eigenregie bis hin zu einer Umsetzung, die vollständig an 
Dritte vergeben wird.

6.8  ERFOLGSBILANZ

Nach einer erfolgreichen Umsetzung von Maßnahmen 
sollten diese auch kontrolliert werden. Die Kontrolle 
erfolgt durch einen Vergleich der Ist-Werte mit den 
Planungswerten und dient auch dazu, frühzeitig Fehler 
zu erkennen und zu beheben. Bei der Kontrolle ist zu 
beachten, dass eine Vergleichbarkeit von Werten nicht 
immer gegeben ist, sofern sich die Randbedingungen ver-

ändern. So können die Energiekosten trotz umgesetzter 
Maßnahmen gestiegen sein, wenn der Energiebezug sich 
gegenüber dem Vergleichsjahr deutlich erhöht hat oder 
die Produktionsmenge deutlich gestiegen ist. Aus diesem 
Grund ist es notwendig, die Kontrolle mit
• spezifi schen Zahlen (Energiekennzahlen) und
• bereinigten Werten (beispielsweise Witterungsbereini-

gung mit Hilfe von Heizgradtagen) durchzuführen. 

Bei Einspar-Contracting-Projekten (vgl. Kap. 8.1) wird 
üblicherweise eine Mindesteinsparung garantiert. Der 
Erfolgsnachweis erfolgt dann in der Regel durch den 
Contracting-Anbieter. Auch hier werden veränderte 
Randbedingungen berücksichtigt. Die Erfolgskontrolle 
der Maßnahme kann sich ja auch in der Kontrolle der 
Energiekosten äußern. Preisänderungen bei den Brenn-
stoffen oder den Material- oder Personalkosten werden 
bei Contracting-Verträgen in der Regel mit Hilfe von 
Preisindizes, beispielsweise des Statistischen Bundesamtes, 
angepasst. Dies ist besonders wichtig, wenn in dem Ver-
trag eine Energiekosteneinsparung zugesichert wurde.

6 Vorgehensweise bei der Erstellung 
 von Energiekonzepten
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7   Praxisbeispiele in ausgewählten 
Branchen

Die folgenden Beispiele umgesetzter Energiekon-
zepte und ausgeführter Energiesparmaßnahmen sollen 
zeigen, dass die bisher dargestellten Maßnahmen und 
Vorgehensweisen auch bei KMU umsetzbar sind und zu 
nennenswerten Senkungen des Energieverbrauchs und 
der damit verbundenen Kosten und Emissionen führen. 

Aus den Beispielen wird deutlich, dass der Erfolg von 
Energiekonzepten oder Einzelmaßnahmen wesentlich 
von der Berücksichtigung der individuellen Ziele und 
Randbedingungen des jeweiligen Unternehmens abhängt. 

Insbesondere bei Änderungen, z.B. Erweiterungen, 
Umbauten oder Neubauten, von Betrieben oder von Teil-
bereichen können durch die frühzeitige Einbeziehung von 
Energieexperten deutliche Kostenvorteile genutzt werden.
Für die Berechung der Vermeidung von CO2-Emissio-
nen werden, sofern keine anderen Daten verfügbar sind, 

die Emissionsfaktoren nach /KEA 03/ verwendet (vgl. 
Tabelle 7-1).

Energieträger Spez. CO2-Emissionen
[kg/kWh]

Elektrizität
(öffentliches Netz D) 

0,683

Heizöl EL 0,318 

Erdgas 0,254 

Flüssiggas 0,264 

Holzhackschnitzel 0,058 

Holzpellets 0,070 

Stückholz 0,021 

Biogas 0,029 

Rapsöl, RME, Biodiesel 0,313 

Fernwärme Angabe des Versorgers 

Quelle: /KEA 04/ 

Tabelle 7-1: Spezifi sche CO2-Emissionen ausgewählter 
Energieträger
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Beschreibung

Verwaltungs- und
Produktionsgebäude

Standort Rottweil 

Gegründet: 1970 

Gesamtnutzfläche:  
6.600 m² 

Produktion:· 

elektronische Bauteile 

Foto:
BHKW-Anlage

Ausgangssituation Wärmeversorgung mit Heizkessel für Heizöl EL (Leistungsbedarf: 610 kW) 

Motivation Nachhaltigkeit als Unternehmensleitbild 

Anlass Fabrikumbau (Hallenumbau und Erweiterung der Produktionsfläche) 

Maßnahmen Senkung des Wärmebedarfs einzelner Produktionsgebäude durch Austausch 
der Dachoberlichter (Wärmeschutzverglasung mit Sonnenschutz,  
U-Wert 1,1 W/m²K) und Erneuerung der Wärmedämmung des Dachs mit  
10 cm Sandwichelement (U-Wert: 0,33 W/m²K) 

BHKW mit Heizöl EL als Brennstoff (Leistung: 25 kWel und 45 kWth) und 
zwei elektrische Kompressions-Wärmepumpen mit Grundwasser als Wär-
mequelle (Leistung: ca. 54 kWth) zur Versorgung eines Produktionsbereichs 
mittels Deckenstrahlungsheizung. Bei Überschreitung der Vorlauftemperatur 
von 45 °C (  -5°C Außenlufttemperatur) erfolgt eine Umschaltung auf 
BHKW und Heizkessel. Einer der vorhandenen Heizkessel dient zur Abde-
ckung der Spitzenlast bei Außentemperaturen < -5 °C. Übergeordnete Rege-
lung der Wärmeerzeuger mittels SPS. Zentrale Visualisierung der relevanten 
Daten (Betriebs- bzw. Taktzeiten, Temperaturverläufe usw.) 

Installation einer Fotovoltaikanlage mit 50 kWp.

Ergebnisse

Senkung Energieverbrauch 255.000 kWhHeizöl/a und  
126.000 kWhel/a (davon 48.000 kWhel/a durch Eigenerzeugung mit Fotovoltaik)

Senkung CO2-Emissionen 167 tCO2/a (davon 100 tCO2/a durch Versorgungstechnik, 35 tCO2/a Gebäudesanie-
rung und 32 tCO2/a durch Fotovoltaik) 

Wirtschaftlichkeit Teilmaßnahme: Modernisierung der Versorgungstechnik 

Investition 174.000 € zzgl. MwSt (für BHKW, Wärmepumpen, Visualisierung) 

Förderung 40.800 € (Klimaschutz-Plus – Allgemeines CO2-Minderungsprogramm) 

Kostensenkung ca. 23.000 €/a (Energie) 

Stat. Amortisation 6 a (mit Förderung) bei 100% Eigennutzung der Stromerzeugung 

Rentabilität ca. 12 % (bei einer wirtschaftlichen Nutzungsdauer von 12 Jahren) 

Zusatznutzen Senkung der Raumtemperaturen im Sommer durch Wärmeschutzverglasung mit 
Sonnenschutz und Kühlung durch vorhandene Heizkreise mit Grundwasser 

Öko-Zertifizierung, Reduzierung der Umweltauswirkungen der Produktion 

Quellen ddm hopt & schuler GmbH, Heerstraße 44, 78628 Rottweil, www.hopt-schuler.com

Ing.-Büro André E. Schwarz, Vogt-Dufner-Str. 29, 78120 Furtwangen, 
www.schwarz-furtwangen.de

7.1  BHKW UND WÄRMEPUMPEN ZUR STROM- UND WÄRMEVERSORGUNG VON 

 VERWALTUNGS- UND PRODUKTIONSGEBÄUDEN

7   Praxisbeispiele in ausgewählten Branchen
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7.2  BELEUCHTUNGSSANIERUNG, NUTZUNG VON KOMPRESSORABWÄRME UHD FOTOVOLTAIKANLAGE

 IN EINEM METALL VERARBEITENDEN BETRIEB

Beschreibung

Mittelständisches Unter-
nehmen (75 Mitarbeiter) 

Produktionsbeginn am 
Standort Oppenau:
1991, Erweiterung der 
Produktionsfläche auf 
4.000 m² im Jahr 1996. 

Produktion:
Dreh- und Frästeile, sowie 
komplette Baugruppen 

Ausgangssituation Beleuchtung einer Produktionshalle mit 2- bis 3-Schichtbetrieb mittels Licht-
bänder (je 2 Leuchten a 58 W und konventionellem Vorschaltgerät) mit weißen 
Reflektoren (Leistung inkl. Vorschaltgeräten: 63,5 kWel)

Kompressoranlage mit Rückkühlanlage für die Druckluftversorgung 
(3 Kompressoren mit je 18,5 kWel).

Wärmeversorgung (Heizung und Trinkwassererwärmung) für Produktions- 
und Verwaltungsgebäude mittels Heizkessel (Heizöl EL) 

Motivation Kostensenkung und Umweltschutz 

Auslöser Wärmerückgewinnungs-Maßnahme: Seminar der Initiative Druckluft Effizient 

Beleuchtungssanierung: Erfolgreiche Umsetzung in benachbarten Firmen 

Maßnahmen Wärmerückgewinnung Beleuchtung Fotovoltaikanlage 

Nutzung der Kompressorabwärme 
zur Wärmeversorgung des Werks. 
Dadurch Senkung des Heizölver-
brauchs (Wärmerückgewinnungs-
grad: ca. 70 %, mittl. Nutzwärme-
leistung: 26 kW bei 5.000 h/a) 

Aufsetzen von Reflek-
toren zur besseren 
Lichtlenkung und 
Halbierung der 
Leuchtmittel auf eins 
pro Leuchte. 

Installation einer Fo-
tovoltaikanlage auf 
dem Hallendach:  
Leistung: 69 kWp,
Fläche der Solar-
module: 560 m² 

Ergebnisse    

Senkung Energieverbrauch 130.000 kWh  
bzw. 13.000 l/a (Heizöl) 

160.000 kWh/a  
(Strom) 

66.300 kWh/a 
(Strom) 

Senkung CO2-Emissionen 41,2 tCO2/a  107,8 tCO2/a 44,7 tCO2/a

Senkung Energiekosten 1.450 €/a 8.000 €/a 32.000 €/a
(Einspeisevergütung)

Wirtschaftlichkeit    

Investition 11.760 € zzgl. MwSt 10.560 € zzgl. MwSt 360.000 € zzgl. MwSt 

Förderung 1.682,-€ 2.940,- € keine 

 Klimaschutz-Plus: Allgem. CO2-Minderungsprogramm  

Stat. Amortisation 8 a bzw. 
10 a ohne Förderung 

1,5 a bzw. 
2,0 a ohne Förderung 

13 a 

Rentabilität
(ohne Förderung) 

9 %
(Wirtschaftliche  
Nutzungsdauer: 12 a) 

> 300 %
(Wirtschaftliche Nut-
zungsdauer: 15 a) 

7 %
(Wirtschaftliche Nut-
zungsdauer: 20 a) 

Zusatznutzen Positives Unternehmensimage durch Aktivitäten im Bereich Umweltschutz 

Quellen Roland Erdrich GmbH, Neuensteiner Str. 1, 77728 Oppenau, www.erdrichgmbh.de 

7   Praxisbeispiele in ausgewählten Branchen
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7.3  BHKW ZUR STROM- UND WÄRMEVERSORGUNG EINES AUTOHAUSES
g g

Beschreibung

Autohaus mit Werkstatt, 
Öhringen 

Gebäude von 1973,
Erweiterung im Jahr 2001 

Bereiche: Verkauf, Werk-
statt, Lackierkabine, 
Waschanlage 

Ausgangssituation Heizkessel für Raumheizung und Trinkwasser (280 kW) und Direktbeheizung der 
Lackierkabine (200 kW) und des Hochdruckreinigers (20 kW) mit Heizöl EL 

Motivation Ziel der Niedrigenergiewerkstatt 

Anlass Gebäudeerweiterung und Sanierungsbedarf der vorhandenen Wärmeerzeuger 

Ausgewählte
Maßnahmen

Wärmedämmung der Decken im Werkstattbereich und einzelnen Anlagen, 
Ersatz der Profilverglasung durch Wärmeschutzverglasung, Einbau einer 
Luftschleuse für die Werkstatteinfahrt (Bremsenprüfstand in Schleuse)  

Stilllegung der vorhandenen Wärmeerzeuger und Installation eines neuen 
Niedertemperatur-Heizkessels (230 kW) und eines Blockheizkraftwerks zur 
Strom- und Wärmeversorgung (Brennstoff: Heizöl EL; Leistung: 5,4 kWel

und 10,2 kWth, Betriebszeit: ca. 4.600 h/a), Aufbau eines betrieblichen Wär-
menetzes zur Beheizung der Gebäude, des Hochdruckreinigers, der Lackier-
kabine und des Trinkwassers) 

Modernisierung der Beleuchtung in der Werkstatt: Ersatz der konventionel-
len durch elektronische Vorschaltgeräte, Installation von Reflektoren mit 
Schmutzschutz und Halbierung der Anzahl der Leuchten (von 112 auf 54).  
Ersatz der Beleuchtung im Ausstellungsraum durch Metall-Halogen-
Dampflampe (Vorher: 24 Strahler je 250 W, Nachher: 8 Strahler je 75 W) 

Zeitschaltuhren und übergeordnete Steuerung für Druckluftkompressoren 

Ergebnisse Neuer Heizkessel und BHKW
(Überschlägige Berechnung für gleich  
bleibenden Wärmebedarf) 

Beleuchtungssanierung
(überschlägige Berechnung für  
1.500 Betriebsstunden pro Jahr)

Senkung Energieverbrauch 20.000 kWh/a (Heizöl) und 
23.000 kWh/a (Strombezug) 

15.400 kWh/a (Strom) 

Senkung CO2-Emissionen 22 tCO2/a 10 tCO2/a

Senkung Energiekosten 4.000 €/a (BHKW: 2.700 €/a) 1.500 €/a 

Wirtschaftlichkeit BHKW-Anlage (inkl. Speicher, Abgaskanal)  

Investition 13.000 € ca. 4.500 € 

Förderung Zinsverbilligter Kredit: 5 % statt 5,25 % 
(ERP-Umwelt-/Energiespar-Programm) 

keine 

Stat. Amortisation ca. 6 Jahre < 3 Jahre 

Rentabilität > 20 % (bei 12 Jahren Nutzungsdauer) 50 % (bei 15 a Nutzungsdauer) 

Zusatznutzen Verbesserte Arbeitsbedingungen durch Vermeidung von Zugerscheinungen 

Quellen Linzing: Mit Umweltschutz Geld verdienen?, Autohaus Klaiber, Öhringen 

Günter Klaiber: Auf dem Weg zur Niedrigenergiewerkstatt. In: Die umwelt-
gerechte Kfz-Werkstatt – Chance oder Last? Landesgewerbeamt Baden-
Württemberg: 08.04.2003 

Planungsbüro für Haustechnik – K. Müller Dipl.-Ing. FH, Am Merzenbächle 10, 
74629 Pfedelbach, Tel. 07941 98211, E-Mail: planungsbueromueller@t-online.de 
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7.4  BIOMASSEFEUERUNG ZUR WÄRMEVERSORGUNG EINES GARTENBAUBETRIEBS

g g g

Beschreibung

Gartenbaubetrieb,  
Produktionsstandort  
Waiblingen 

Gegründet: 1982 

Unterglasfläche: 19.000 m² 

Produktion:  
Schnittblumen, Blumen-
zwiebeln, Jungpflanzen 

Ausgangssituation Wärmeleistungsbedarf: 10 MW, Deckung durch drei Heizkessel für Heizöl EL 

Untertisch- und Vegetationsheizung (Rücklauftemperatur meist < 40 °C) 

Motivation Umweltschonende Bewirtschaftung und Kostensenkung 

Anlass Zunehmender Kostendruck durch Schnittblumen-Importe 

Maßnahme Ersatz eines der drei Heizkessel für Heizöl EL durch einen Biomassekessel 

Mehrzonentreppenrost-Kessel mit 1.600 kW Feuerungsleistung und Grün-
schnittgut mit einem max. Wassergehalt von 60 % als Brennstoff 

Pufferspeicher mit 100.000 l Wasser zur Abdeckung der Leistungsspitzen 
nach Öffnen der Energieschirme am Morgen 

Automatische Kesselreinigung mit Druckluftreinigungsanlage und Rauchgas-
reinigung mit Kondensationsanlage 

Wärmerückgewinnung durch Rauchgaskondensations-Anlage in Verbindung 
mit Niedertemperatur-Heizsystem (< 40 °C) 

Ergebnisse Biomassekessel deckt durch die Kombination mit dem Pufferspeicher nahezu 
vollständig den Jahreswärmebedarf 

Hoher Flächenbedarf für Kessel, Rauchgasreinigung, Bunker, Lkw-Zufahrt, ...

Senkung Energieverbrauch Trotz eines um über 60 % gestiegenen Wärmebedarfs kann durch die technischen 
Maßnahmen und den Einsatz des regenerativen Brennstoffs von ca. 15.000 Sm³ 
(Schüttraummeter) Grünschnittgut der Heizölverbrauch von 600.000 auf 3.000 
Liter pro Jahr gesenkt werden. 

Senkung CO2-Emissionen rund 1.850 t/a 

Senkung Energiekosten ca. 145.000 €/a (Heizöl EL: 28 ct/l; Grünschnittgut: 1,53 €/Sm³ bzw. 0,3 ct/kWh) 

Wirtschaftlichkeit

Investition 600.000 € (Gesamtanlage) 

Förderung   10.000 € (KfW-Schulderlass) 

Stat. Amortisation ca. 4 Jahre 

Rentabilität ca. 30 % (bei einer wirtschaftlichen Nutzungsdauer von 12 Jahren) 

Zusatznutzen Aufnahme Wärme liebender Kulturen in die Produktion und damit Besetzung einer 
Nische, die für Wettbewerber aufgrund höherer Wärmepreise gemieden wird. 

Quellen Gartenbau Gölz, Schmidener Str. 164, Waiblingen, www.goelzgartenbau.de, 

IBS Ingenieurbüro Schuler GmbH, www.ing-buero-schuler.de und /Brö 02/ 
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7.5  BIOGAS-GEMEINSCHAFTSANLAGE MIT BHKW ZUR NAHWÄRMEVERSORGUNG

Beschreibung

Biogas-
Gemeinschaftsanlage 

Inbetriebnahme: 1996 

Motivation Verwertung von Gülle und Speiseresten zur Energieerzeugung und Senkung der 
Treibhausgasemissionen  

Anlass Ziel, Biogaseinsatz auf kommunaler Ebene zu nutzen und Unterstützung der
Projektidee durch eine Finanzierungsgesellschaft

Maßnahme Bau der Biogas-Gemeinschaftsanlage 

Ausgangsstoffe: 2.500 m³/a Gülle und 2.500 m³/a Speise- und Fettreste 

Fermenter: 1 x 120 m³ Stahl-Pfropfenstrom, 2 x 430 m³ Beton-Rührkessel 

Biogasproduktion: 2.000 m³/Tag 

BHKW: 3 Zündstrahl-Diesel-Motoren mit 2 x 75 kWel und 1 x 100 kWel

sowie einer thermischen Leistung von 360 kWth

Nutzung der Wärme für Pasteurisierung, Prozesswärme und Einspeisung ins 
Nahwärmenetz des benachbarten Gewerbe- und Wohngebiets 

Jahresproduktion (netto): 1,4 Mio. kWhel und 1,0 Mio. kWhth (bei 43 °C)
sowie vergorene Gülle als geruchsneutrales Düngemittel 

Ergebnisse

Senkung Energieverbrauch Stromproduktion: 1,4 Mio. kWh/a 

Brennstoffe: 1,29 Mio. kWh/a (Heizöl für Wärmeproduktion: ca. 1,2 Mio. kWh/a; 
Energieeinsatz zur Düngemittelproduktion ca. 90.000 kWh/a)

Senkung CO2-Emissionen ca. 1.340 t/a (Strom: 956 t/a; Heizöl: 381 t/a; Düngemittel: 3 t/a)

Senkung Düngerverbrauch ca. 6 t bezogen auf Stickstoff 

Senkung Energiekosten ca. 167.000 €/a (Strom: 10,2 ct/kWhel, Wärme: 2,05 ct/kWhth)

Wirtschaftlichkeit Nur Biogasanlage (ohne Nahwärmenetz) 

Investition ca. 1,5 Mio. € 

Förderung 150.000 € (Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg: Förderprogramm für  
Demonstrationsanlagen) 

Stat. Amortisation 15 Jahre
Aufgrund erforderlicher Nachrüstungen bei dieser Demonstrationsanlage (erste 
Anlage dieser Art) ergibt sich eine geringe Wirtschaftlichkeit. Für neu zu erstellen-
de Anlagen wird deshalb eine höhere Wirtschaftlichkeit erwartet. 

Zusatznutzen Geringere Geruchsbelästigung durch Düngung mit vergorener Gülle 

Quelle Hr. Gronbach, Novatech GmbH Biogas- und Solartechnik, Am Schlegelsberg 27, 
74549 Vellberg, Tel. 07904 / 8303, E-Mail: info@novatechgmbh.com, 
www.novatechgmbh.com/biogas/wolpertshausen.htm
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7.6  WÄRME- UND KÄLTETECHNISCHE OPTIMIERUNG EINES RESTAURANTBETRIEBS

Beschreibung Vollwertrestaurant mit 5 Mitarbeitern in Vellberg-Eschenau 

(Foto der sanierten Außenfassade) (Foto der neuen Holzfeuerung) 

Ausgangssituation Gebäude (ca. 325 m² beheizte Fläche) und Versorgungstechnik (Scheitholz-
kessel 70 kW, Luft/Wasser-Elektrowärmepumpe, Elektrische Kompressions-
kälteanlagen und Lüftungsanlagen) aus dem Jahr 1974. 

Energieverbrauch von 57 MWh/a Strom und 80 Rm/a (Raummeter) Scheit-
holz (160.000 MWh/a) vor der Sanierung  

Sanierung des Außenputzes an der Nord/Ost-Fassade erforderlich. 

Erweiterung der vorhandenen Kühlräume und –theken um einen Kühlraum 
und einen Tiefkühlraum vorgesehen. 

Motivation Umwelt- und Ressourcenschonung sowie nachhaltige Lebensweise 

Anlass Ersatzbedarf von Heizkessel und Wärmepumpe, geplante Fassadensanierung 

Maßnahmen Gebäude: Sanierung der Nord/Ost-Fassade gemäß EnEV (ca. 10 cm Styropor 
auf vorhandener Fassade) und zusätzliche Wärmedämmung (8 cm Mineral-
wolle) der Kellerdecke unterhalb der Gast- und Aufenthaltsräume. 

Wärmeversorgung: Ersatz der alten Wärmeerzeugers durch einen regelbaren 
Stückholz-Heizkessel kleinerer Leistung (50 kW) in Verbindung mit Puffer-
speicher (3.000 l); Außentemperaturabhängige Regelung der Heizungsvorlauf-
temperatur und Absenkung der max. Vorlauftemperatur von 85 auf 70 °C 

Kälteanlagen: Gemeinsame Versorgung der vorhandenen Kühlräume und 
Kühltheken und dem neuen Kühlraum durch eine zentrale Kälteanlage. Nut-
zung der Abwärme zur Trinkwasservorwärmung auf 35 °C im Winter (sonst 
Abgabe über Außenkondensator). Verwendung einer optimierten Einzelanlage 
für den vorhandenen und den neuen Tiefkühlraum. 

Ergebnisse Bezug: Erweiterung der Kälteversorgung in der bisher verwendeten Bauart be-
rücksichtigt (zusätzliche Kühlräume mit Einzelkälteanlagen) im Vergleich zur 
zentralen Kälteerzeugung mit Wärmerückgewinnung gegenübergestellt. 

Senkung Energieverbrauch Strom: 13.800 kWh/a (Vorher: 28.400 kWh/a; Nachher: 14.600 kWh/a) 

 Scheitholz: 30,2 Rm/a (Vorher: 80 Rm/a, Nachher: 49,8 Rm/a) 

Senkung CO2-Emisisonen 10,4 tCO2/a (Vorher: 22,3 tCO2/a; Nachher: 11,9 tCO2/a)
(Senkung um 0,8 t/a durch Wärmedämmung der Fassade und der Kellerdecke so-
wie um 9,1 t/a durch Sanierung der Wärme- und Kälteversorgung) 

7   Praxisbeispiele in ausgewählten Branchen
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7   Praxisbeispiele in ausgewählten Branchen

Wirtschaftlichkeit Variantenvergleich für die Kälteversorgung Gebäude  

(Vollkostenrechnung
ohne Förderung) 

dezentral  
ohne Abwär-
menutzung 

zentral  
ohne Abwärme-

nutzung 

zentral  
mit Abwärme-

nutzung * 

(nur Dämmung der 
Kellerdecke)

Investition 8.000 € 9.600 € 11.300 € 2.700 €

Nutzungsdauer/Zins 15 a / 6 % 15 a / 6 % 15 a / 6 % 40 a, 6 %

Kapitalkosten 820 €/a 890 €/a 1.160 €/a 182 €/a

Jährliche Betriebskosten 
(Energie, Wartung, Instand-
haltung usw.) 

2.960 €/a 1.400 €/a 1.300 €/a
(inkl. Gutschrift 

für Abwärme) 

Brennstoff-
Einsparung:

197 €/a

Jährliche Gesamtkosten 2.780 €/a 2.290 €/a 1.460 €/a Senkung um 15 €/a

Förderung 6.465 € (Klimaschutz-Plus: Allgemeines CO2-Minderungsprogramm) 

Zusatznutzen Dämmung der Kellerdecke: Bessere thermische Behaglichkeit in den 
Gast- und Aufenthaltsräumen durch Vermeidung des kalten Fußbodens. 

Anmerkung * Ausgeführte Variante 

Quellen Eproplan GmbH Beratende Ingenieure, Schöttlestr. 34 A, 70597 Stuttgart, 
www.eproplan.de, /EPR 03/ 

Frau Andruschkewitsch, Restaurant Rose, Ortstrasse 13, 74541 Vellberg-
Eschenau, www.eschenau-rose.de 
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8   Contracting, gesetzlicher Rahmen, 
Förderung und Informationsstellen

In diesem Kapitel werden insbesondere die 
Finanzierungsmöglichkeit durch das Contracting und der 
gesetzliche Rahmen im Zusammenhang mit der betrieb-
lichen Energieversorgung dargestellt. Darüber hinaus 
wird auf Staatliche Förderung und Informationsstellen 
eingegangen.

8.1  CONTRACTING

Contracting bezeichnet die vertragliche Einbindung eines 
Dienstleisters, der die Bewirtschaftung der Anlagen bzw. 
Gebäude übernimmt. Dabei trägt der sog. Contractor 
das Risiko für die Investitionen zur Verbesserung der 
Energieeffi zienz gegen die Aussicht auf einen entsprechen-
den Gewinn. Der Contractor bietet Finanzierungs- und 
Betriebsmodelle für Energieversorgungsanlagen und 
Energiesparmaßnahmen an oder übernimmt Energie-
dienstleistungen wie die Lieferung von Wärme, Kälte, 
Druckluft oder die Beleuchtung.

Grundsätzlich lassen sich folgende Arten des Contracting 
unterscheiden:
• Einspar-Contracting,
• Energieliefer-Contracting,
• Betriebsführungs-Contracting und
• Finanzierungs-Contracting.

8.1.1  EINSPAR-CONTRACTING

Beim Einspar-Contracting übernimmt der Contractor die 
Planung, die Investition und die Umsetzung von Energie-
sparmaßnahmen. Ziel dieses Modells ist die Senkung 
von Energiekosten. Dazu vereinbaren Auftraggeber 
und Contractor eine Kosteneinsparung bezogen auf die 
derzeitigen Energiekosten. Die Energiekosteneinspar-
ungen, die der Contractor durch die Realisierung von 
Maßnahmen erzielt, werden zum einen vom Contractor 
verwendet, um seine Investitionen zu refi nanzieren und 
einen Gewinn zu erwirtschaften, und zum anderen an 
den Auftraggeber weitergegeben. Entsprechende Verträge 
beinhalten üblicherweise eine garantierte Energiekosten-
einsparung bezogen auf einen Basiswert mit festgelegten 
Randbedingungen wie beispielsweise eine festgelegte 
Außentemperatur.

8.1.2  ENERGIELIEFER-CONTRACTING

Beim Energieliefer-Contracting übernimmt der Contrac-
tor die Lieferung beispielsweise von Wärme, Kälte, Strom 
oder Druckluft. Er fi nanziert, plant, errichtet und betreibt 
Anlagen zur Energie- und Medienversorgung. Der Auf-
traggeber bindet sich im Gegenzug langfristig (bis zu 15 
Jahre) an den Bezug der Medien von dem Contractor zu 
einem festgelegten Entgelt. Energieliefer-Contracting 
fi ndet häufi g dann Anwendung, wenn Anlagen erneuert, 
substituiert oder ergänzt werden müssen.

8.1.3  BETRIEBSFÜHRUNGS-CONTRACTING

Beim Betriebsführungs-Contracting übernimmt ein 
Contractor die Aufgabe der Anlagenbetriebsführung 
einschließlich der Wartung und Instandhaltung. Der 
Contractor entlastet den Kunden durch fachgerechte 
Betriebsführung und stellt auch das Betriebs- und War-
tungspersonal. Im Gegensatz zum Energieliefer-Contrac-
ting errichtet und fi nanziert der Contractor keine neuen 
Anlagen. Die Anlagen bleiben Eigentum des Contracting-
Nehmers - entsprechend verbleibt bei diesem auch das 
Risiko der Investitionen für Anlagenerneuerungen.

8.1.4  FINANZIERUNGS-CONTRACTING

Beim reinen Finanzierungs-Contracting plant, errichtet 
und fi nanziert ein Contractor eine Anlage. Die Anlage 
bleibt Eigentum des Contractors. Der Contractor ist 
nicht verantwortlich für den Betrieb und die Wartung 
der Anlagen, was das Finanzierungs-Contracting vom 
Energieliefer-Contracting unterscheidet. Das Risiko von 
Ersatzinvestitionen während der Laufzeit des Contracting-
Vorhabens verbleibt beim Kunden.

8.1.5  VOR- UND NACHTEILE VON CONTRACTING-

 LÖSUNGEN

Der Vorteil von Contracting-Lösungen besteht für den 
Auftraggeber darin, dass er mit dem Contractor einen 
Vertragspartner hat, der über das entsprechende Know-
how für den Anlagenbetrieb, die Wartung der Anlagen, 
die Durchführung von Einsparmaßnahmen und ggf. auch 
über Marktvorteile beim Einkauf von Energie und ener-
gietechnischen Anlagen verfügt. Der Auftraggeber spart 
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durch die gestiegene Effi zienz der Anlagen Energiekosten, 
ohne eigene Investitionen tätigen zu müssen und kann 
sich so auf sein Kerngeschäft konzentrieren. 

Den Vorteilen stehen aber auch Nachteile gegenüber. 
Contracting-Vereinbarungen haben in der Regel recht 
lange Laufzeiten (etwa 5 bis 15 Jahre) in Abhängigkeit vom 
Contracting-Umfang, um die Investitionen refi nanzieren 
zu können. So lange bindet sich der Auftraggeber an den 
Contractor.

Contracting-Vorhaben erfordern in der Regel umfangrei-
che Verträge, die den Gegenstand der Lieferung beschrei-
ben, Eigentums- und Benutzungsrechte regeln bzw. einen 
Mietzins vereinbaren, Abrechnungspunkte defi nieren 
und die Kommunikation zwischen Auftraggeber und 
Contractor regeln. Die Verträge beinhalten beim Ein-
spar-Contractings üblicherweise auch eine zugesicherte 
Energie(kosten)-Einsparung. Die vertraglich vereinbar-
ten Entgelte für die Energiedienstleistungen unterliegen 
meist Preisgleitklauseln, die Preisveränderungen bei den 
Brennstoff-, Lohn-, und Materialkosten berücksichtigen. 
Die Preisgleitklauseln lehnen sich häufi g an Preisindizes 
beispielsweise des Statistischen Bundesamtes an.

8.1.6  VORGEHENSWEISE BEI 

 CONTRACTING-PROJEKTEN

Der Weg zum Contracting führt üblicherweise über die 
Aufforderung an Contracting-Anbieter zur Angebots-
abgabe. Im Rahmen der Angebotserstellung führen die 
Contracting-Anbieter zunächst eine meist kostenlose 
Grobanalyse mit Hilfe von Betriebsbegehungen und 
vereinzelten Messungen durch, um die Einsparpotenziale 
zu ermitteln und entsprechende Contracting-Konzepte 
anbieten zu können. Detailliertere Feinanalysen sind ent-
weder Bestandteil der Contracting-Verträge oder müssen 
vom Auftraggeber bezahlt werden.

Die Angebote der einzelnen Contracting-Anbieter sind 
für den Auftraggeber zum einen die Basis für die Auswahl 
eines geeigneten Anbieters bzw. des wirtschaftlichen An-
gebots und zum anderen auch noch einmal der Ausgangs-
punkt für die Überlegung, mit welchem Aufwand die 
dargestellten Maßnahmen der Contracting-Anbieter in 
Eigenregie zu realisieren sind.

Contracting-Modelle werden von vielen Energiever-
sorgungsunternehmen bzw. deren Tochterunterneh-
men, von Anlagenherstellern oder aber auch größeren 

Ingenieurbüros angeboten. Weiterführende Informati-
onen zum Contracting und der Vertragsgestaltung sind 
beispielsweise in /Dud 02/ und /NRW 02/ sowie unter 
www.hessenenergie.de, www.ea-nrw.de, www.pecu.de 
und www.druckluft-effi zient.de zu fi nden. Eine Litera-
turübersicht ist unter www.oeko.de/service/contract/
Literatur.html verfügbar.

8.2  GESETZLICHER RAHMEN

Die Liberalisierung der Energiemärkte schreitet voran. 
Trotzdem sind in den vergangenen Jahren weitere Gesetze 
und Verordnungen erlassen worden, welche die Energie-
versorgung von KMU betreffen. Aus diesem Grund 
werden nachfolgend kurz die Bedeutungen der Öko-
steuer, des EEG und des KWK-Gesetzes erläutert.

8.2.1  BESTEUERUNG VON ENERGIETRÄGERN

Seit dem 1. April 1999 werden Ökosteuern erhoben. Diese 
wurden schrittweise bis zum Jahr 2003 erhöht. Grundlage 
der Ökosteuer sind Änderungen des Mineralölsteuer-
gesetzes bzw. der Mineralölsteuerverordnung und die 
Schaffung des Stromsteuergesetzes bzw. der Stromsteuer-
verordnung. Die aktuellen Steuersätze für ausgewählte 
Brennstoffe für Heizzwecke und für Strom (für beliebe 
Verwendung) sind in Tabelle 8-1 dargestellt. 

In Bezug auf die Ökosteuer bestehen jedoch einige Son-
derregelungen, die für KMU interessant sind. Ermäßigte 
Steuersätze existieren für das produzierende Gewerbe 
und Betriebe der Land- und Forstwirtschaft. Strom aus 
erneuerbaren Energieträgern und aus Eigenerzeugungs-
anlagen mit einer Nennleistung bis zu 2 MW ist von der 
Stromsteuer befreit. KWK-Anlagen mit einem Monats-
nutzungsgrad von mindestens 70 % und GuD-Anlagen 
mit einem elektrischen Nutzungsgrad von mindestens 
57,5 % sind von der Mineralölsteuer befreit.

Energieträger Steuersatz 

Strom 20,5 € / MWh 

Brennstoffe für Heizzwecke: 

Leichtes Heizöl 61,35 € je 1.000 l 

Erdgas  5,5 € / MWhHo

Flüssiggas 60,6 € je 1.000 kg 

Die angegebenen Steuersätze für Brennstoffe gelten 
nur, wenn diese zu Heizzwecken eingesetzt werden!

Tabelle 8-1: Besteuerung von Energieträgern

8 Contracting, gesetzlicher Rahmen,
 Förderung und Informationsstellen
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8.2.2  ERNEUERBARE-ENERGIEN-GESETZ

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) trat am 1. April 
2000 in Kraft und regelt die Abnahme und die Mindest-
vergütung von Strom aus erneuerbaren Energieträgern, 
der in die Netze zur allgemeinen Stromversorgung 
eingespeist wird. 

Das Gesetz gibt Mindestvergütungssätze für Strom aus 
Windkraft, Fotovoltaik, Wasserkraft, Biomasse und Geo-
thermie vor. Die Vergütung gilt prinzipiell für beste-
hende Anlagen und neu zu errichtende Anlagen. Die 
Mindestvergütungssätze sind für neu in Betrieb genom-
mene Anlagen jeweils für 20 Jahre zu zahlen (Ausnahme: 
Wasserkraftanlagen). Für Anlagen die vor Inkrafttreten 
des Gesetzes in Betrieb genommen worden sind, gilt als 
Inbetriebnahmejahr das Jahr 2000.

Um Kostensenkungen durch den technologischen Fort-
schritt Rechnung zu tragen, sind im Gesetz Degressions-
sätze in unterschiedlicher Höhe vorgesehen. Zudem beste-
hen Leistungsgrenzen für einzelne Anlagen. Die aktuell 
gültigen Vergütungssätze sind in Tabelle 8-2 dargestellt 
(Stand: 16.01.2004), allerdings sind derzeit Änderungen in 
der Diskussion. Die Jahresangaben beziehen sich auf die 
Inbetriebnahme der Anlage, d.h. wird z.B. eine Biomasse-
anlage bis 500 kW im Jahr 2004 in Betrieb genommen, 
werden in der gesamten Nutzungszeit der Anlage (20 
Jahre zzgl. Jahr der Inbetriebnahme) 9,9 ct/kWh vergütet.

8.2.3  KWK-GESETZ

Das KWK-Gesetz (Gesetz für die Erhaltung, die Moder-
nisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung) 
trat am 1. April 2002 in Kraft und ersetzt das KWK-Ge-
setz vom 12. Mai 2000. Ziel des Gesetzes ist es, durch den 
befristeten Schutz und die Modernisierung von KWK-
Anlagen einen Beitrag zur Erreichung der nationalen 
Klimaschutzziele zu leisten. 

Das KWK-Gesetz regelt die Abnahme und Vergütung 
von Strom aus KWK-Anlagen (auch Brennstoffzellen-
Anlagen), der in das Netz zur allgemeinen Versorgung 
eingespeist wird. Sofern Strom aus KWK-Anlagen bereits 
durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) vergütet 
wird, fi ndet das KWK-Gesetz keine Anwendung. Eine 
Doppelförderung ist somit ausgeschlossen. 

Das KWK Gesetz gewährt Zuschläge auf die Vergütung, 
die von den Versorgungsunternehmen an die Anlagenbe-
treiber gezahlt werden (vgl. Tabelle 8-3). Die Zuschläge 

werden für Bestandsanlagen gewährt und für Anlagen, 
die nach Inkrafttreten des Gesetzes modernisiert wurden. 
Als modernisierte Anlage gilt aber auch der Ersatz einer 
Bestandsanlage durch eine neue Anlage. Diese müssen 
allerdings spätestens bis zum 31. Dezember 2005 den Dau-
erbetrieb aufnehmen, um in den Genuss der Förderung zu 
gelangen.

Ebenfalls gefördert werden neue kleine KWK-Anlagen, 
die nach dem Inkrafttreten des Gesetzes den Dauer-
betrieb aufnehmen, sofern ihre elektrische Nennleistung 
2 MW nicht übersteigt und sie nicht eine bereits be-
stehende Fernwärmeversorgung aus KWK-Anlagen 
verdrängen. Eine erhöhte Förderung erhalten kleine 
KWK-Anlagen mit einer elektrischen Leistung bis 

Anlagenart
Jahr der

Inbetriebnahme

 2004 2005 

Wasserkraft, Deponiegas,
Grubengas, Klärgas

bis 500 kW  7,67 7,67 

ab 500 kW  6,65 6,65 

Biomasse    

bis 500 kW  9,9 9,8 

500 kW bis 5 MW  8,9 8,8 

5 MW bis 20 MW  8,4 8,4 

Geothermie    

bis 20 MW  8,95 8,95 

ab 20 MW  7,16 7,16 

Windkraft    

Anfangsvergütung 8,7 8,6 

Endvergütung  5,9 5,8 

Solare Strahlungsenergie    

alle Anlagen 45,7 43,4 

Anlagen an/auf Gebäuden
oder Lärmschutzwand 

bis 30 kW 57,4 54,5 

30 bis 100 kW 54,6 51,9 

ab 100 kW 54,0 51,3 

Anlagen integriert in
Gebäudefassade

bis 30 kW 62,4 59,3 

30 bis 100 kW 59,6 56,6 

ab 100 kW 59,0 56,1 

Quelle: Eigene Berechnungen nach EEG 

Tabelle 8-2: Vergütungssätze nach dem EEG in Cent/kWh 
(nominal, Stand: 16.01.2004)

8 Contracting, gesetzlicher Rahmen,
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8 Contracting, gesetzlicher Rahmen,
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50 kW und Brennstoffzellen-Anlagen. Die Förderung der 
alten Bestandsanlagen ist jedoch auf insgesamt 14 TWhel 
(Mrd. kWhel) ab dem 01.04.2002 beschränkt.

8.2.4  EMISSIONSRECHTEHANDEL

Am 9. Dezember 2002 hat der EU-Umweltministerrat 
einen Beschluss zur Einführung des EU-weiten Emis-
sionsrechtehandels gefasst. Danach soll der Emissions-
rechtehandel im Jahr 2005 beginnen und bis spätestens 
zum Jahr 2008 für die energieintensiven Branchen 
verpfl ichtend sein. Den Betreibern von Anlagen der 
energieintensiven Branchen werden jährlich abnehmende 
Emissionsrechte zugestanden. Werden die angestrebten 
Emissionsmengen überschritten, muss entweder eine 
Gebühr gezahlt werden oder es müssen Emissionsrechte 
eines anderen Teilnehmers gekauft werden, der seine 
Emissionsminderung übererfüllt hat.

Der Emissionshandel dürfte die überwiegende Zahl der 
Gewerbebetriebe nicht betreffen, da zunächst energie-
intensive Branchen angedacht sind. Dazu gehören 
Verbrennungsanlagen oder Anlagengruppen mit einer 
Feuerungsleistung größer 20 MW, Anlagen der Zement-, 

Metall-, Grundstoff- und Papier- und Zellstoffi ndustrie. 
Die genaue nationale Ausgestaltung liegt bislang noch 
nicht vor. Die einzelnen EU-Mitgliedsstaaten haben die 
Möglichkeit, den betroffenen Branchen und Unterneh-
men die Emissionsrechte kostenlos zuzuteilen. Bis 2007 
können einzelne Branchen vom Emissionsrechtehandel 
befreit werden. Den Unternehmen soll eine Poolbildung 
gestattet werden, d.h. dass mehrere relevante Anlagen an 
einem Standort gemeinsam betrachtet werden können. 

Aktuelle Informationen zum geplanten Emissionsrech-
tehandel werden unter anderem vom Bundesumweltmi-
nisterium regelmäßig veröffentlicht.

8.3  STAATLICHE FÖRDERUNG, INFORMATIONS- 

 UND BERATUNGSSTELLEN IN BADEN-  

 WÜRTTEMBERG

Die Bundesrepublik Deutschland und das Land Baden- 
Württemberg fördern durch zinsverbilligte Darlehen, 
Zulagen und Zuschüsse die rationelle Energienutzung 
und den Einsatz erneuerbarer Energiequellen. Gefördert 
werden z.B. bestimmte energiesparende Investitionen. 
Was gefördert werden kann, ist im einzelnen den Förder-
richtlinien zu entnehmen.

Ebenfalls vom Land Baden-Württemberg bzw. der 
Bundesregierung werden Energieberatungen und Energie-
Kurzberatungen gefördert. Sowohl das Rationalisierungs-
kuratorium der Deutschen Wirtschaft (RKW), wie auch 
das Landesgewerbeamt (LGA), geben hierüber Auskünfte.
Das Informationszentrum Energie des LGA hat entspre-
chendes Informationsmaterial über mögliche Finanzhilfen 
zur Energieeinsparung aufbereitet und hilft darüber 
hinaus in allen Fragen der rationellen Energienutzung und 
des Einsatzes erneuerbarer Energien. Außerdem infor-
miert das Landesgewerbeamt über mögliche Finanzhilfen 
im Rahmen der Gewerbeförderung und im Bereich des 
Umweltschutzes.

Weiter stehen die Berater bei den Fördereinrichtun-
gen, Kammern, Verbänden und Energieversorgern zur 
Verfügung. Eine Auswahl von Informationsstellen in 
Baden-Württemberg ist im Anhang F zusammengestellt. 
Darüber hinaus ist in der Förderdatenbank des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Arbeit (www.bmwi.de/) 
eine Übersicht über die laufenden Förderprogramme 
dargestellt.

Art der Anlage 2004 2005 

alte Bestandsanlagen
(Inbetriebnahme bis 
31.12.1989)

1,38 1,38 

neue Bestandsanlagen
(Inbetriebnahme nach 
dem 31.12.1989 bis 
zum 31.03.2002) 

1,38 1,38 

modernisierte Anlagen
(Aufnahme des Dauer-
betriebs vom 
01.04.2002 bis zum 
31.12.2005)

1,74 1,69 

neue kleine KWK-
Anlagen (elektrische
Leistung von 50 bis 
2.000 kW) 

2,40 2,40 

neue kleine KWK-
Anlagen bis zu einer 
elektrischen Leistung 
von 50 kW und Brenn-
stoffzellen-Anlagen

5,11 ct/kWh für den Zeit-
raum von zehn Jahren ab 
Inbetriebnahme. Bei klei-
nen KWK-Anlagen: Auf-
nahme des Dauerbetriebs 

bis zum 31.12.2005. 

Tabelle 8-3: Zuschläge zu den Vergütungssätzen der 
Energie versorgungsunternehmen gemäß KWK-Gesetz in 
Cent/kWh
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9   Zusammenfassung

Der effi ziente Einsatz von Energie ist hinsichtlich 
unserer Verantwortung gegenüber kommender Genera-
tionen als auch hinsichtlich der mittelfristigen Verbesse-
rung der Wettbewerbsposition von Unternehmen von 
wesentlicher Bedeutung. 

Der Leitfaden zeigt auf, wie durch die Entwicklung von 
individuellen Energiekonzepten und die Umsetzung von 
Maßnahmen der Energieverbrauch, die Energiekosten 
oder die Umweltauswirkungen reduziert werden können.
Hierzu werden zunächst Informationen zur Energiebe-
schaffung und zur Rationellen Energieanwendung darge-
stellt und mit Beispielen veranschaulicht. Darüber hinaus 
bestehen vielfältige Möglichkeiten, die erforderliche Nut-
zenergie durch effi ziente Energieversorgungssysteme oder 
den Einsatz erneuerbarer Energieträger zu verbessern. 

Exemplarisch werden für ausgewählte Branchen Energie-
kennzahlen zusammen gestellt, die eine erste Bewertung 
der Energieeffi zienz eines Betriebes ermöglichen und als 
Entscheidungsgrundlage für detailliertere Untersuchun-
gen verwendet werden können. 

Wird auf Grund dieser ersten Bewertung ein Handlungs-
bedarf identifi ziert oder werden größere Änderungen im 
Betrieb vorgenommen (z.B. Erweiterungen, Um- oder 

Neubauten) können durch die Erstellung eines Energie-
konzeptes Verbesserungsmöglichkeiten bzw. die optimale 
Gestaltung des Systems identifi ziert und bewertet werden. 
Eine hierzu zweckmäßige Vorgehensweise und die we-
sentlichen zu beachtenden Aspekte werden systematisch 
dargestellt und mit Beispielen aus mehreren Betrieben 
veranschaulicht. 

Es wird deutlich, dass sich die Unternehmen in ihrer 
Struktur und den Randbedingungen oft deutlich unter-
scheiden. Aus diesem Grund ist die Entwicklung von indi-
viduellen Lösungen (möglichst unter Hinzuziehen eines 
externen Beraters) erforderlich. Auch können in diesem 
Leitfaden nicht Energiekonzepte für alle Branchen und 
Techniken diskutiert werden, jedoch sind im Anhang B 
und im Anhang C weiterführende Informationsquellen 
aufgelistet.

In vielen Fällen werden bisher die vorhandenen Verbes-
serungspotenziale in Betrieben nicht oder nur zum Teil 
ausgeschöpft. Die Hemmnisse, die z.B. durch mangelnde 
Fachkenntnisse oder verfügbares Personal sowie fi nan-
zielle Mittel bestehen, sollen durch diesen Leitfaden 
vermindert werden. Deshalb wird auch den Themen 
Contracting und Staatliche Förderung bzw. Informations-
stellen ein wesentlicher Teil des Leitfadens gewidmet. 
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Anhang A

Norm Ausgabe Bezeichnung 

DIN 277-1 2000-09
(Entwurf)

Grundflächen und Rauminhalte von Bauwerken im Hochbau - Teil 1: Begriffe, 
Ermittlungsgrundlagen 

DIN 1946   

DIN 5035-2 1990-09 Beleuchtung mit künstlichem Licht; Richtwerte für Arbeitsstätten in Innenräumen 
und im Freien 

DIN 51 731 1996 Prüfung fester Brennstoffe – Presslinge aus naturbelassenem Holz – Anforderun-
gen und Prüfung. 

DIN EN 255-1 1997-07 Luftkonditionierer, Flüssigkeitskühlsätze und Wärmepumpen mit elektrisch ange-
triebenen Verdichtern - Heizen - Teil 1: Benennungen, Definitionen und Bezeich-
nungen.

DIN EN 255-2 1997-07 Luftkonditionierer, Flüssigkeitskühlsätze und Wärmepumpen mit elektrisch ange-
triebenen Verdichtern - Heizen - Teil 2: Prüfungen und Anforderungen an die 
Kennzeichnung von Geräten für die Raumheizung 

ÖNORM M 7135 2000 Presslinge aus naturbelassenem Holz und naturbelassener Rinde – Pellets und 
Briketts, Anforderungen und Prüfbestimmungen.  
(Österreichisches Normungsinstitut) 

   

Richtlinie Ausgabe Bezeichnung 

DVGW W 551 1993-03 Trinkwassererwärmungs- und Leitungsanlagen; Technische Maßnahmen zur 
Verminderung des Legionellenwachstums 

VDI 2067-1 2000-09 Wirtschaftlichkeit gebäudetechnischer Anlagen: Grundlagen und Kostenberech-
nung

VDI 2071 1997-12 Wärmerückgewinnung in Raumlufttechnischen Anlagen  

VDI 3807-1 1994-06 Energieverbrauchskennwerte für Gebäude - Grundlagen 

VDI 3807-2 1998-06 Energieverbrauchskennwerte für Gebäude - Heizenergie- und Stromverbrauchs-
kennwerte

VDI 3922 1998-06 Energieberatung in Industrie und Gewerbe 

VDI 4640-2 2001-09 Thermische Nutzung des Untergrundes - Erdgekoppelte Wärmepumpenanlagen 

VDI 4650-1 2003-01 Berechnung von Wärmepumpen - Kurzverfahren zur Berechnung der Jahresauf-
wandszahlen von Wärmepumpenanlagen - Elektro-Wärmepumpen zur Raumhei-
zung

VDI 4661 2003-09 Energiekenngrößen: Definitionen, Begriffe, Methodik 

VDI 4650-1 2003-01 Berechnung von Wärmepumpen - Kurzverfahren zur Berechnung der Jahresauf-
wandszahlen von Wärmepumpenanlagen - Elektro-Wärmepumpen zur Raumhei-
zung

VDI 6025 1996-11 Betriebswirtschaftliche Berechnungen für Investitionsgüter und Anlagen 

   

Verordnung Ausgabe Bezeichnung 

1. BImSchV 1997 1997 Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung über Kleinfeuerungsanlagen – 1. BImSchV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. März 1997 (BGBI. I S. 490). 

NORMEN, RICHTLINIEN UND VERORDNUNGEN
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Anhang B

Link Erläuterung 

www.energienetz.de  Infos zur Beschaffung von Strom, Fernwärme, Erdgas, Flüssiggas 

www.wuerzburg.ihk.de/energie  Infos zur Beschaffung von Strom, Fernwärme, Erdgas, Flüssiggas 

www.brennstoffhandel.de Infos zur Beschaffung und Preisentwicklung von Brennstoffen 

INFORMATIONEN ZUR ENERGIEBESCHAFFUNG UND TARIFRECHNER

Link Rechner Erläuterung 
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www.get-the-power.de x x x x   klare Struktur 

www.greenprices.de   x    Datenbank mit über 100 Ökostrom-
Anbietern: Preise, Stromzusammen-
setzung u. a. 

www.strom-guenstiger.de x x x  x x  

www.strominfos.de x x x  x x  

www.stromkosten.de x x x  x x branchenspezifische Last- und 
Verbrauchsdarstellungen

www.strommagazin.de x x x  x x  

www.strompreise2000.de        

www.strompreisinfo.de        

www.stromseite.de x x x  x x  

www.stromtabelle.de x  x  x x Vergleichsmöglichkeiten mit eige-
nen Verträgen

www.stromtarife.de x x x  x x  

www.stromtip.de x  x    Gute grafische Auswertung, Ver-
gleich mit bisherigem Anbieter 

Informationen zur Energiebeschaffung

Tarifrechner für Strom und Gas

Link Erläuterung 

www.enyco.de Marktplatz sowohl für größere Kunden (Ausschreibung) als auch für 
KMU (reverse-auction) 

www.vea-online.de  Handelsplatz des Verbandes der Energieabnehmer e.V. 

Business to Business - Energiehandelsplätze
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Anhang C

ENERGIEKONZEPTE UND VERGLEICHSKENNZAHLEN FÜR BRANCHEN 

Organisation und Link Erläuterung 

Forum "Energie effizient nutzen - 
Schwerpunkt Strom"
(Initiative des Wirtschaftsministeri-
ums Baden-Württemberg in Zu-
sammenarbeit mit der baden-
württembergischen Wirtschaft)  
www.isi.fhg.de/e/publikation/fachart
ikel/haupt.htm

Allgemein: Energie rationell nutzen, Mitarbeitermotivation, Energiema-
nagement, Contracting 

Technik: Elektrischen Antrieb, Lüftungstechnische Anlagen, Druckluft, 
Beleuchtungssysteme, Blockheizkraftwerke (BHKW), Wärmerückge-
winnung, Bürogeräte und Kommunikationsanlagen. 

Branchen: Holzverarbeitende, Ziegel-, Papier-, Kunststoffverarbeitende 
Fleischverarbeitende Industrie, Metallverarbeitendes Gewerbe, Bäcke-
reien, Milchverarbeitende Betriebe, Textilindustrie,

Bayerisches Landesamt für Um-
weltschutz – Umweltforschung
www.bayern.de/lfu/luft/veroeffentlic
h/umweltforsch/umweltforsch.htm

Technik: Raumlufttechnische Anlagen, BHKW 

Branchen: Papier-, Kunststoffverarbeitende, Maschinenbau-, Textilver-
edelungsindustrie, Fleischverarbeitende Betriebe, Molkereien, Großbä-
ckereien, Bäckerhandwerk 

Sonstiges: Nachwachsende Rohstoffe, Biogas, Pflanzenöle 

Wirtschaftskammer Oberöster-
reich – Energiewirtschaft und Ener-
gietechnik: Branchenkonzepte 
http://wko.at/ooe/energie/branchen/b
ranchen.htm

Branchen: Bäcker, Brauereien, Bürobetriebe, Banken / Versicherungen, 
Fleischer, Friseure, Gärtnereien, Gastronomie, Kunststoffverarbeiter, 
Lebensmittel-Einzelhandel, Maschinenbau-, Stahlbau-, Eisen- und Me-
tallindustrie, Säge-, Stein- und keramische Industrie, Tischlereien 

Technik: Druckluft, Beleuchtung, Lastmanagement und Blindstrom-
kompensation, Spitzenlastwächter in Fleischereien 

Energie-Informationen in der 
Schweiz  
www.energie.ch

Branchen: Autogarage, Bäckerei, Büro, Gastronomie, Hotel mit Restau-
rant, Hotel ohne Restaurant, Eisengießerei, Lackiererei, Metzgerei, Pfle-
geheim, Restaurant, Steinwerk, Sägerei, Schreinerei, Lebensmittelladen, 
Viehwirtschaft, Wäscherei 

Technik: Beleuchtung, Druckluft, Heizungspumpen, Holztrocknung, 
Kälte, Lüftung, Späneabsaugung, Warmwasser

Kampagne Druckluft effizient des
VDMA, der DENA und der FhG-ISI 
www.druckluft-effizient.de

Technik: Druckluft (Wärmerückgewinnung) 

Vieweg Verlag, Reihe zur Ratio-
nellen Energienutzung in unter-
schiedlichen Branchen 
www.vieweg.de

Branchen: Holzbe- und verarbeitendes Gewerbe, Kunststoff verarbei-
tende Industrie, Gartenbau, Ernährungsindustrie Milchverarbeitung Me-
tallindustrie, Textilindustrie, Krankenhäuser

Layer, G. et al.: Ermittlung von 
Energiekennzahlen für Anlagen, 

Herstellungsverfahren und Erzeug-
nisse. München: Forschungsstelle 
für Energiewirtschaft, 1999
www.ffe.de

Branchen: Milch und Milchprodukte, Körnertrocknung, Grünfutter-
trocknung, Zuckerherstellung , Bierherstellung, Malzherstellung, Papier- 
und Zellstoffherstellung, Glasherstellung, Feinkeramik, Ziegelherstel-
lung, Zementherstellung, Kalksandsteinherstellung NE-Metalle, Gie-
ßereierzeugnisse, Eisen- und Stahlerzeugung

Kubessa, M.: Energiekennwerte:

Handbuch für Beratung, Planung, 
Betrieb. Potsdam: Brandenburgische 
Energiespar-Agentur, 1998 

Branchen und Techniken: Gewächshäuser, Landwirtschaft, Fleische-
reien, Bäckereien, Textilreinigung/Wäschereien, Friseurgeschäfte, Kfz-
Werkstätten, Einzelhandel, Ernährungswirtschaft, Textilgewerbe, Holz-
gewerbe, Papiergewerbe, Chemische Industrie, Verarbeitung von Steinen 
und Erden, Keramikgewerbe, Glasgewerbe, Metallerzeugung, Gießerei, 
Schmieden, Wärmebehandlung von Metallen, Oberflächenveredelung, 
kommunale und öffentliche Gebäude 

Effiziente Energienutzung in In-
dustrieanlagen (Transferstelle Bin-
gen und EffizienzOffensive Energie 
Rheinland-Pfalz e.V.)
www.energie-industrie.de

Beispiele umgesetzter Maßnahmen aus den Bereichen Rationelle E-
nergienutzung, Gekoppelte Energieversorgung, Energie-Management, 
Energierückgewinnung, Reststoffnutzung, Verfahrensoptimierung 
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Anhang C

Organisation und Link Erläuterung 

BINE-Informationsdienst des
Fachinformationszentrum Karlsruhe 
GmbH 
www.bine.info und www.energie-
projekte.de

BINE-Informationsdienst fördert den Informations- und Wissenstransfer 
aus der Energieforschung in die Anwendungspraxis, Beispiele umge-
setzter Maßnahmen und Projektinformationen zu innovativen Gebäu-
den, effizienten Energietechniken, modernen Technologieanwendungen, 
Energiekonzepten und -strategien 

Energieagentur NRW
www.ea-nrw.de

Informationsbroschüren für eine Vielzahl von Branchen und Techniken 
als Download verfügbar. 

www.masterlux.de Bewertung der Energieeffizienz eines Betriebes im Vergleich zu anderen 
Betrieben des gleichen Wirtschaftszweigs (Kommerzielles Portal) 

Gemeinschaft Energielabel 
Deutschland
www.energielabel.de

Informationen zu energieeffizienten Geräten der Büro- und Unterhal-
tungselektronik. Listen ausgezeichneter Geräte. 

Informationskampagne der 
Energiestiftung Schleswig-
Holstein www.wirklich-aus.de

Tipps zur Minimierung der Leerlaufverluste. Gerätedatenbank effizienter 
Geräte



69

Anhang D

CHECKLISTE FÜR DIE ERSTELLUNG EINES ENERGIEKONZEPTES

Pos. Tätigkeit Verant-
wortlich 

Ter-
min

Erle-
digt

1 Definition des zu untersuchenden Bereichs 

z. B. gesamter Betrieb, Gebäude A, Druckluftanlage

   

2 Festlegung der Ziele 

z. B. Senkung der Energiekosten, Verbesserung der Arbeitsbedingungen,  
CO2-Einsparung

   

3 Entscheidung über interne Bearbeitung oder vollständige/teilweise Vergabe 
an externe Berater 

ggf. Ausschreibung, Prüfung von Angeboten und Auftragserteilung 

   

4 Information der betroffenen bzw. verantwortlichen Mitarbeiter 

z. B. durch ein Treffen der Projektverantwortlichen 

   

5 Erfassung des Ist-Zustands 

z. B. unter Verwendung des Erfassungsbogens im Anhang F 

   

6 Darstellung und Bewertung des Ist-Zustandes 

Energieanwendung 
ggf. unter Verwendung von Kennzahlen gemäß Kap. 5 oder der

Quellen im Anhang A 

Energieversorgung  
z. B. Vergleich zum Stand der Technik, vgl. Kap. 4 

Energiebeschaffung
ggf. unter Verwendung der Tarifrechner im Anhang B

   

7 Erarbeitung von Verbesserungsvorschlägen 

Rationelle Energieanwendung 
z. B. Maßnahmen gemäß Kap. 3 in der Rangfolge: Vermeiden, vermin-
dern bzw. wieder verwenden von Energie 

Effiziente Energieversorgung  
ggf. Einsatz regenerativer Energieträger

Verbesserung der Energiebeschaffung 
z. B. durch Preisverhandlungen oder Energieträgerwechsel

   

8 Prüfung von Fördermöglichkeiten 

z. B. Sichtung von Informationsmaterial, Kontaktaufnahme zu Förderstellen 
oder zum Landesgewerbeamt Baden-Württemberg sowie den im Anhang F 

genannten Beratungsstellen 

   

9 Entwicklung von Gesamtkonzepten 

Kombination von Einzelmaßnahmen zu Maßnahmenpaketen und deren
Gegenüberstellung und ggf. Berücksichtigung von geplanten Änderungen

(z. B. Produktionserweiterungen oder Gebäudesanierungen) 

   

10 Bewertung und Maßnahmenauswahl 

z. B. hinsichtlich Wirtschaftlichkeit, Minderung von Energieverbrauch und 
CO2-Emissionen, Risiken, ... 

   

11 Präsentation und Abschlussbericht 

Inhalt gemäß Gliederung in Kap. 6.6 

   

12 Umsetzung 

ggf. als Contracting-Projekt oder unter Einbeziehung von Eigenleistung 
(Ausschreibung, Prüfung von Angeboten und Auftragserteilung)

   

13 Erfolgsbilanz 

Vergleich der geplanten Kosten und Einsparungen mit den tatsächlich reali-
sierten unter Berücksichtigung sonstiger Einflüsse
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Anhang E

FORMBLATT ZUR ERFASSUNG DES IST-ZUSTANDS

Der im Folgenden dargestellte Erfassungsbogen kann 
als Hilfsmittel zur Erfassung der wesentlichen Daten für 
die Erstellung von Energiekonzepten eingesetzt werden. 
Werden darüber hinaus weitere Informationen, wie 
z.B. Energiebezugs-Abrechnungen der letzten Jahre, 

Emissionsberichte des Schornsteinfegers und technische 
Unterlagen der Systeme beigefügt, ist bereits ein wesent-
licher Teil der Erfassung des Ist-Zustands geleistet. Ergän-
zend hierzu sind in /LGA 99/ weitere Erhebungsbögen für 
die Analyse von Betrieben oder Anlagen dargestellt.

Firma: Name:

Straße: Tel.:

PLZ und Ort: Fax:

Branche: E-Mail:

Zahl der  
Beschäftigten:

Produktionsmenge bzw. 
erbrachte Dienstleistung 

ALLGEMEINE ANGABEN

Gebäudeart:   Bürogebäude Nutzfläche: _______ m² (BGFa nach DIN 277-1) 

  Industriehalle/Werkstatt Grundfläche: _______ m² 

  Hotel Geschosszahl: _______

  __________________ Baujahr: _______

Sanierung:  ja  nein 

Maßnahmen:

ANGABEN ZUM GEBÄUDE

g

Zeitraum Verbrauch
[kWh]

Leistung
[kW]

Blindarbeit
[kVArh]

Jahr: 200__ HT NT Gesamt   

Jan.      

Feb.      

Mrz.      

Apr.      

Mai      

Jun.      

Jul.      

Aug.      

Sep.      

Okt.      

Nov.      

Dez.      

Gesamt      

Vorjahr      

Die Angaben können entweder an den Zählern der Übergabestation abgelesen werden oder aus Abrechnung des 
Stromlieferanten (ggf. nur Jahreswerte) entnommen werden. Bitte Abrechnungen des letzten Jahres beifügen. 

Zusätzlich ist der typische Verlauf der Leistung in stündlicher Auflösung erforderlich. Dieser kann bei größeren 
Abnehmern ggf. vom Stromlieferanten zur Verfügung gestellt oder durch Messungen ermittelt werden. Alterna-
tiv kann auch durch die Beschreibung des Betriebsablaufs, d. h. Betriebszeiten, Pausen usw., ein Lastgang kon-
struiert werden. 

ANGABEN ZUM STROMVERBRAUCH
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Anhang E

ANGABEN ZUM STROMTARIF

Stromlieferant:  Tarifart:  

Grundbetrag:  [€/Monat] Arbeitspreis HT:  [ct/kWh] 

Leistungspreis:  [€/kW] Arbeitspreis NT:  [ct/kWh] 

Blindleistungspreis:  [€/kVArh]    

Angaben ohne Steuern und Abgaben nach EEG und KWK-Gesetz.  
Bitte Abrechnungen des letzten Jahres beifügen. 

ANGABEN ZUM BRENNSTOFF- UND FERNWÄRMEVERBRAUCH

Energieträger Verbrauch Leistung Kosten 

Heizöl EL:  [Liter]  [€/a] 

Erdgas:  [m³]  [kWhHo]  [kW]  [€/a] 

Fernwärme:  [kWh]  [kW]  [€/a] 

...      [kW]  [€/a] 

      [kW]  [€/a] 

Kosten inkl. sonstiger Steuern und Abgaben ohne MwSt. Bitte Abrechnungen des letzten Jahres beifügen.
Bei Heizöl Mittelwert der letzten Jahre. 

ANGABEN ZU DEN WÄRMEERZEUGERN

Wärmeerzeuger  
(Bauart, Herseller, Typ)

Energieträger Baujahr Kesselleistung
[kW]

Abgasverluste
[%] 

1     

2     

3     

4     

Daten gemäß Typenschilder und Emissionsmessungen des Schornsteinfegers. 

ANGABEN ZUM WASSER- UND PROZESSWÄRMEVERBRAUCH

Zeitraum Wasser
verbrauch
(Gesamt)

Warmwasser
verbrauch

(Temperatur: ____ °C)

Prozesswärme-
verbrauch
(Gesamt)

Prozesswärme-
leistung

(Gesamt)

Jahr: 200_ [m³] [m³] [kWh] [kW]

Jan.     

Feb.     

Mrz.     

Apr.     

Mai     

Jun.     

Jul.     

Aug.     

Sep.     

Okt.     

Nov.     

Dez.     

Gesamt     

Vorjahr     

Der typische Verlauf der Prozesswärmeleistung ist in stündlicher Auflösung erforderlich. Falls keine Messwerte 
verfügbar sind, kann durch die Beschreibung des Betriebsablaufs, d. h. Betriebszeiten, Pausen usw., ein Last-
gang konstruiert werden.
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Anhang E

ANGABEN ZUR HEIZUNGSANLAGE

Heizflächen Auslegungstemperaturen

 Fußbodenheizung (bei Norm-Außentemperatur von -12 °C)

 Heizkörper Vorlauf: °C 

 Deckenstrahlungsheizung Rücklauf: °C 

 ...   

ANGABEN ZUR LÜFTUNGSANLAGE

Versorgungsbereich: Art des Systems: 

Luftstrom: m³/h   Reine Abluftanlage 

Ventilatorleistung: kW   Zuluft-/Abluftanlage 

Jahresstromverbrauch: kWh/a   Klimaanlage 

Wärmerückgewinnung:   ja  nein   ... 

SONSTIGES
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Anhang F

AUSGEWÄHLTE INFORMATIONS- UND BERATUNGSSTELLEN IN BADEN-WÜRTTEMBERG

AnsprechpartnerBenennung

Name Telefon / Fax E-Mail / Internet 

Landesgewerbeamt Baden-Württemberg 
Informationszentrum Energie 

Willi-Bleicher-Str. 19, 70174 Stuttgart 

Hr. Bouse 0711/123-2522 

0711/123-2649 

dieter.bouse@lgabw.de

www.lgabw.de/ie

Fachverband Sanitär-Heizung-Klima 
Baden-Württemberg
Viehhofstr. 11, 70188 Stuttgart 

Hr. Knapp 
Hr. Zahn 

0711/483091 

0711/46106060 

info@fvshkbw.de

www.fvshkbw.de

Fachverband Elektro- und Informations-
technik Baden-Württemberg 
Voltastr. 12, 70376 Stuttgart 

Hr. Mayerl
Hr. Häusler 

0711/95590666

0711/551875 

info@fv-eit-bw.de

www.fv-eit-bw.de

Industrieverband Technische Gebäude-
ausrüstung Baden-Württemberg e. V. 
Burgenlandstr. 44 d, 70469 Stuttgart 

Hr. Meyer 0711/1353150 

0711/814049 

verband@itga-bw.de

www.itga-bw.de

Verband der Elektrizitätswirtschaft  
Baden-Württemberg e. V. 
Stöckachstr. 48, 70190 Stuttgart 

Hr. Dr. 
Schneider

0711/267089 

0711/267087 

info@vdew-bw.de

www.vdew-bw.de

Verband der Gas- und Wasserwerke 
Baden-Württemberg e. V. 
Stöckachstr. 48, 70190 Stuttgart 

Fr. Müller 
Hr. Pfau 

0711/2622980 

0711/2624175 

vgw-dvgw-bw@t-online.de

www.dvgw.de

Verband für Energiehandel
Südwest-Mitte e. V. 
Tullastraße 18, 68161 Mannheim 

Hr. Funke 0621/411095 

0621/415222 

info@veh-ev.de

www.veh-ev.de

Großabnehmerverband Energie
Baden-Württemberg e. V. 
Breitlingstr. 35, 70184 Stuttgart 

Hr. Rudolf 0711/237250 

0711/2372599 

gav@gav-energie.de

www.gav-energie.de

Klimaschutz- und Energieagentur  
Baden-Württemberg GmbH 
Griesbachstr. 10, 76185 Karlsruhe 

Hr. Bunk 0721/984710 

0711/9847120 

info@kea-bw.de

www.kea-bw.de

Landesverband der Baden-
Württembergischen Industrie e. V. 
Gerhard-Koch-Str. 2 - 4, 73760 Ostfildern 

Hr.
Bechinka

0711/32732512

0711/32732569 

bechinka@lvi.de

www.lvi.de

RKW Baden-Württemberg GmbH 
Rationalisierungs-Kuratorium der  

deutschen Wirtschaft e. V.  

Königstr. 49, 70173 Stuttgart 

Hr. Sieger 0711/2299833 

0711/2299810 

info@rkw-bw.de

www.rkw-bw.de

Baden-Württembergischer Hand-
werkstag
Heilbronnerstr. 43, 70194 Stuttgart 

Fr. Sabbah 0711/1657413 

0711/1657444 

csabbah@handwerk-bw.de

www.handwerk-bw.de

Baden-Württembergischer Industrie- 
und Handelskammertag
Federführung Fachthema Energie in BW

IHK Karlsruhe 
Lammstr. 13 – 17, 76133 Karlsruhe 

Fr. Jeromin 0721/174174 

0721/174144 

linda.jeromin@karlsruhe. 
ihk.de

www.karlsruhe.ihk.de

Ingenieurkammer Baden-Württemberg 
Geschäftsbereich Energie und Umwelt 

Zeller Str. 26, 70180 Stuttgart 

Hr. Volz 0711/649710 

0711/6497155 

ingkbw@ingenieure.de

www.ingenieure.de

Architektenkammer Baden-Württemberg 
Danneckerstr. 54, 70182 Stuttgart 

Fr. Mundorf 0711/ 2196140 

0711 /2196101 

architektur@akbw.de

www.akbw.de



74

Anhang F

AnsprechpartnerBenennung

Name Telefon / Fax E-Mail / Internet 

Verband Beratender Ingenieure VBI e. V.
Landesverband Baden-Württemberg  

Kanalstr. 1 - 4, 78532 Tuttlingen 

Hr. Dr. 
Breinlinger 

07461/184-0 

07461/184-100 

office@breinlinger.de 

www.vbi.de

Institut für Energiewirtschaft und
Rationelle Energieanwendung (IER),
Universität Stuttgart 
Heßbrühlstr. 49 a, 70565 Stuttgart 

Hr. Leven 

Hr. Dr. 
Weber 

0711/7806145 

0711/7803953 

bl@ier.uni-stuttgart 

www.ier.uni-stuttgart

Weitere Informationsstellen:
Förderstellen, Banken, Bausparkassen, Energielieferanten, Kommunen, Wirtschafts-, Fach- und Branchenver-
bände, Energieagenturen u. a. 



Baden-Württemberg
LANDESGEWERBEAMT
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